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Editorial: Krisen der Reproduktion 


„A woman'’s work is never done” - Soziale Reproduktion 
in der Debatte 


Nicht nur seit der konstatierten „Pflege- 
katastrophe“ (Der Spiegel 5/2018), in der 
sich Familien hierzulande wiederfänden, 
der Personalnot an Fachkräften oder dem 
medial begleiteten Einzug von „Pepper“ 
und „Paro“, zwei sogenannten sozialen Ro- 
botern, in deutsche Alten- und Pflegeheime 
wird die Frage wieder verstärkt diskutiert, 
wer wie unter welchen Bedingungen und 
mit welchen Ressourcen pflegt und sorgt. 
Diese Frage wird darüber hinaus durch 
eine Zunahme von „Sorge-Kämpfen“ auf- 
geworfen. So nehmen in Krankenhäusern 
wie Altenheimen Auseinandersetzungen 
um Pflege zu, aber auch in Kitas regt sich 
Widerstand gegen die Bedingungen der 
eigenen Arbeit. Es bieten sich somit ver- 
mehrt Anlässe, sich mit dem Bereich des 
Reproduktiven und dessen Veränderungen 
zu beschäftigen. Zugleich ist der Begriff 
der sozialen Reproduktion keineswegs 
selbsterklärend. 

In den feministisch-theoretischen aber 
auch politischen Debatten war und ist der 
Begriffnicht nur Gegenstand der Aushand- 
lung des politischen Selbstverständnisses - 
und somit je nach Kontext und Konjunktur 
mit unterschiedlichen Bedeutungsgehalten 
versehen (worden). Er hat in dieser Debatte 
eine lange Tradition. Schon in der Ersten 
Frauen*bewegung wurde um die Umgestal- 
tung von Hausarbeit gestritten, über Ideen 
nachgedacht, wie ihrer Unsichtbarkeit und 


der damit einhergehenden Isolierung von 
Frauen* im ‘Privaten’ überwunden werden 
könnte - so wurden beispielsweise neue 
Formen nachbarschaftlicher Organisie- 
rung, etwa Hausfrauenkooperativen, so- 
wie neue Baukonzepte wie das küchenlose 
Haus, die Kindertagesstätte, die öffentliche 
Küche oder der Gemeinschaftsspeisesaal 
entwickelt (vgl. Federici 2012: 36). Auch 
in der Zweiten Frauen*bewegung haben 
Fragen unbezahlter Hausarbeit und der 
Kinderversorgung eine wesentliche Rolle 
gespielt. Insbesondere in der sogenannten 
Hausarbeitsdebatte wurde hierüber ebenso 
diskutiert wie über die vergeschlechtlichte 
Arbeitsteilung, die mit ihr verwoben ist, so- 
wie die Naturalisierung dieses Verhältnisses 
(vgl. Kontos/Walser 1978; Federici 2012; 
Haug 2004). Das Verhältnis von Hausarbeit 
zur kapitalistischen Produktion zu theore- 
tisieren, wurde dabei für den Schlüssel ge- 
halten, um die Unterordnung von Frauen* 
zu verstchen (Vogel 2003: 540f.). Seine 
jüngste Konjunktur erlebt der Begriff der 
sozialen Reproduktion in den Debatten 
um eine Care- oder Sorgekrise oder auch 
Krise der sozialen Reproduktion sowie in 
Theorien sozialer Reproduktion, die seither 
neuen Aufschwungerfahren. Darin werden 
die als krisenhaft erlebten Widersprüche in 
den Bereichen der öffentlichen Daseinsvor- 
sorge, in den „privat“ geleisteten Sorgeve- 
rantwortungen oder den transnationalen 
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und globalen Verschiebungen von „Care“ 
ebenso thematisiert wie Kämpfe um soziale 
Reproduktion im Kontext der Sparpolitik 
der letzten Jahre. 

Bereits seit dem ausgehenden 19. Jahr- 
hundert sind Themen der sozialen Re- 
produktion also wesentlicher Teil der 
Geschichte feministischer Theorie und 
Politik - und mit ihnen verknüpft auch von 
Fragen nach dem „Geschlecht“ sowie nach 
dem gesellschaftlichen und kapitalistischen 
Zusammenhang. Um sich einem Verständ- 
nis der sozialen Reproduktion anzunähern, 
lohnt daher ein Blick in seine Rezeptions- 
geschichte. Diese lässt sich jedoch nicht so 
sehr entlang historischer Konjunkturen als 
vielmehr entlang theoretischer Zugänge 
aufzeigen. Ziel des vorliegenden Beitrags 
ist daher, ein Verständnis von sozialer Re- 
produktion anhand der Gemeinsamkeiten 
und Differenzen, Anknüpfungspunkte aber 
auch Unvereinbarkeiten unterschiedlicher 
Perspektiven herauszuarbeiten. Bei der Un- 
terscheidung der Zugänge geht es uns nicht 
darum, die darin zitierten Autor*innen auf 
den jeweiligen Ansatz zu „verpflichten“ - 
denn vermutlich würden viele sich selbst 
zwischen verschiedenen theoretischen 
Perspektiven verorten. Vielmehr sollen 
unterschiedliche Argumentationen und der 
zentrale Fokus des jeweiligen Ansatzes ent- 
lang von drei Fragen deutlich werden: Der 
Frage nach dem Verständnis des Begriffs, 
nach der Verortung von sozialer Reproduk- 
tion im gesellschaftlichen Zusammenhang 
bzw. in der Reproduktion von Kapitalis- 
mus, sowie nach der Bedeutung von „Ge- 
schlecht“ im Zusammenhang von sozialer 
Reproduktion. Nachfolgend unterscheiden 
wir hierfür werttheoretische, subsistenzthe- 
oretische, patriarchatslogische, historisch- 
rekonstruktive, regulationstheoretische und 
politökonomische, sowie biopolitische und 
queerfeministische Zugänge. Abschließend 


möchten wir daraufaufbauend noch einmal 
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kurz die Notwendigkeit einer hegemonie- 
theoretischen Perspektive stark machen. 


Werttheoretische Zugänge 


Die werttheoretische Diskussion nähert 
sich dem Begriff der sozialen Reproduktion 
über den Versuch, die marxsche (Arbeits-) 
Werttheorie zu vertiefen. Das Vorhaben ist 
dabei im Kontext der feministischen Kam- 
pagnen „Lohn für Hausarbeit“ der 1970er 
Jahre zu begreifen. Dies war jedoch weni- 
ger eine realpolitische Forderung als eine 
grundsätzliche Überlegung, dass es sich bei 
Hausarbeit schlicht um Arbeit handelt, de- 
ren Bedingungen - analog zur Lohnarbeit 
- analysiert und politisiert werden sollen. 
Den Ausgangspunkt der Argumentation 
bildet dabei die Annahme, dass die soziale 
Reproduktion einen „blinde[n] Fleck in der 
Kritik der politischen Ökonomie“ (Werlhof 
1978) darstelle. Dass Marx die Reproduk- 
tion der Arbeitskraft zwar über ihren Wert 
in den Blick nimmt, jedoch eine nähere 
Bestimmung der sie herstellenden Prozesse 
mit dem Hinweis auf den „Selbsterhal- 
tungstrieb der Arbeiter“ (vgl. Marx 1890, 
MEW 23: 598) unterlässt, wird darin also 
als Leerstelle bestimmt. Werttheoretische 
Perspektiven plädieren dafür, die marxsche 
Theorie um die spezifische Form der Aus- 
beutung weiblicher* Arbeit und/oder der 
sozialen Reproduktion zu ergänzen. 

Dies geschieht zum Beispiel, indem sozi- 
ale Reproduktion bzw. „Hausarbeit“ selbst 
als wertschaffende Arbeit verstanden und 
darüber in die Analyse integriert wird (vgl. 
Dalla Costa 1973; Federici 1975; 2012). 
Reproduktionsarbeit, so die Argumenta- 
tion, stellt nicht nur Gebrauchswerte für 
die unmittelbare Konsumtion, sondern die 
für den Produktionsprozess entscheidende 
Ware Arbeitskraft her. Da gemeinsam mit 
der Arbeitskraft des männlichen* Arbeiters 


auch ein unsichtbarer Anteil der von der 
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Hausfrau* geleisteten Arbeit angeeignet 
wird, produziert „reproduktive Arbeit“ 
dieser Perspektive folgend Mehrwert. Sie 
trage so zur Mehrwertproduktion bei und 
werde scheinbar außerhalb der Produktion 
verrichtet, bleibe aber dennoch - da nicht 
entlohnt - vom ökonomischen Standpunkt 
aus unsichtbar (Dalla Costa 1973: 34; Fe- 
derici 2012: 40). Der Zusammenhang von 
Kapitalismus, sozialer Reproduktion und 
Geschlecht wird in diesem Ansatz also 
darin geschen, dass die „Reproduktion der 
Ware Arbeitskraft“ für die Gewährleistung 
der kapitalistischen Produktion sicherge- 
stellt werden muss und dass dies durch die 
schlecht oder nicht entlohnte und abgewer- 
tete Arbeit von (Haus-)Frauen* geschicht. 
In die Analyse kapitalistischer Ausbeutung 
muss die soziale Reproduktion demzufolge 
explizit integriert werden, denn sie stellt ein 
(zentrales) Moment kapitalistischer Produk- 
tion und daher auch produktive Arbeit dar. 

Auch andere werttheoretische Perspek- 
tiven setzen hier an, gehen jedoch nicht 
davon aus, dass es sich bei der sozialen 
Reproduktion um wertschaffende Arbeit 
handelt. Anstatt diese Prozesse als einen 
Bestandteil kapitalistischer Mehrwert- 
schöpfung zu verstehen, wird vielmehr 
versucht, die sozialen Umstände in den 
Blick zu nehmen, unter denen die Lohnar- 
beitenden als Träger*innen der Arbeitskraft 
und Quelle des Mehrwertes im Alltag sowie 
aufder Ebene der Generationen reproduziert 
werden (vgl. Bhattacharya 2019). Das Ziel 
besteht darin, zu zeigen, dass das Verhältnis 
zwischen der Reproduktion der Arbeitskraft 
und der kapitalistischen Wertschöpfung als 
zugleich notwendig wie grundsätzlich wi- 
dersprüchlich verstanden werden muss (vgl. 
Ferguson o.].; Bhattacharya 2019; Federici 
2012). Notwendigsei dieses Verhältnis, weil 
einerseits kapitalistische Produktion auf die 
Reproduktion der Arbeitskraft angewiesen 


ist; andererseits Menschen aber auch zum 
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Verkauf ihrer Arbeitskraft gezwungen sind, 


um sich selbst reproduzieren zu können - 
soweit sie nicht über Produktionsmittel ver- 
fügen. Zugleich sei das Verhältnis aber auch 
grundsätzlich widersprüchlich, denn kapita- 
listische Wertschöpfungtreibe ihrer inneren 
Logik nach dahin, menschliche Bedürfnisse 
der kapitalistischen Akkumulation unter- 
zuordnen (und in diesem Zuge Reproduk- 
tionskosten wie beispielsweise Löhne oder 
Sozialausgaben zu senken); was umgekehrt 
immer wieder dazu führe, dass Menschen 
gegen die daraus folgenden unmenschlichen 
Bedingungen aufbegehren. In diesem Sinne 
und im Anschluss an Lise Vogel plädieren 
Ronda Kipka und Vincent Streichhahn in 
ihrem Einspruch in diesem Heft für einen 
polit-ökonomischen Reproduktionsbegriff 
und eine daraufaufbauende Erweiterungdes 
Verständnisses von Klassenkämpfen. 

Auch die Theorie der Wertabspaltung 
bzw. der Abjektion von sozialer Reproduk- 
tion bzw. von Care schließt aus einer wert- 
theoretischen Perspektive an Marx’ Kritik 
der politischen Ökonomie an (vgl. Scholz 
2000; Müller 2016). Nicht die Reproduk- 
tion als notwendige Bedingung der kapi- 
talistischen Produktionsweise als vielmehr 
deren Abspaltung bzw. Abjektion als Bedin- 
gung der Realisierung von „Wert“ steht hier 
im Zentrum: kapitalistische Wertschöpfung 
könne sich also erst dadurch realisieren, 
dass „das Weibliche und die Hausarbeit“ 
abgespalten (Scholz 2000: 9) bzw. „Care“ 
zum Abjekten wird (vgl. Müller 2016). In 
diesem Sinne wird die „permanente und 
konstitutive Abwertung großer Teile von 
Care und Care-Arbeit [als] eine Konstante 
im patriarchalen Kapitalismus“ (Müller 
2018: 84f.) verstanden. Hierfür werden vor 
allem zwei Argumente angeführt: Erstens 
basiere die Grundfigur der kapitalistischen 
Produktionsweise auf der Konstruktion von 
autonomen, körperlosen, männlichen* Sub- 
jekten; nämlich insofern die kapitalistische 
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Produktionsweise auf einer zweckrationa- 
len Figur und somit auf der Abjektion von 
Relationalität und Leiblichkeit beruhe 
(Müller 2018: 94; ähnlich Scholz 2000: 9). 
Auf ökonomisch-struktureller wie ebenso 
kulturell-symbolischer Ebene wird also das 
In-Beziehung-Stehen, Verletzbarkeit und 
Abhängigkeit oder das Unstrukturierte 
verworfen. Zweitens zeige sich die konsti- 
tutive Notwendigkeit (der Abjektion) von 
Care in der finanziellen Notwendigkeit von 
Care und Carearbeit sowie ihrer schwierigen 
Rationalisierbarkeit (Müller 2018: 93). Dies 
drückt sich darin aus, dass die abgespaltenen 
und unsichtbar gemachten (Anteile der) 
Caretätigkeiten als meist unbezahlte bzw. 
zusätzliche Arbeit geleistet werden. Im Ka- 
pitalismus werde ein beträchtlicher Anteil 
der Arbeit also immer wieder als unbezahlte 
Arbeit konstituiert.' Der gesellschaftliche 
Gesamtzusammenhang wird hier verstan- 
den als ein konstitutives Verhältnis von 
Wert und Wertabspaltung; oder der Reali- 
sierung kapitalistischer Wertschöpfung auf 
der Grundlage einer Abspaltung von Care 
(oder der sozialen Reproduktion). 


Subsistenztheoretische Zugänge 


Subsistenztheoretische Zugänge entste- 


hen ab Ende der 1970er Jahre in expliziter 


1 Dies zeige sich daran, dass die Bezahlung 
jeglicher unbezahlter Carearbeit den Wert 
der Arbeitskraft um ein Vielfaches erhöhen 
und so die Mehrwertrate entsprechend 
senken oder aber die Staatsausgaben exor- 
bitant vergrößern würde. (Müller 2016: 
81) „Unprofitable Arbeiten“ werden daher 
vom Markt ferngehalten und dadurch auch 
erst als unprofitable markiert - denn diese 
Arbeiten müssen als unbezahlte und daher 
als Voraussetzung des Werts und der größe- 
ren Mehrwertproduktion bei gleichzeitiger 
Naturalisierung und damit Verschleierung 
des dahinterliegenden Verhältnisses geleistet 
werden (Müller 2016: 82£.). 
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Abgrenzung zu werttheoretisch geführten 
Diskussionen, wobei vor allem die Erfah- 
rungen und Auseinandersetzungen mit 
antikolonialen Kämpfen und mit dem ita- 
lienischen Operaismus maßgeblich waren. 
Das Paradigma, dass weder die Mehrwert- 
produktion, noch das politische Subjekt 
allein in der Fabrik zu finden sei, wird dabei 
analytisch auf die Hausarbeit übertragen. 
Im deutschsprachigen Raum entwickelten 
vorallem die sogenannten Bielefelderinnen? 
eine solche Perspektive. Subsistenztheoreti- 
sche Zugänge gehen davon aus, dass es sich 
bei Prozessen der sozialen Reproduktion 
um eine „eigene“, nämlich nicht-kapita- 
listische Produktionsweise handelt (vgl. 
Werlhof 1978: 20; Bennholdt-Thomsen 
1983: 207; Mies 1983: 188f.). Diese stehe 
zwar nicht außerhalb kapitalistischer Ver- 
hältnisse, beruhe jedoch nicht auf kapita- 
listischer Produktion, sondern produziere 
unbezahlt Gebrauchsgüter für den direkten, 
den eigenen Konsum (Werlhof 1978: 21) 
- wie beispielsweise die bäuerliche oder 
häusliche Produktion. Zugleich stelle die 
Subsistenzproduktion, die der Produktion 
und Erhaltung von Leben dient, jedoch 
auch eine Voraussetzung für den Kapitalis- 
mus dar, denn dieser eigne sich die darin 
vorgeleistete und täglich neu zu leistende 
Arbeit (z.B. Reproduktion von Arbeits- 
kraft) risikolos und unentgeltlich an. Erst 
auf dieser Basis beginne dann der „eigent- 
liche“ Kapitalverwertungs- und Akkumu- 
lationsprozess (ebd.: 22). Anschließend an 
Rosa Luxemburg wird der Kapitalismus aus 
subsistenztheoretischer Perspektive folglich 
als ein Herrschaftssystem konzipiert, dasauf 


2 Eine Gruppe feministischer Forscher*innen 
aus Bielefeld, zu denen v.a. Veronika Benn- 
holdt-Ihomsen, Maria Mies und Claudia 
von Werlhof gehörten und die sich mit ihrem 
Ansatz in der Hausarbeitsdebatte der 1970er 
Jahre einen Namen gemacht haben. 


504 


der fortdauernden historischen Gleichzei- 
tigkeit von „kapitalistischen“ und „nicht“- 
kapitalistischen Produktionsweisen basiere. 
Der Kapitalismus beruhe demnach nicht 
nur auf der kapitalistischen Produktion, 
sondern auch auf einer Art fortgesetztem 
Prozess „ursprünglicher Akkumulation“: 
der Ausbeutung und Enteignung nicht- 
kapitalistischer Produktionsweisen. 

Im Zusammenhang mit ihrer Ausei- 
nandersetzung mit globalen Nord-Süd- 
Beziehungen eröffnen die Bielefelderinnen 
in ihrer Forschungdabei auch eine Analogie 
zwischen kolonialen Ausbeutungsverhält- 
nissen und der Ausbeutung reproduktiver 
Arbeiten: Die Entwicklung des Kapitalis- 
mus sei nicht nur mit der Unterwerfung 
und Kolonialisierung anderer Länder, 
sondern auch mit der Unterwerfung von 
Frauen* einher gegangen (was in Europa 
als sogenannte Hexenverbrennung be- 
kannt ist). Die fortdauernde kapitalistische 
Ausbeutung der „nicht“-kapitalistischen 
Produktionsweisen (oder: Subsistenzpro- 
duktion) wird somit auch als ein Prozess 
permanenter Kolonialisierung verstanden. 
Aus der Perspektive subsistenztheoretischer 
Zugänge wird also die Kolonialisierung 


3 Mit dem Prozess der ‘ursprünglichen’ Ak- 
kumulation beschreibt Marx einen Prozess, 
bei dem der Arbeiter von seinen Produk- 
tionsmitteln enteignet wird, und somit 
in die Lage versetzt wird, nichts als seine 
Arbeitskraft zu besitzen, die er von nun an 
verkaufen muss, um sich reproduzieren zu 
können. Er versteht darunter also den Pro- 
zess der Trennung des Produzenten von den 
Produktionsmitteln. Von Werlhof schreibt 
in diesem Zusammenhang, dass für die ka- 
pitalistische Produktion die richtigen Bedin- 
gungen hergestellt werden müssen, es muss 
„den Leuten so lange und so gründlich ihre 
vormalige Kontrolle über Boden, Geräte, 
Kenntnisse und sich selbst entzogen werden, 
dass sie nichts weiter besitzen als ihre nackte 


Arbeitsfähigkeit“ (Werlhof 1983: 144). 
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nach außen wie nach innen als beständiger 
Prozess beschrieben. Weiblich* reproduk- 
tive Tätigkeiten werden hierbei ebenso wie 
(bäuerliche) Arbeit in kolonialisierten Län- 
dern als gleichsam selbstverständlich ver- 
fügbare „natürliche Ressource“ ausgebeutet. 
Die Abdrängung in die Sphäre der Natur 
und des Verfügbaren dient dabei einerseits 
ihrer Enteignung, verfolgt andererseits aber 
auch, wie Werlhof weiter argumentiert, ein 
ökonomisches Kalkül - nämlich eine riesige 
Einsparung von Arbeitskosten (Werlhof 
1986: 149). Zugleich ist die Aneignung 
dieser Arbeit jedoch nicht „nur“ als Kos- 
tenersparnis wesentlich, sondern ebenso 
als Kontrolle über die (v.a. generative) 
Reproduktion von Arbeitskraft. So gehen 
die Bielefelderinnen davon aus, dass der 
kapitalistische Produktionsprozess nicht in 
der Lage sei, fortwährend für die psychi- 
sche, physische, emotionale und vor allem 
‚generative Reproduktion der Arbeitskraft 
zu sorgen, jedoch aufebendiese angewiesen 
sei (Bennholdt-Thomsen 1983: 206; Mies 
1983: 188; Werlhof 1983: 146). Die Kon- 
trolle über die häusliche Produktionsweise 
dient demnach auch dazu, die (generative) 
Reproduktion von Arbeitskraft über einen 
Zugriff auf weibliche* Arbeitskraft und 
Gebärfähigkeit zu kontrollieren. Soziale 
Reproduktion wird aus subsistenztheore- 
tischer Perspektive demnach als angeblich 
„nicht“-kapitalistisches, weil außerhalb der 
Lohnarbeit bestehendes Verhältnis verstan- 
den: Denn in der Betrachtungdes Kapitalis- 
mus als Totalität müssten nicht nur ökono- 
mische Verhältnisse, sondern auch weitere 
für die Akkumulation unabdingbare be- 
rücksichtigt werden (Werlhof 1978: 22£.). 
Entsprechend verschiebt sich die Frage 
nach der gesellschaftlichen Organisation 
von sozialer Reproduktion aus subsistenz- 
theoretischer Sicht (etwa im Vergleich zu 
werttheoretischen Zugängen) dahin, ihre 
An- und Enteignung - etwa von Wissen 
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über Geburt und Geburtenkontrolle, über 
(weibliche*) Körper und Gebärfähigkeit, 
aber auch über „weibliche* Lebensführung“ 
aufzuwerfen. Der Fokus der Bielefelderin- 
nen liegt aufder generativen Reproduktion 
und Gebärfähigkeit (von Frauen*), d.h. der 
Enteignung und Verfügung über scheinbar 
natürliche Ressourcen. 


Patriarchatslogische Zugänge 


Patriarchatslogische Zugänge begreifen 
ähnlich wie die subsistenztheoretischen 
Ansätze soziale Reproduktion im Rahmen 
einer eigenständigen Produktionsweise. 
Zugleich markierten sie eine stärkere Ab- 
setzbewegung feministischer gegenüber lin- 
ken und marxistischen Gruppen und ab den 
1980er Jahren das Aufkommen der autono- 
men Frauenbewegung. Fokussiert wird bei 
patriarchatslogischen Zugängen wiederum 
vorallem aufdie unbezahlte Hausarbeit von 
Frauen*. Unter dem Label „radikaler Femi- 
nismus“ wird dabei ein Perspektivwechsel 
gegenüber den (älteren) werttheoretischen 
Ansätzen vollzogen: nicht so sehr nach der 
Funktionalität, sondern nach der Ursache 
für die Ungleichverteilung reproduktiver 
Tätigkeiten und der damit verbundenen 
Unterdrückung von Frauen* wurde gefragt. 
Diese wurde im Patriarchat verortet. 
Trotz der Abgrenzung nehmen pat- 
riarchatstheoretische Zugänge durchaus 
Anleihen am Analysevokabular der politi- 
schen Ökonomie, wenngleich eher in einem 
alltagssprachlichen Sinn (vgl. Asenbaum/ 
Kinzel 2010): Der kapitalistischen Produk- 
tionsweise mit ihrer Form der Ausbeutung 
wird in Analogie eine nicht-kapitalistische, 
häusliche Produktionsweise mit patri- 
archaler Ausbeutung gegenübergestellt. 
Nutznießer dieser Produktionsweise, so 
die zentrale These, ist nicht primär das Ka- 
pital, sondern der (Ehe-)Mann, der direkt 
von der unbezahlten Arbeit im Haushalt 
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profitiert. Erwird zum programmatischen 
„main enemy“ (Delphy 1977), wie die fran- 
zösische Soziologin und Frauenaktivistin 
Christine Delphy es formulierte. Ihr zu- 
folge handelt es sich bei den unbezahlten 
reproduktiven Tätigkeiten der Hausfrau 
um Tätigkeiten, die prinzipiell auch ent- 
lohnt werden könnten. Grundlegend für 
die patriarchale Ausbeutung der Frauen 
durch ihre Ehemänner ist dabei der Ehe- 
vertrag. Als „Arbeitsvertrag“ stelle er auch 
über die Scheidung hinaus (etwa über Un- 
terhaltspflichten der Frau für ihre Kinder) 
die patriarchale Ausbeutung von Frauen 
sicher (vgl. Delphy 1992). Dementspre- 
chend konstituieren Frauen* laut Delphy 
„als Frauen dazu bestimmt, ‘die Ehefrau’ 
von jemandem zu werden“ (ebd.) eine ei- 
gene Klasse (vgl. Firestone 1971). 

Auch unter radikalfeministischen An- 
sätzen war ein solch statisches und univer- 
salistisches Verständnis vom Patriarchat 
umstritten, bedeutete dies doch, dass die 
Unterordnung von Frauen* nicht mehr 
analysiert, sondern jeweils (empirisch) nur 
noch aufgezeigt werden musste (vgl. Millet 
1971; Firestone 1971). In Auseinanderset- 
zung mit dieser Problematik entwickelte 
Heidi Hartmann einen der meist rezipier- 
ten Ansätze der dual-system-Iheorie und 
prägte das Bild von der „unglücklichen 
Ehe zwischen Marxismus und Feminismus“ 
(Hartmann 1979). Sie fasst Kapitalismus 
und Patriarchat als zwei autonome Un- 
terdrückungsmechanismen, die historisch 
stets in einem bestimmten Verhältnis ste- 
hen. Während sich die kapitalistische Pro- 
duktionsweise dadurch auszeichne, dass sie 
eine prinzipielle Hierarchie schaffe, seien es 
erst konkrete Geschlechter- und rassistische 
Verhältnisse, die bestimmen, wer in diesen 
Hierarchien schließlich welchen Platz 
einnehme. Konsequenterweise müssen die 
geschlechterunsensiblen Kategorien des 
Marxismus um Patriarchatstheorien ergänzt 
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werden, um die Unterdrückungvon Frauen* 
zu analysieren und zu bearbeiten, ebenso zu 
zeigen, wie diese vorwiegend für reproduk- 
tive Tätigkeiten verantwortlich gemacht 
werden. Patriarchat wird von Hartmann 
dabei als Set an sozialen Verhältnissen und 
Solidaritäten zwischen Männern* definiert, 
das diese (auch materiell) in die Lage ver- 
setzt, gewisse reproduktive Tätigkeiten zu 
delegieren und zugleich Kontrolle über den 
Körper von Frauen* und ihren Zugang zu 
gesellschaftlichen Ressourcen auszuüben 


(Hartmann 1979: 11). 


Zur Entstehung von „Hausarbeit” 


Ein weiterer wichtiger Strangfeministischer 
Forschung beleuchtet die Herausbildung 
einer „Sphäre der Reproduktion“ und die 
Entstehung von Hausarbeit im Kontext 
der Durchsetzung kapitalistischer Gesell- 
schaft und einer damit einhergehenden 
räumlichen wie technischen Irennungvon 
Produktion und Reproduktion (vgl. Bock/ 
Duden 1976; Beer 1990; Hausen 1976). 
Der Kapitalismus habe sich historisch 
nicht unabhängig von der Entstehungeiner 
Sphäre der Reproduktion entwickelt. Die 
Trennung von (Lohn-)Arbeit und sozialer 
Reproduktion sowie die vergeschlecht- 
lichte Zuweisung dieser Arbeiten seien für 
die bürgerlich-kapitalistische Gesellschaft 
konstitutiv. Die Entstehungvon Hausarbeit 
wird folglich im Kontext eines Wandels von 
derfeudalen zur bürgerlich-kapitalistischen 
Gesellschaft verortet: Erst durch die Auf- 
lösung der ständischen, räumlichen und 
wirtschaftlichen Einheit von Familie und 
Erwerb habe sich ein funktional getrennter 
Bereich der Reproduktion herausgebilder. 
Vor allem aber wurde die soziale Reproduk- 
tion erst mit ihrer historisch spezifischen 
Form, in der „produktive“ und „reproduk- 
tive“ Arbeiten keine Einheit mehr bilden, 
zur „bloßen“ Reproduktion entwertet 
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(Bock/Duden 1976). Mit der Verdrän- 
gung der Mehrwertproduktion aus dem 
Haushalt wie auch mit der Ausgliederung 
des Gesindes aus den Familien oder der Zu- 
nahme von Familiengründungen entstand 
jedoch nicht nur eine Sphäre des Repro- 
duktiven, vielmehr verfestigte sich ebenso 
die vergeschlechtlichte Arbeitsteilung und 
die weiblich-reproduktive Zuständigkeit 
(Beer 1990). 

Die feministische Rekonstruktion der 
Entstehung des Kapitalismus macht folg- 
lich nicht nur aufdie Herausbildung einer 
Sphäre der Reproduktion, sondern ebenso 
darauf aufmerksam, dass darin auch neue 
Anforderungen an die Hausarbeit, verän- 
derte vergeschlechtlichte Subjektivitäten 
wie die Reorganisation generativer Ver- 
hältnisse entstehen: Herausgearbeitet wird 
beispielsweise, dass sich das Kochen zuvor 
im Wesentlichen auf das Anrühren kalter 
Brotsuppen (Bock/Duden 1976: 132), 
die Kinderbetreuung auf die Mitnahme 
der Säuglinge zur Arbeit auf das Feld oder 
die Familie aufeinen Arbeits- und Lebens- 
zusammenhangvon verwandtschaftlichen 
und nicht-verwandtschaftlichen Beziehun- 
gen beschränkte. Im Zuge der funktionalen 
Trennung (Beer 1990: 152ff.) entstanden 
sodann jedoch neue Hygienevorstellungen, 
Erziehungspraktiken und Vorstellungen 
von Kindheit sowie veränderte Formen 
von Weiblichkeit und Familie. Erst im 
Zuge reformpädagogischer Bewegungen 
und Anforderungen an einen familialen 
Binnenraum, welchem zu Folge ein „kind- 
gemäßes“ Zusammenleben auf Liebe und 
Liebesentzug basieren sollte, wurde mit 
der Kinder- auch eine Mutterrolle durch- 
gesetzt. Und erst im Zuge der Entstehung 
einer Mutterrolle setzte sich auch das Ideal 
der passiven, sanften und freundlichen 
Weiblichkeit* sowie die Hochstilisierung 
der Frau* als Mutter, Hausfrau und Gat- 
tin durch (ebd.: 151). Weiblichkeit* wurde 
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folglich mit Attributen wie Häuslichkeit, 
Sittlichkeit, Stille und Abgeschiedenheit 
verwoben (Beer 1990: 219f.; Bock/Duden 
1976: 124, 133ff., 150f.; Hausen 1976). 
In der feministischen Rekonstruktion 
der Entstehung von Hausarbeit als unbe- 
zahlte Reproduktionsarbeit wird folglich 
aufgezeigt, dass die Herausbildung der häus- 
lichen Arbeit nicht nur aufder Veränderung 
der Produktionsweise und einer Trennung 
von Familie und Erwerb basiert, sondern 
ebenso auf neuen Vorstellungen und Anfor- 
derungen an „häusliches Zusammenleben“ 
sowie darauf, ein neues Weiblichkeitsideal 
zu propagieren. Was als Hausarbeit, als Fa- 
milie oder als Weiblichkeit gesellschaftlich 
verstanden und praktiziert wird, wurde 
demnach in umfassendem Sinne reorgani- 
siert. Dieser Perspektive zufolge bedeutet 
die Durchsetzung der bürgerlich-kapitalis- 
tischen Gesellschaft schließlich also eine 
Veränderung ökonomischer, politisch- 
rechtlicher und ideologischer Verhältnisse, 
die nicht nur eine neue (nämlich kapitalis- 
tische) Produktionsweise nach sich zogen, 
sondern auch veränderte vergeschlecht- 
lichte Arbeitsteilungen und gewandelte 
(ehelich-familiale) Lebensweisen. 


Die Feministische Politische 
Ökonomie und regulationstheore- 
tische Ansätze 


Eine weitere Gruppe von Texten jüngeren 
Datums zielt auf die Analyse der sozia- 
len Reproduktion im Kontext konkreter 
Gesellschaftsformationen und in Arti- 
kulation mit historischen Entwicklungs- 
tendenzen des Kapitalismus. Eine stärker 
empirische Herangehensweise ersetzte 
also die Suche nach dem „Ursprung“ 
ungleicher Geschlechterverhältnisse (im 
Patriarchat oder in der kapitalistischen 
Produktionsweise). Diese Wendung ist 
einerseits auf den neoliberalen Umbau 
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des Wohlfahrtsstaates und die gestiegene 
Erwerbsbeteiligung von Frauen ab den 
1980er zurückzuführen - Entwicklungen, 
die die unbezahlte Hausarbeit in einen 
Kontext mit einer Reihe von reprodukti- 
ven Leistungen setzten, die zunehmend 
auch außerhalb des privaten Haushaltes 
erbracht werden. Andererseits regten 
antirassistisch-feministische Bewegungen 
an, Macht- und Herrschaftsverhältnisse 
in die Analyse miteinzubezichen, die über 
Geschlechterverhältnisse hinausgingen. 
Eine Reihe von Arbeiten setzt hierzu an 
der Regulationstheorie (Aglietta 1987) an, 
die ihrerseits die Frage der Bedingungen 
der Reproduktion der prinzipiell krisen- 
haften kapitalistischen Produktionsweise 
fokussiert. Die feministische Rezeption 
knüpft an den Begriffen des Akkumula- 
tionsregimes und der Regulationsweise 
an, um damit das Verhältnis der jeweils 
historisch konkreten gesellschaftliche 
Ausgestaltung der Produktion und Ver- 
teilung von Mehrwerts zu verstehen und 
das stabilisierende Set an Normen und In- 
stitutionen, die diese Prozesse stabilisieren 
(Alain Lipietz in PROKLA 58/1985). Re- 
gulationstheoretische Ansätze der sozialen 
Reproduktion betonen, dass das Akkumu- 
lationsregime neben der kapitalistischen 
Produktionsweise immer auch notwendig 
nicht-kapitalistische Produktionsweisen 
wie die Subsistenz- oder Haushaltspro- 
duktion beinhaltet. Die Hausarbeit und 
ihre Rolle in der Reproduktion der Ar- 
beitskraft erscheint somit hier ebenfalls 
als Existenzbedingungder kapitalistischen 
Mehrwertproduktion (vgl. Chorus 2012: 
82f.). Weiter umfassen die Regulations- 
weisen immer auch vergeschlechtlichte 
Normen, Subjektivitätsvorstellungen und 
vergeschlechtlichte Formen der Arbeits- 
teilung (vgl. Kohlmorgen 2004). Soziale 
Reproduktion stellt dabei im Gegensatz 
zu den anderen hier skizzierten Ansätzen 
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keinen abgegrenzten Bereich an Tätigkei- 
ten (etwa im Haushalt) dar. Mit Fokus auf 
soziale Reproduktionsverhältnisse wird 
vielmehr eine spezifische Perspektive auf 
Gesellschaft als solche eingenommen (vgl. 
Bakker/Gill 2003: 22f.). 

Diese Perspektive wird von polit- 
ökonomischen Ansätzen geteilt, die das 
gleiche Anliegen verfolgen, sich jedoch 
weniger an der Regulationstheorie, son- 
dern an Antonio Gramsci, Karl Polanyi 
und Michel Foucault orientieren. Soziale 
Reproduktion umfasst hier nicht nur die 
Reproduktion der Arbeitskraft und die 
generative Reproduktion, sondern expli- 
zit auch die generelle Arbeit an mensch- 
lichen Bedürfnissen. Diese Tätigkeiten 
und Verantwortlichkeiten werden in un- 
terschiedlichen Kontexten, als unbezahlte 
wie bezahlte in den Blick genommen. Die 
Relativierung der Rolle des Privathaus- 
haltes in dieser Funktion ist nicht zuletzt 
der Tatsache geschuldet, dass sich seit den 
1980er Jahren ein wachsender Markt an 
reproduktiven Dienstleistungen entwickelt 
hat (vgl. Aulenbacher/Riegraf 2009). Re- 
produktionsverhältnisse werden damit im 
Rahmen einer „sozialen Ontologie“ (Bak- 
ker/Gill 2003: 19) begriffen und damit als 
notwendig historisch (und geografisch) 
variabel - schließlich als umkämpft und 
Einsatzpunkt unterschiedlichster gesell- 
schaftlicher Interessen. Das illustrieren 
auch Christopher Fritzsche und Juliane 
Lang in ihrem Beitrag für das vorliegende 
Heft, in dem sie sich den christlichen und 
(neu-)rechten Mobilisierungen gegen die 
„Ehe für Alle“ widmen. Sie zeigen auf, dass 
dabei weniger die Ablehnung von Homo- 
sexualität als vielmehr die - vermeint- 
liche - Verteidigung heteronormativer 
Familienformen und reproduktiver Zwei- 
geschlechtlichkeit im Mittelpunkt steht. 

In der Analyse der Veränderungsozialer 
Reproduktionsverhältnisse bedienen sich 


PROKLA-Redaktion 


regulationstheoretische wie auch polit- 
ökonomische Ansätze dabei zumeist einer 
historischen Phasenheuristik. So wird 
aufgezeigt, dass im Fordismus (v.a. in den 
OECD-Ländern der Nachkriegszeit) eine 
intensive Kapitalakkumulation (v.a. über 
die Fließband- und Massenkonsumgüter- 
produktion) mit der unbezahlten Repro- 
duktion der Arbeitskraft im Privathaushalt 
durch die Hausfrau* artikuliert war. Zwar 
kam es erstmals zur Durchkapitalisierung 
der Lebensmittelproduktion, die repro- 
duktive Ökonomie selbst war jedoch nicht 
warenförmig organisiert. Der Ausbau des 
Wohlfahrtsstaates sowie das institutionali- 
sierte männliche Familienernährermodell 
stellten Formen des Klassenkompromisses 
dar. Dieses Modell gerät spätestens ab Ende 
der 1980er Jahre aufgrund vielfältiger Fak- 
toren in die Krise und in der Folge kommt 
es zur Herausbildung eines neuen Akku- 
mulationsregimes mit entsprechender Re- 
gulationsweise. Im „Postfordismus“ steht 
vielmehr der Zusammenhang zwischen 
der Technologisierung, Flexiblisierung 
und der transnationalen Reorganisierung 
der Produktion, des neoliberalen Umbaus 
des (Wohlfahrts)Staates und der zeitglei- 
chen Reprivatisierung wie verstärkten 
Inwertsetzung von sozialer Reproduktion 
im Zentrum. Während der Privathaushalt 
- und damit Frauen* - im Zuge neolibe- 
raler Kürzungspolitiken wieder verstärkt 
in ihrer reproduktiven Funktion angeru- 
fen werden, kommt es zu einer massiven 
quantitativen Zunahme von kommodifi- 
zierten haushalts- und personenbezogene 
Dienstleistungen. 

Damit sind mehrere Entwicklungen 
verbunden. Zum ersten ist dieser Sektor 
durch niedrige Löhne und prekäre Ar- 
beitsverhältnisse charakterisiert. Christa 
Wichterich widmet sich in ihrem Beitragim 
vorliegenden Heft den Pfleger*innen und 
ländlichen Sozialarbeiter*innen in Indien. 
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Mit ihrem Begriff des Sorgeextraktivismus 
fasst sie nicht nur, wie der intensivierte 
Zugriff auf Reproduktionsarbeit als neo- 
liberale Antwort auf die Sorgekrise fun- 
giert, sondern nimmt auch die Kämpfe der 
Sorgearbeiter*innen als Antwort daraufin 
den Blick. 

Zum zweiten zeichnet sich der Bereich 
der bezahlten reproduktiven Dienstleis- 
tungen durch einen hohen Anteil migran- 
tisierter und oft auch (halb-)illegalisierter 
Arbeiter*innen aus, die in diesen in vielerlei 
Hinsicht prekären Arbeitsverhältnissen 
tätig sind (Gutierrez Rodriguez 2015, 
Apitzsch 2014; Karakayali 2010). Damit 
entstehen care chains: Indem - wie im 
deutschen Kontext - vor allem besser- 
verdienende Frauen Haus- und Pflegear- 
beiten an migrantische Arbeiter*innen 
vor allem aus Osteuropa delegieren, 
übertragen diese wiederum eigene Care- 
verpflichtungen an vor allem weibliche* 
Verwandte, soziale Netzwerke oder wie- 
derum Arbeitsmigrant*innen etwa aus der 
Ukraine (vgl. Lutz/Palenga-Möllenbeck 
2011; Aulenbacher 2009). Während die 
vergeschlechtlichte Arbeitsteilung damit 
grundsätzlich unangetastet bleibt, vergrö- 
ßern sich zugleich die damit verbundenen 
Ungleichheiten unter Frauen* entlang 
ethnisierter und nationaler Differenzen. 
Brigitte Young spricht in diesem Zusam- 
menhang von der Rückkehr der mistress 
und der maid (vgl. Young2001). Jan Kordes 
untersucht in seinem PROKLA-Beitragin 
diesem Kontext die jüngsten staatlichen 
Anwerbeprogramme für Pflegefachkräfte 
in Deutschland, arbeitet die Positionie- 
rungen unterschiedlicher politischer 
Akteur*innen heraus und analysiert diese 
Abkommen als einen räumlichen Lösungs- 


versuch der Pflegekrise. 
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Biopolitische und queer-feminis- 
tische Annährungen an soziale 
Reproduktion 


Biopolitische und queerfeministische An- 
sätze seien hier stellvertretend für eine Viel- 
zahl an jüngeren Weiterentwicklungen der 
Analyse sozialer Reproduktionsverhältnisse 
genannt. Während letztere nicht zuletzt auf 
eine materialistische Wendung und Ausei- 
nandersetzung queerer Theorie mit Öko- 
nomie, (Re)Produktionsverhältnissen und 
Arbeit zurückgeführt werden können, sind 
erstere im Kontext einer zuletzt zu beobach- 
tenden „Demographisierung“ (Barlösius/ 
Schiek 2007), d.h. Neuausrichtung von 
Sozialpolitik entlang von bevölkerungspo- 
litischen Zielsetzungen zu beobachten. 

Neben einer Reihe wichtiger Arbeiten 
zu Eugenik, Geburtenkontrolle und den 
Effekten neuer Biotechnologien, die unter 
Reproduktion jedoch vor allem die genera- 
tive Reproduktion fassen, gibt es jüngere 
Ansätze, die materialistisch-feministische 
Reproduktionskonzepte mit dem Begriff 
der Biopolitik von Michel Foucault zusam- 
menbringen. Neben der Reproduktion der 
Arbeitskraft fokussieren diese Ansätze vor 
allem die damit zusammenhängende Frage 
der Regulierung von Bevölkerung, Gemein 
istihnen ein durchgängig intersektionaler 
Blick auf Reproduktion. 

Susanne Schultz (2015) arbeitet heraus, 
wie vergeschlechtlichte und klassenspezifi- 
sche Anrufungen, die auf ein bestimmtes 
generatives Verhalten bestimmter Frauen* 
abzielen, und Migrationspolitiken, mit de- 
nen Bevölkerung reguliert wird, ineinander 
greifen (vgl. mit Blick auf die programma- 
tische Reorientierung der deutschen Fami- 
lienpolitik Hajek 2019). Damit kann nicht 
mehr bloß danach gefragt werden, wer wie 
reproduktiv tätig ist, sondern auch danach, 
was genau reproduziert wird. 

Michelle Murphy (2011) schlägt mit 
dem Begriff der distributed reproduction vor, 
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Reproduktion ganz von einer Vorstellung zu 
lösen, die konkrete verkörperte Tätigkeiten 
umfasst. Murphy plädiert stattdessen dafür, 
von einer Multiplizität makrologischer Pro- 
zesse und Kontexte auszugehen, die „Leben 
zugleich fördern, aufgeben, rearrangieren 
und zerstören“ können (Murphy 2015: 300, 
Übers. d. Verf.). Während vergeschlecht- 
lichte Subjektivität und Arbeitsteilungen 
damit explizit aus dem Fokus geraten, 
können mit diesem Ansatz ebenso sozial- 
ökologische als genuin reproduktive Ver- 
hältnisse in den Blick genommen werden 
- auch im Sinne der selektiven Erschwerung 
oder Verunmöglichungvon Reproduktion. 

Gerade heteronormativ vergeschlecht- 
lichte Subjektivitäten werden von queer-fe- 
ministischen Perspektiven noch einmal mit 
besonderer Aufmerksamkeit als Bedingung 
kapitalistischer Reproduktionsverhältnisse 
analysiert. Das queertheoretische Para- 
digma, wonach Geschlecht nichts Natür- 
liches ist, sondern ständig hervorgebracht 
und schlicht „getan“ werden muss, ist dabei 
anschlussfähig an materialistische Positio- 
nen, die aufzeigen, dass die Zuweisung von 
reproduktiven Arbeiten an Frauen* eine 
spezifisch normierte Form von Weiblich- 
keitund eine Naturalisierungeben jener Tä- 
tigkeiten als weibliche* voraussetzt. Diese 
Prozesse der Zurichtung können somit als 
„Subjektivierungeiner geschlechtlichen Ar- 
beitsteilung“ (Kitchen Politics 2012: 20) 
gefasst werden. Zugleich sind mit dieser 
Arbeitsteilung Anforderungen in Bezug 
auf affektives Arbeiten verbunden, wie etwa 
Einfühlungsvermögen, Freundlichkeit oder 
Härte, die Pauline Boudry, Brigitta Kuster 
und Renate Lorenz (1999) als „sexuelle 
Arbeit“ fassen (vgl. Woltersdorff 2012). 
Das Funktionieren sozialer Reproduktion 
setzt darüber hinaus auch die Normierung 
und Privatisierung sexueller Beziehungen 
voraus, wie sie emblematisch in der Figur 
der bürgerlichen Kleinfamilie dargestellt 
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ist. Welche Beziehungsweisen dabei privi- 
legiert, d.h. normativ als erstrebenswert dar- 
gestellt, über Transferleistungen unterstützt 
und institutionell abgesichert sind und 
welche Beziehungsweisen de-legitimiert 
beziehungsweise unlebbar gemacht werden, 
ist in Veränderung begriffen und lässt sich 
längst nicht mehr entlang des Gegensatzes 
von gegen- und gleichgeschlechtlichen 
Partner*innenschaften festmachen, wie 
etwa die Öffnung der Ehe für gleichge- 
schlechtliche Paare in Deutschland zeigt. 
Ben Trott nähert sich dieser Frage aus einer 
anderen Richtung und fragt in seinem Bei- 
trag im vorliegenden Heft, welche Repro- 
duktionsbedingungen queere Lebensweisen 
benötigen und welche Rolle alternative 
Sorgenetzwerke und subkulturelle Räume 
dabei spielen. 


Fazit 


Die verschiedenen Perspektiven aufden Be- 
griff der sozialen Reproduktion resümierend 
kann festgehalten werden, dass eine Vielfalt 
von unterschiedlichen Prozessen fokussiert 
wird - abhängig von dem jeweiligen theore- 
tischen Zugang. So lernen wir etwa, dass so- 
ziale Reproduktion die Wiederherstellung 
von Arbeitskraft und menschlichem Leben 
in Bezug auf ihre (alltägliche) Arbeits- und 
Leistungsfähigkeit sowie den generativen 
„Ersatz“ umfasst. Zugleich sind diese Pro- 
zesse aber auch mit Verhältnissen von Ge- 
schlechter- und rassistischen Verhältnissen 
verwoben - und dies sowohl in Bezug auf 
die Zuweisung von Tätigkeiten, welche die 
soziale Reproduktion gewährleisten, als 
auch in Bezug auf die vergeschlechtlichte 
und rassifizierte Subjektformierung. So- 
ziale Reproduktion umfasst folglich auch 
die Herstellung und Veränderung von ver- 
geschlechtlichten Subjektivierungen, kon- 
krete patriarchal-heteronormative Politiken, 
Ideologien und Diskursen, und meint nicht 
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allein die Frage, wie reproduktive Zustän- 
digkeiten verteilt sind. 

Um den Begriff der sozialen Repro- 
duktion jedoch nicht lediglich auf einen 
Katalog von spezifischen Tätigkeiten zu 
verengen, muss erals ein umkämpftes gesell- 
schaftliches Verhältnis verstanden werden. 
Dies bedeutet, dass darin um vergeschlecht- 
lichte und rassistische Arbeitsteilung und 
die Verfügung und Kontrolle über (weib- 
liche*) Körper und Gebärfähigkeit ebenso 
gerungen wird, wie um ihre Regulierung 
mit Hilfe von Familie, Generativität, Sexu- 
alität, Subjektivität oder Mobilität. Theore- 
tisch erfasst werden kann dies u. E. mithilfe 
eines geschlechtertheoretisch erweiterten 
hegemonietheoretischen Verständnisses 
(vgl. Dück/Hajck 2018; Dück 2018; Ha- 
jek 2019 sowie Einspruch in diesem Heft). 


x** 


Außerhalb des Schwerpunktes geht Felix Sy- 
rovatka dem Begriff der Resilienz nach und 
zeigt, wie dieser als Schlüsselbegriff in der 
europäischen Politikformulierung etabliert 
wurde. Es gibt kaum einen Politikbereich 
auf europäischer Ebene, in dem er nicht eine 
zentrale Position einnimmt. Auch in der 
europäischen Arbeitsmarktpolitik konnte 
sich das Konzept als strategisches Leitbild 
durchsetzen und verdrängt dort zunehmend 
das flexicurity-Konzept. Martin Kronauer 
stellt die Forderungnach einem bedingungs- 
losen Grundeinkommen auf den Prüfstand, 
die in der Linken großen Zuspruch erfährt, 
während die Forderung nach einem Recht 
auf Arbeit in der Linken in Vergessenheit 
geraten zu sein scheint. Nikolai Huke führt 
die Debatte, die wir inzwischen über meh- 
rere Ausgaben führen, fort und entwickelt 
eine Erklärung für den Aufstieg des autori- 
tären Populismus, die die Rolle progressiver 
sozialer Kämpfe hervorhebt. Der autoritäre 
Populismus, so sein Argument, ist eine 
konservative Gegenreaktion auf veränderte 
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gesellschaftliche Kräfteverhältnisse und de- 
ren mediale und politische Repräsentation. 

Am 12. Oktober 2019 ist Wolf-Dieter 
Narr in Berlin gestorben. Die sozialen 
Bewegungen, die gesellschaftliche Linke 
und diekritische Wissenschaft haben einen 
ihrer wichtigsten Intellektuellen verloren. 
Unser Nachruf erinnert an einen zutiefst 
humanistischen und solidarisch-prakti- 
schen Mitstreiter. 

Bodo Zeuner, bis 2010 Mitglied im 
wissenschaftlichen Beirat der PROKLA, 
feierte dieses Jahr seinen 77. Geburtstag. 
Für ihn ein Anlass, darum zu bitten, von 
Geschenken abzusehen und stattdessen 
für den Herausgeberverein der PROKLA 
zu spenden. Es kamen über 1.800 Euro zu- 
sammen. Wir gratulieren an dieser Stelle 
nicht nur nachträglich, sondern bedanken 
uns für die Initiative und natürlich bei den 
Geburtstagsgästen für die großzügigen 
Spenden. Ein Sammelband mit einer Aus- 
wahl von Zeuners Aufsätzen, mit dem einen 
oderanderen PROKLA-Artikel, ist gerade 
im Verlag Die Buchmacherei erschienen, auf 
den wir an dieser Stelle gerne hinweisen. 

Julia Dück und Katharina Hajek 
(für die Redaktion) 


xxx 


Als Gastredaktion haben Julia Dück 
und Katharina Hajek am Schwerpunkt 
dieses Heftes mitgewirkt. Die PROKLA- 
Redaktion dankt ihnen ganz herzlich für 
ihre Ideen und ihr Engagement. 


Ab ersten Januar 2020 (mit dem Heft 
198) wird die PROKLA bei dem Ber- 
liner Verlag Bertz + Fischer erscheinen. 
Wir danken dem Verlag Westfäli- 
sches Dampfboot für viele Jahre gute 
Zusammenarbeit. 


Redaktion und Beirat der PROKLA 
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Christopher Fritzsche und Juliane Lang 


„Ein Papa, eine Mama, ganz einfach!” 


Eine hegemonietheoretische Analyse der Gegnerschaft 
zur „Ehe für alle” 


Verschiedentlich ist derzeit die Rede von einem gesellschaftlichen „völkisch- 
autoritären Rechtsruck“ (vgl. Häusler 2018) oder einem „autoritären Sog“ (vgl. 
Eitel 2018) - sowohl im europäischen als auch im globalen Maßstab. Stimmen 
aus der Politikwissenschaft, Soziologie und Rechtsextremismusforschung nutzen 
diese Formeln, um eine Dynamik zu beschreiben, die der Historiker Volker Weiß 
als „Rückkehr von Autorität und Religion in die Politik“ charakterisiert (Weiß 
2017: 11). Deutlich wird dies in den höchst affektbesetzten Auseinandersetzungen 
um Fragen geschlechterpolitischer Liberalisierungen im Allgemeinen und Anlie- 
gen der LGBTIQ*-Community im Besonderen (Schreiber 2018: 11). Dabei ist zu 
beobachten, dass „rechtspopulistische soziale Bewegungen auftauchen, in denen 
die entsprechenden [rechtspopulistischen, Anm.: C.F./J.L.] Parteien zwar eine 
relevante Stimme haben, die jedoch mehr sind, als deren Vorfeldorganisationen“ 
(Reinfeldt 2014). Teil der autoritären Formierungen scheint also das Entstehen 
soziopolitischer Zusammenhänge zu sein, die sich im aktuellen Fall auf „das 
heterosexuelle Familienmodell, die strikte Ablehnungder Gleichstellunganderer 
Lebensweisen und damit der sexuellen Selbstbestimmung“ (ebd.) konzentrieren, 
gleichzeitig aber eine gewisse inhaltliche Flexibilität und Anschlussfähigkeit an 
andere gesellschaftliche Debatten aufweisen - und als politische Projekte jenseits 
der Parlamente um Hegemonie ringen. 

Wir unternehmen im vorliegenden Beitrag den Versuch, ein solches Phänomen 
der autoritären Formierungaus hegemonietheoretischer Perspektive am Beispiel 
der Debatten um die Einführungder „Ehe für alle“ in Deutschland zu analysieren. 
Wir verstehen diese Auseinandersetzungen als einen exemplarischen Schauplatz, 
auf dem über die eigentliche politische Forderung hinaus Fragen rund um die 
Ordnung von Geschlecht verhandelt werden. Anschaulich nachzeichnen lässt 
sich dies in den von uns untersuchten christlich- und neurechten Internetblogs 
sowie der Wochenzeitung Junge Freiheit: hier wird in Debatten um die „Ehe für 
alle“ autoritär die Frage verhandelt, wer „Familie“ sein darf. 


PROKLA. Verlag Westfälisches Dampfboot, Heft 197, 49. Jg. 2019, Nr. 4, 515-531 
htrps://doi.org/110.32387/prokla.49.197.1843 


516 Christopher Fritzsche und Juliane Lang 


Unsere Beobachtung ist, dass die rechtliche Gleichstellung homosexueller 
Lebensweisen einen von mehreren Anlässen bietet, dem rechts-konservative, 
extrem rechte und christlich-fundamentalistische Akteure eine verstärkte Ak- 
tions- und Mobilisierungswelle rund um die Themen Familie und Geschlecht 
entgegenstellen. Wir interpretieren diese Entwicklung hegemonicetheoretisch 
als die Entstehung eines politischen Projektes, in dessen Kern geschlechtliche 
Ordnungsversuche stehen. Die im Projekt propagierte Geschlechterordnung 
ist autoritär - und verspricht vermeintlich gesichertes Geschlechterwissen und 
eindeutige Identitätsentwürfe gegen ein behauptetes „Gender-Gaga“. Es versucht, 
meinungsbildend zu wirken und zielt darin letztlich auf die Erringung gesell- 
schaftlicher Hegemonie. Auch wenn das Projekt aktuell an der Durchsetzung 
eigener Vorstellungen etwa in Bezugaufdie Öffnung der Ehe für gleichgeschlecht- 
liche Partnerschaften scheiterte, verdient der Prozess seiner Formierung unsere 
Aufmerksamkeit. 


1. Der Ansatz der historisch-materialistischen Politikanalyse 


Als Analyseinstrument für die untersuchten Debatten dient die Historisch- 
Matcerialistische Politikanalyse (HMPA). Aufsstaatstheoretischen Erweiterungen 
Gramscis aufbauend konzeptionalisiert die HMPA gesellschaftliche Herrschafts- 
verhältnisse in hegemonietheoretischer Perspektive als Ausdruck sozialer Kämpfe, 
die sich vorrangigin der Zivilgesellschaft abspielen (Becker u.a. 2013: 68ff.). Der 
Blick richtet sich damit sowohl aufdie Zivilgesellschaft als auch auf staatliche In- 
stitutionen. In beiden Bereichen findet ein Ringen politischer Interessensgruppen 
um die Deutungshoheit statt. Als anregend für unser Vorhaben betrachten wir 
die für die HMPA zentrale Annahme, dass einander nahestehende politische Ak- 
teure innerhalb der hegemonialen Auseinandersetzungen „begrenzte, konkrete 
politische Vorhaben“ verfolgen, um über die Durchsetzung dieser „politischen 
Projekte“ (Buckel u.a. 2014: 48) langfristig hegemoniefähig zu werden. Dies ist 
für unseren Untersuchungsgegenstand besonders relevant, da die betrachteten 
Akteure cher aus einer gesellschaftlichen Opposition heraus agieren und danach 
streben, hegemonial zu werden. Aus forschungspraktischen Gründen legen wir 
den Fokus dabei zunächst auf den Aspekt der diskursiven Formierung eines po- 
litischen Projektes, die der Durchsetzung vorausgehen muss. Unter Formierung 
fassen wir die Phase, in der lose verbundene oder vereinzelte politische Akteure 
versuchen, ein spezifisches Verständnis konkreter sozialer Phänomene zu etab- 
lieren, um mittels dieses Narrativs oder dieser Problemdefinition weiterführende 
Handlungsstrategien oder Lösungsansätze vertreten zu können. Deshalb ist der 
Prozess der Außenkommunikation, der bewusst darauf zielt, die politischen 
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Positionen des entstehenden Projektes in gesellschaftliche Auseinandersetzungen 
hineinzutragen, gegnerische Standpunkte zu destabilisieren und weitere Bünd- 
nispartner zu gewinnen, bereits in der von uns untersuchten Anfangsphase eines 
politischen Projektes zu beobachten. 


2. Kontext: Das Ringen um Normen und Normalität 


Wenn über die Öffnung des bisher heteronormativ abgeriegelten Instituts Ehe für 
gleichgeschlechtliche Paare diskutiert wird, berührt die Debatte zwei wesentliche 
gesellschaftliche Konfliktfelder: Welche sexuellen/geschlechtlichen Identitätsent- 
würfe sind Teil der gesellschaftlichen „Normalität“ und welche Formen staatlicher 
Anerkennung und Privilegierung sollen diese Identitätsentwürfe erfahren? Beide 
Felder sind engmiteinander verflochten, schaft Anerkennung doch immer auch 
neue Normalitäten. Geschlechtersensible und rassismuskritische Bewegungen 
konnten das Thema der Anerkennung sich pluralisierender Identitäten auf die 
Tagesordnung setzen und einige Erfolge im Bereich der rechtlichen Gleichstellung 
und Antidiskriminierungspolitik erzielen. Ohne die finale Reichweite dieser 
Entwicklungen einschätzen zu können, lässt sich vermuten, dass sie Anlässe 
zur Verunsicherung von Teilen des bisher existierenden hegemonialen Konsens 
geboten haben: Die Geschlechtersoziologin Ilse Lenz vermutet einen Übergang 
von einer bisher hegemonialen differenzbasierten Geschlechterordnung hin zu 
einer flexibilisierten, und macht dies u.a. daran fest, dass Geschlecht mehr und 
mehr „nicht mehr als biologisch bestimmtes Schicksal, sondern cher als Frage 
variierender persönlicher Lebensentwurfe“ betrachtet wird (Lenz 2013: 129). Da- 
nach „wählt frau selbst, ob sie eine Karriere anstrebt und/oder heiratet und/oder 
lesbisch wird.“ (Ebd.) Die damit einhergehenden Verunsicherungen lassen sich 
pointiert in den grundlegenden Fragen ausdrücken: Welche Identitäten können 
gesellschaftliche Akzeptanz beanspruchen? Welche Rechte und Verpflichtungen 
existieren für die Mitglieder der Gesellschaft? Im Bereich der Geschlechterpolitik 
erleben wir in den letzten Jahren erhebliche, gegen Gleichstellungspolitiken und 
geschlechtspolitische Liberalisierungen gerichtete Mobilisierungs- und Aktions- 
wellen. Gegen die progressiven Anliegen reformorientierter Kräfte formieren sich 
dabei gegnerische Positionen, welche mithilfe kampagnenartiger Interventionen 
die Wiedergewinnung der Deutungsmacht rund um die Themen Familie und 
Geschlecht im Sinne einer autoritär-regressiven Ordnung anstreben. 
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3. Akteursanalyse: Die Gegnerinnen und Gegner' der „Ehe für alle” 


Die Frage der Öffnung der Ehe für gleichgeschlechtliche Partnerschaften istinden 
vergangenen Jahren eine der Hauptarenen gewesen, in denen Auseinandersetzun- 
gen über geschlechtliche Ordnungsentwürfe geführt wurden. Diese Dynamik ist 
im internationalen Vergleich kein Einzelfall - Aktivist*innen wie Autor*innen 
aus verschiedenen Ländern berichten davon, dass sich „als Reaktion auf einige 
LGBTIQ*-Erfolge“ und der damit einhergehenden Infragestellung heteronor- 
mativer Ordnungen „eine immer stärker werdende Gegenbewegung etabliert“ 
hat (Schreiber 2018: 11). So ist die Rede von einer „globale[n] rechtsnationale[n| 
Bewegung, die wachsende Akzeptanz von Homosexualität zunehmend als Anlass 
[nutzt], einen Kulturkampf zu führen“ (ebd.). 

In Deutschland war die Verabschiedungder eingetragenen Lebenspartnerschaft 
im Jahr 2000 ein solcher Erfolg, der Gegenbewegungen evozicerte, jedoch mitnich- 
ten in einem Ausmaß, wie es im Zuge der vollständigen Eheöffnung noch folgen 
sollte. Mit dem Inkrafttreten des Gesetzes zur eingetragenen Lebenspartnerschaft 
(LPartnG) wurde im Jahre 2001 Realität, was die Jahre zuvor intensiv diskutiert 
wurde: ein rechtlich verbindliches, che-äquivalentes Institut für gleichgeschlechtli- 
che Paare. Eine Forderung, die durch den Schwulenverband Deutschlands (SVD), 
ab 1998 Lesben- und Schwulenverband Deutschlands (LSVD), seit langem ver- 
treten wurde und die Politiker*innen mit Community-Anbindung wie Volker 
Beck (Bündnis90/Die Grünen) seit Mitte der 1990er Jahre auch im Parlament 
vorgebracht haben. Ehekritische Positionen, wie sie vor allem von lesbisch-feminis- 
tischen Organisationen wie dem Lesbenring e.V. aus ihrer Kritik an patriarchalen 
Strukturen heraus vertreten wurden und werden, spielten in den Debatten eine 
untergeordnete Rolle. Die Verabschiedung des Gesetzes unter einer rot-grünen 
Bundesregierung sticht insofern hervor, als dass auch die „Ehe für alle“ von ihren 
Kritikerinnen und Kritikern stets als „rot-grünes“ Projekt markiert wurde. 

In den Folgejahren verlor der einmal angestoßene Prozess zur Gleichstellung 
hetero- und homosexueller Lebensgemeinschaften an Fahrt. Parlamentarisch 
wurden vorerst keine weiteren Initiativen gestartet, Akteure wie der LSVD gaben 
sich verhalten. Zeitgleich ergingen von höchster Instanz mehrere Gerichtsurteile, 
die die fehlende Gleichbehandlung eingetragener Lebenspartnerschaften an- 
mahnten: u.a. in Bezugauf steuerliche Fragen und die Hinterbliebenenrente. Die 
Politik wurde häufig nur dort tätig, wo ihr die Gerichte einen expliziten Auftrag 
zur Beseitigung bestehender Ungleichbehandlungen gab. Es handelt sich hierbei 


1 Die Gegnerinnen und Gegner der „Ehe für alle“ definieren sich gerade über ihr Festhalten 
an einem heteronormativen Weltbild. Um aufdiesen Umstand hinzuweisen, gendern wir 
in diesem Kontext zweigeschlechtlich. 
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um ein demokratietheoretisches Dilemma, was sicher mit dazu beigetragen hat, 
dass die später verabschiedete „Ehe für alle“ mitunter cher als „Projekt von oben“ 
denn als die Frucht jahrelanger Kämpfe gesehen wurde (vgl. Lang 2019). 

Mit Neid blickten konservative, christlich und extrem rechte Kreise in 
Deutschland nach Frankreich: Dort protestierten 2013 mehrere hunderttausend 
Menschen gegen die Pläne der französischen Regierung, das Adoptionsrechts für 
gleichgeschlechtliche Paare weiter zu öffnen. Unter dem grifligen Namen Manif 
pour tous (Demo für alle) zogen sie landesweit durch die Straßen. Vorgeblich ging 
es um die geplante Gesetzesnovelle und für ein Ringen um verloren geglaub- 
te Hegemonien in Auseinandersetzungen um Ehe, Familie und die Ordnung 
der Geschlechter (vgl. Stambolis-Ruhstorfer/Tricou 2017). Konservative und 
christliche Kreise nutzten die Proteste jedoch ebenso, um die Regierung der 
Sozialistischen Partei unter Frangois Hollande zu kritisieren. 

„Es ist zu wünschen, dass der Funke aus Frankreich überspringt und wir uns 
vom phantasievollen Protest und Widerstandsgeist unserer gallischen Nachbarn 
inspirieren lassen.“, schrieb Dieter Stein, Chefredakteur der Jungen Freiheit (JF), 
im Januar 2013 über die französischen Proteste.” Und die katholische Rechte 
Gabriele Kuby wünschte sich im Portal kath.net, „was in Paris geschicht, sollte 
den Widerstand in ganz Europa ermutigen“? Die deutschen Gegnerinnen und 
Gegner warteten auf die Chance, eine ähnliche Bewegung auch hierzulande 
loszutreten. Stattdessen gewannen die Befürworter*innen einer Öffnung der 
Ehe mehr und mehr Zustimmung.‘ Die SPD versprach im Wahlkampf 2013, 
nach der Wahl ein entsprechendes Gesetz zu verabschieden. 

Zeitgleich brachten sich die Gegnerinnen und Gegner eines Gesetzesvorhabens 
in Stellung: Sie fanden sich 2014 u.a. im Umfeld der „Demo für alle“ in Stuttgart 
zusammen und nutzten die Gelegenheit, unter einer rot-grünen Landesregie- 
rung Stimmung zu machen. Ging es zunächst um die Ablehnung eines neuen 
Bildungsplans (vgl. Billman 2015), richteten sich die Mobilisierungen alsbald 
gegen die Eheöffnung. 

In ihrer Berichterstattung zur französischen Manif pour tous greift die Jun- 
ge Freiheit bereits vorweg, was sich später auch in den Argumentationslinien 
gegen die „Ehe für alle“ wiederfindet: „Wichtig war den Veranstaltern dabei 


2 „Widerstand ist machbar, Herr Nachbar“, jungefreiheit.de (18.1.2013). 

„Die Zukunft gehört uns!“, kath.net (18.1.2013). 

4 Eine Studie im Auftrag der Antidiskriminierungsstelle des Bundes kam 2017 zu dem 
Ergebnis, dass 82,6 Prozent der Befragten der gleichgeschlechtlichen Ehe offen gegen- 
überstehen (vgl. Antidiskriminierungsstelle des Bundes 2017). Die Wissenschaftlichen 
Dienste des Bundestags stellen schon 2016 fest, dass sich die Ablehnungder „Ehe für alle“ 
binnen eines Jahrzehnts halbiert hat, von 40,5 Prozent im Jahre 2002 auf 21,1 Prozent 
im Jahre 2012 (vgl. Wissenschaftliche Dienste 2016: 11). 
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der Hinweis, daß sie keinesfalls als homophob verstanden werden wollen. Es 
ginge vor allem darum, auch weiterhin sicherzustellen, daß Kinder in Frankreich 
entsprechend den biologischen Realitäten einen Vater und eine Mutter haben‘, 
so Friedrich-Ihorsten Müller, heutiger AFD-Politiker, in seinem 2012 veröffent- 
lichten Beitrag „Ein Papa, eine Mama, ganz einfach!“ Neben klerikalen Äuße- 
rungen, die Homosexualität als „krank“ bezeichnen, ° dominiert hier ein anderes, 
sicherlich in Teilen strategisch genutztes Narrativ: Nicht die Homosexualität als 
solche wird als Problem benannt, sondern dass traditionelle Geschlechterrollen, 
die zweigeschlechtliche Ordnung und die heterosexuelle Kleinfamilie infrage 
gestellt werden. „Als Schlüssel des Mobilisierungserfolgs sicht sie neben massiven 
Aufrufen im Internet und der Unterstützung durch bürgerliche Parteien und 
Kirchen die bewusste Fokussierung auf das Wohl der Familie“, lässt sich eine 
Organisatorin in der Jungen Freiheit wiedergeben.’ „Familie“ wird hier zum 
Kern der wertekonservativen, christlichen wie auch rechten Argumentation - die 
Argumentationsfigur, in der sich die einzelnen Spektren treffen. 


4. Von der Jungen Freiheit zu Charismatismus - die 
Zusammenstellung des Textkorpus 


Der Auswahl der Medien für unsere diskurs- und inhaltsanalytische Auswer- 
tung lagen drei Kriterien zugrunde: Wir wollten zunächst die mögliche Varianz 
der rechten Positionen gegen die „Ehe für alle“ abbilden und suchten deshalb 
nach neurechten und christlich-rechten Medien für das Sample. Des Weiteren 
war uns wichtig, dass sich die jeweiligen Medien mit einer Suchfunktion nach 
thematischen Beiträgen durchsuchen lassen, um eine lückenlose Analyse zu ge- 
währleisten. Schließlich sollten die jeweiligen Organe auch über eine gewisse 
Reichweite verfügen - und damit Ausdruck eines Strebens um Anschluss an 
gesellschaftliche Debatten sein. Im Ergebnis entschieden wir uns für vier Medien: 

1. Die Junge Freiheit ist eine neurechte Wochenzeitung, die seit ihrer Grün- 
dung 1986 im Grenzbereich zwischen Konservatismus und Rechtsextremismus 
agiert (Gessenharter 1989: 426). Auch wenn sich die Zeitung gegenwärtig von 
völkischen Nationalismus in seiner offenen Form distanziert, gilt sie weiter- 
hin als „Sprachrohr einer radikalnationalistischen Opposition, der es um eine 
fundamentale Veränderung der gesellschaftlichen, politischen und kulturellen 


un 


„Ein Papa, eine Mama, ganz einfach!“, jungefreiheit.de (23.11.2012). 

6 Vgl. „Homo-Splitting: Wer schützt die Verfassung vor dem Bundesverfassungsgericht?“, 
Charismatismus.wordpress.com (10.06.2013). 

7 Zit.n. „Bürgerliche in Bewegung‘, jungefreiheit.de (18.01.2013). 


Hegemonietheoretische Analyse der Gegnerschaft zur „Ehe für alle“ 521 


Verhältnisse in Deutschland geht“ (Botsch 2017). Die Junge Freiheit ist aktuell 
die sechstgrößte deutsche Wochenzeitungund konnte ihre Reichweite gegen den 
Trend am Printmedienmarkt in den letzten Jahren stabilisieren (vgl. Schröder 
2019). Die Druckauflage betrug im zweiten Quartal 2019 rund 31.500 Exemplare 
(IVW 2019), die Website der Zeitung wird täglich etwa 190.000 Malangeklickt*. 

2. Die Freie Welt ist eine 2009 als Teil des Kampagnennetzwerks „Zivile Ko- 
alition“ von Beatrix und Sven von Storch gestartete Blogplattform. Diese soll als 
„Mosaik aus eigenen Medien, Plattformen und Vereinen [...] die konservativ- 
christlichen Interessen sowohl in der gesamten Gesellschaft als auch in der AfD 
stärken“ (Fuchs/Middelhoff 2019: 119). Obwohl sich das Onlinemedium als 
klassische Nachrichtenseite inszeniert, finden sich dort deshalb stark meinungs- 
gefärbte Beiträge, die größtenteils den Positionen der AfD nahestehen (vgl. Linde 
2014). Das Blog wird täglich etwa 25.000 Mal aufgerufen. 

3. Der „katholische Nachrichtendienst“ Kath.net ist ein 1999 gegründetes 
privates Onlinemagazin mit täglichen nachrichtenähnlichen Beiträgen. Das 
Portal vertritt Standpunkte der christlichen Rechten und funktioniert laut An- 
gelika Strube (2012) als „Scharnierorgan“, das neurechte Inhalte „sehr bürgerlich 
aufbereitet“ (vgl. Deutschlandfunk 2014). Nach Strube (2017: 58) fungiert Kath. 
net kampagnenartig als „Werbetrommel für die AfD“. Das Blog wird täglich 
etwa 25.000 Mal aufgerufen. 

4. Das „Christliche Forum“ Charismatismus wird seit 2011 von der katho- 
lischen Journalistin Felizitas Küble betrieben, die sich als Buchhändlerin und 
Publizistin hauptberuflich der Verbreitung evangelikaler und ultrakatholischer 
Positionen widmet. Küble selbst schreibt unter anderem für die Freie Welt, die 
Blogs Konservo und Kreidfener sowie Ihe European und die Junge Freiheit. Die 
Publizistin wurde 2019 in einer Marktforschungsuntersuchung auf Platz 10 
der erfolgreichsten deutschen Blogger*innen gewählt, ohne dass ihr politischer 
Hintergrund dabei zur Sprache kam (vgl. Marktforschung 2019). Die täglichen 
Aufrufe des Blogs werden nicht gezählt, es weist aber aktuell insgesamt über 5 
Millionen Seitenaufrufe auf. 


5. Argumentationsmuster gegen die „Ehe für alle“ 


In der diskursanalytischen Auswertung konnten wir fünf wesentliche Argu- 
mentationsmuster identifizieren, die aufeinander bezugnehmend die Grund- 


lage der Ablehnung der „Ehe für alle“ bilden: Die „Familie“ als ausschließlich 


8 Alle im folgenden referierten Daten zur Online-Reichweite der untersuchten Medien 
wurden mithilfe des Onlinedienstes Wolframalpha (wolframalpha.com) generiert. 
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heterosexuellgedachte Gemeinschaft, die „Ehe als Reproduktionsgemeinschaft“, 
das Argumentationsmuster eines (vermeintlichen) „Kindeswohls“, der in sich 
widersprüchliche Bezugauf „Diskriminierung“ sowie die (verschiedengeschlecht- 
liche) „Ehe als Grundlage von Staat und Gesellschaft“. 


Familie 


Familie wird streng normativ verstanden als Form des Zusammenlebens heterose- 
xueller Paare mit Kindern. Der Begriff Familie wird dabei monolithisch an diese 
Bedeutung gebunden, um ihn eindeutig von anderen Formen des Zusammenle- 
bens (Patchwork-Konstellationen, schwul-lesbische Partnerschaften ohne Kinder 
oder Regenbogenfamilien) abzugrenzen. Obwohl gerade das Zusammenleben von 
LGBT*QI mit Kindern diese Gemeinschaften im Selbstverständnis zu Regen- 
bogenfamilien macht, wird ihnen dieser Status durch die von uns untersuchten 
Medien abgesprochen: 

Ich habe auch Verständnis dafür, dass sich gleichgeschlechtliche Paare Kinder wünschen. 


Aber sie können aus sich heraus zusammen keine Familie gründen. Es ist somit legitim, 
einer solchen Verbindung einen anderen Namen zu geben. 


Die Deutung von Familie als exklusiver Verbindung zwischen Mann und Frau 
mit Kindern wird hier beständig wiederholt und dabei noch mit vermeintlich 
historischer Bedeutung aufgeladen. „Bis zum Ende der neunziger Jahre war für die 
Bürgerlichen eine Ehe die, grundsätzlich lebenslange, Verbindungvon Mann und 
Frau zudem Zweck, eine Familie zu gründen“, so der neurechte Autor Karlheinz 
Weißmann in der Jungen Freiheit (Zeichensetzung i.O.).'” Dass die bürgerliche 
Ehe menschheitsgeschichtlich betrachtet eine relativ junge und angesichts der 
aktuellen Scheidungsraten auch unbeständige Form des Zusammenlebens ist, 
wird dabei unterschlagen. Mit der Sozialwissenschaftlerin Gisela Notz lässt sich 
dieses Argumentationsmuster als familistisch beschreiben (Notz 2015). Notz 
kennzeichnet den Familismus als „Ideologie und den Anspruch der Exklusivität 
einer Familienform, die angeblich 'naturgegeben’ und für die soziale Existenz 
jedes Menschen von zentraler Bedeutung ist“ (ebd: 8). Die Dichte an familisti- 
schen Argumentationsmustern in Debattenbeiträgen gegen die „Ehe für alle“ 
bestätigt Notz’ These, dass „der Familismus ein Comeback als konservative, 
auf den Wert der heterosexuellen, monogamen (Klein-)Familie bauende Politik 
[feiert]* (ebd). Mit ihren steten Behauptungen der heterosexuellen Kleinfamilie 
als einzigmöglichen Ort Kinder zu erziehen verweisen die Auseinandersetzungen 
nicht zuletzt auf eine (Neu-)Aushandlung von Fragen sozialer Reproduktion. 


9 „Die CDU-Grundfeste sind im Markenkern erschüttert“, kath.net (28.6.2017). 
10 „Die Kontinuität des Lebens sichern‘, jungefreiheit.de (12.6.2015). 
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Mit dem zweiten Argumentationsmuster (Ehe als Reproduktionsgemeinschaft) 
wird die Legitimität des Zusammenlebens von Erwachsenen mit Kindern an 
die biologische Elternschaft geknüpft - und die soziale Elternschaft in unter- 
schiedlichen familialen Lebensformen negiert. „Der wesentliche Unterschied 
zwischen gleichgeschlechtlicher Lebenspartnerschaft und Ehe besteht darin, 
daß ersterer die Potentialität für die Zeugung und Erziehung von Nachwuchs 
fehlt“, so der christlich-konservative Soziologe Manfred Spicker anlässlich des 
irischen Referendums zur Einführung der gleichgeschlechtlichen Ehe (Junge 
Freiheit, 24.7.2015).'!" Aus der „Ehe als Reproduktionsgemeinschaft“ wird 
eine vermeintlich „natürliche“ Ungleichwertigkeit familialer Lebensweisen 
abgeleitet, die eine rechtliche Ungleichbehandlung rechtfertigen bzw. eine 
rechtliche Gleichstellung hetero- und homosexueller Ehen verbieten würden. 
Dies impliziert ein „Verständnis von ‘Ehe’ als dauerhafter Gemeinschaft von 
Mann und Frau, offen auf Nachkommenschaft und als einziger Ort, an dem 
Menschen auf natürliche Weise gezeugt und zur Welt gebracht werden“. 
Eine Infragestellungjener „Naturhaftigkeit“ und der Verortung von Elternschaft als 
nicht rein biologische, sondern ebenso soziale, wird gar als lebensfeindlich verklärt: 

Die Exklusivität der Ehe für Mann und Frau ergibt sich daraus, daß nur sie ‘ein Fleisch 

werden), das heißt neues Leben hervorbringen können. Wer diesen Unterschied für unwich- 


tig hält, wendet sich gegen das Leben selbst. Diese Haltung entsteht, wenn die Sexualität 
nicht mehr dem Erhalt der Spezies dient, sondern der sogenannten Selbstverwirklichung. 


Die Formulierungzeigt Parallelen zum auf Reproduktion fixierten Diskurs selbst- 
ernannter „Lebensschützer“ (vgl. Sanders u.a. 2018: 28). Als „lebensfeindlich“ 
beschrieben wird hier, was nicht die Reproduktion der Gemeinschaft als primäres 
Ziel zwischenmenschlicher Beziehungen absolut setzt. 


„Kindeswohl“ und „Diskriminierung“ 


Eng mit der Idee der Reproduktionsgemeinschaft verbunden ist das Argumenta- 
tionsmuster des Kindeswohls. Dabei werden das Wohlergehen und die Le- 
benschancen von Kindern in Regenbogenfamilien hinterfragt - und eine 
grundsätzliche Schlechterstellung bis Gefährdung von Kindern in nicht-tradi- 
tionellen Familien durch die „Ehe für alle“ unterstellt. Im weiteren Verlauf der 


11 „Aufeigene Kinder ausgerichtet“, jungefreiheit.de (24.7.2015). Manfred Spieker verließ 
aus Protest gegen die Entscheidung zur „Ehe für alle“ die CDU. 


12 „Die Ehe zwischen Mann und Frau weiterhin gesetzlich schützen“, Stellungnahme des 
Regensburger Bischofs Rudolf Voderholzer zur „Ehe für alle“, kath.net (29.6.2017). 
13 „Toleranz wird nicht gewährt‘, jungefreiheit.de (7.9.2012). 
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Argumentation wird sowohl die Frau als aufopferungsvoll sorgende Mutter in 
den häuslichen Raum verwiesen und gleichzeitig die Möglichkeit alternativer 
Lebens- und Verantwortungsgemeinschaften negiert. Außerhalb der heterose- 
xuellen Kleinfamilie mit ihrer traditionellen Rollenverteilung und Reproduk- 
tionsstruktur, so die Behauptung, könne es keine behütete Kindheit geben, es 
drohen vielmehr Identitätskonflikte und psychische Schäden. 

Die Rede vom „Kindeswohl“ tritt häufig in Zusammenhang mit dem Ar- 
gumentationsmuster der „Diskriminierung“ auf. Ganz konkret wird dabei das 
Kindeswohl - häufigals „Recht des Kindes“ - dem Recht gleichgeschlechtlicher 
Familien auf Schutz vor Diskriminierung gegenübergestellt. 

Mit der Homo-Ehg, die das Recht aufkünstliche Befruchtungeinschließt, wird genau dies 

verdreht und das Recht des Kindes dem Recht auf Kinder geopfert. Unter dem Vorwand, 

Homosexuellen ein Recht auf Kinder geben zu wollen, wird das Kind von der Person zum 

Objekt degradiert. Während Menschenrechtsvertreter in aller Welt gegen die Verdingli- 


chung des Menschen kämpfen, wird das Kind im Namen des Rechts der Homosexuellen 


zum bloßen Objckt.' 
Die Ungleichbehandlung/Diskriminierung bezicht sich auf ungleiche rechtli- 
che Regelungen für gleichgeschlechtliche Paare in Bezug auf die Adoption von 
Kindern. Die Ungleichbehandlung wird entweder geleugnet oder aber - vor 
dem Hintergrund der behaupteten Gefahren für das Kindeswohl - als weniger 
relevant gewertet:„Nicht die gefühlte Diskriminierung von Schwulen und Les- 
ben, sondern das Kindeswohl sei entscheidend.“ (Junge Freiheit, 12.6.2015)" 

Die Argumentation mit dem vermeintlichen „Kindeswohl“ bewegt sich dabei 
im Rahmen einer allgemeinen Verschiebungantifeministischer Argumentationen 
der vergangenen Jahrzehnte: wegvom „männerzentrierten“ Antifeminismus der 
1990er und frühen 2000er Jahre, hin zum „familienzentrierten“ Antifeminismus 
der jüngeren Zeit, in dem die Figur des „unschuldigen Kindes“ zentral gesetzt 
wird für die Ablehnung von Politiken der Vielfalt geschlechtlicher und sexueller 
Vielfalt (vgl. Scheele 2016). 


Ehe als Grundlage von Staat und Gesellschaft 


Gerade am Argumentationsmuster zum Kindeswohl wird deutlich, dass der 
Ehe im von uns untersuchten Material eine mehrfache Funktion zukommt: 
Nicht nur die Nachkommenschaft ist zu sichern, sondern zwischenmenschliche 
Beziehungen, die Organisation von Gesellschaft und die Entfaltungder Sexualität 
sind in bestimmte Bahnen zu lenken. Die Ehe wird somit zur Grundlage von 
Staat und Gesellschaft erklärt: 


14 „Die Diktatur der Konfusion“, kath.net (26.4.2013). 
15 „Erstmal mundtot machen‘, jungefreiheit.de (12.6.2015). 


Hegemonietheoretische Analyse der Gegnerschaft zur „Ehe für alle“ 525 


Der Begriff Familie braucht keinen Zusatz wie ‘traditionell’, um die tragende soziale 
Grundeinheit der Gesellschaft zu bezeichnen, nämlich die Ehe von Mann und Frau als 
bester Ort für die Zeugung und das Aufwachsen von Kindern.'° 


Dieser Anspruch wird exemplarisch vom französischen Philosophen und Akti- 
visten der Manif pour tous, Bertrand Vergely, im Interview formuliert: 
Dann lassen Sie uns Ehe definieren. Diese setzt sich aus drei Elementen zusammen. Das 
erste ist objektiv und schlicht wirtschaftlich: Der Mensch muß sich notwendigerweise 
reproduzieren, und die Ehe ist das Format, dies kulturvoll zu tun. Die menschliche Re- 


produktion kann sich schließlich nicht irgendwie gestalten, sondern es gibt Regeln, die 
formgebend wirken. Diese Regeln sind gesellschaftlich geprägt." 


Die „gesellschaftliche Prägung“ dieser Regeln wird von Gegner*innen der „Ehe 
für alle“ unterschiedlich gefüllt - und wird jedes Mal als unhintergehbar gesetzt. 
Häufig ist die Orientierung an „christlichen Werten“ ein Begründungsmoment 
bzw. Grundlage des Appells an die Unionsparteien, eine Gesetzesänderung ab- 
zulehnen (s.u.). Staatstragende Akteure dagegen, insbesondere die Gegner*innen 
der „Ehe für alle“ aus den Unionsparteien, aber auch kirchliche Würdenträger wie 
Kardinal Marx dagegen verweisen in ihren Äußerungen auf die angebliche Verfas- 
sungswidrigkeit der „Ehe für alle“ - in der Annahme, dass im politischen Prozess 
die Setzung einer christlichen Wertegemeinschaft bereits infrage gestellt ist. 

Die Fixierung auf Sexualität, wenn es um gleichgeschlechtliche Paare geht, 
offenbart u.a. der Evolutionsbiologe Ulrich Kutschera, wenn er im Interview 
mit kath.net über „[g]leichgeschlechtliche Erotik-Akte ohne das Potenzial zur 
Kinderproduktion“ spricht, „die man auch (wertfrei) als biologisch sinnloses 
Paarungs-Verhalten bezeichnen“ können. Diese, so Kutschera, „sind nicht 


gleichzustellen mit Mann-Frau-Verbindungen. Diese können im Prinzip eine 
“fruchtbare Ehe’ führen“.'® 


6. Der Kern des politischen Projektes gegen die „Ehe für alle” 


Wir bewerten die vorgestellten Argumentationsmuster als Teil einer antifeminis- 
tischen und autoritär-regressiven Positionierung zu geschlechtspolitischen Fragen. 
Wir kennzeichnen sie zunächst als „antifeministisch“, dasie gleichstellungspoli- 
tischen Anliegen und damit langfristig der Entnormierung und Liberalisierung 


16 „Die Zukunft gehört uns!“, kath.net (18.1.2013). 

17 „Die Ehe ist ein Erfolgsmodell“, jungefreiheit.de (7.8.2015). 

18 „Homoche im Lichte der Biologie“, kath.net (18.9.2017). Das angeführte Interview ist 
Gegenstand eines juristischen Verfahrens gegen Ulrich Kutschera. Er muss sich u.a. wegen 


des Verdachts der Volksverhetzung, Beleidigung und Verleumdung vor Gericht verant- 
worten (Stand Juni 2019). 
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der Geschlechterverhältnisse entgegenstehen. Beide Aspekte sind jedoch für uns 
die zentralen Merkmale eines weit gefassten, herrschaftskritischen Feminismus- 
begriffs (vgl. Lang/Fritzsche 2018: 340). Wir verwenden weiterhin die Doppelbe- 
zeichnung „autoritär-regressiv“, da die im Material entworfenen Politikangebote 
für hierarchisch strukturierte Kontroll- und Disziplinierungsideen” werben, die 
eine Retraditionalisierung der sich pluralisierenden Geschlechterverhältnisse er- 
möglichen sollen. Die Bezeichnung „regressiv“ trägt dabei eine Doppelbedeutung: 
Sie verweist zunächst aus sozialtheoretischer Ebene darauf, dass die vorgebrachten 
Forderungen „hinter das in der sozialen Moderne erreichte Niveau gesellschaft- 
licher Integration zurückfallen“ (Nachtwey 2016: 75) und deutet gleichzeitig 
sozialpsychologisch verstanden an, dass diese Positionen möglicherweise andere 
soziale Konflikte dethematisieren. Der Kontroll- und Disziplinierungscharakter 
der untersuchten Positionen wird insbesondere deutlich an deren Implikatio- 
nen für das Themenfeld der sozialen Reproduktion. Ehe und Familie werden 
als heterosexuelle und verschiedengeschlechtliche Reproduktionsgemeinschaft 
verstanden, die als Grundlage von Staat und Gesellschaft dem demografischen 
und kulturellen Erhalt der Nation verpflichtet ist. Dieses Verständnis definiert 
zugleich, welche Mitglieder der Gesellschaft sich nicht an deren Reproduktion 
beteiligen sollen: alle nicht eindeutigheterosexuellen und (im erweiterten Sinne) 
monogam lebenden Menschen. Dabei finden sich explizit völkische Argumen- 
tationen, in denen die Generationenfolge als Kriterium gegen die „Ehe für alle“ 
verwandt wird, so etwa wenn es heißt, dass „in einer gleichgeschlechtlichen Ver- 
bindung die Generationenfolge nicht möglich ist“. Hier wird aufeine Blutslinie 
und damit aufein dezidiert völkisches Verständnis von Gemeinschaft abgehoben. 
Dies ist kein Zufall, sind es schließlich ordnungspolitische Entwürfe für eine 
Ordnung der Geschlechter, die das Individuum nur als Träger*in einer ihm oder 
ihr angetragenen Rolle in einer hierarchisch strukturierten Gesellschaft schen. 
Der Kontroll- und Disziplinierungscharakter zeigt sich ebenfalls in der Beant- 
wortungder Frage, welche Gesellschaftsmitglieder die anfallenden Reprodukti- 
onsarbeiten verrichten sollen. Ungeachtet der vorliegenden Erkenntnisse über 
die damit verbundenen Prekarisierungsrisiken (vgl. Klenner u.a. 2011) wird im 
untersuchten Material weiterhin die Reproduktionsstruktur der traditionellen 
heterosexuellen Kleinfamilie mit männlichem Familienernährer und weiblicher 
Hausfrau empfohlen. Dass innerhalb dieser familistischen Strukturen eine struk- 
turelle Ungleichverteilungvon Carearbeit vorliegt, da diese Aufgaben den Frauen 


19 Den Aspekt der „Kontrollparadigmen“ betont auch der Soziologe Wilhelm Heitmeyer 
in Konzeption des „autoritären Nationalradikalismus“, mit der er den gegenwärtigen 
gesellschaftlichen Rechtsruck analytisch zu fassen versucht (Heitmeyer 2018: 249fF.). 

20 „Im Grunde verfassungswidrig‘, jungefreiheit.de (7.7.2017). 
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als natürlicher Tätigkeitsbereich zugeschrieben werden, bleibt dabei unerwähnt. 
Die zentrale Bedeutungder geschlechtsspezifischen Arbeitsteilunginnerhalb der 
patriarchalen Kleinfamilie für das Funktionieren kapitalistischen Wirtschaftens 
soll erhalten bleiben. 

Angesicht der strömungsübergreifenden Bezugnahme auf die von uns 
skizzierten Argumentationsmuster im Untersuchungszeitraum zwischen den 
Jahren 2009 und 2017 gehen wir davon aus, dass es sich hierbei um ein sich 
formierendes antifeministisches, autoritär-regressives Projektes im Bereich der 
Geschlechterpolitik handelt. Die von uns untersuchten Blogs repräsentieren ein 
Spektrum zwischen der Neuen und der religiösen Rechten mit Verbindungen 
zur konservativen Rechten. Das portalübergreifende Auftauchen ähnlicher Ar- 
gumentationsmuster und die teilweise auftretenden direkten Bezüge aufeinander 
sprechen für die Entwicklung einer gemeinsamen Problemdefinition, also für 
den Prozess einer anfänglichen Annäherung zwischen den hier exemplarisch 
betrachteten Akteuren eines politischen Projektes, das selbstverständlich noch 
weitere Komponenten aufweist und nicht homogen ist. Eindeutige Lösungsan- 
sätze für das konstruierte Krisenszenario werden immer dann sichtbar, wenn auf 
anstehende oder getroffene politische Entscheidungen reagiert wird - etwa wenn 
juristische Entscheidungen im Sinne der Gleichstellungspolitik abgelehnt oder 
gesellschaftliche Liberalisierungsdynamiken antizipiert werden. 

Über den konkreten Kontext der Debatten um die „Ehe für alle“ hinaus schen 
wir den gemeinsamen Kern des antifeministischen, autoritär-regressiven Projektes 
in dem Eintreten für eine Geschlechterordnung, die gekennzeichnet ist durch 
eindeutige, heteronormative Geschlechterrollen und damit einhergehender ver- 
geschlechtlicher Identität. Der Historiker Weiß schreibt: 


Wie kaum ein anderes Beispiel stehen für die Überschneidungin der autoritären Weltan- 
schauung, seiesin der politischen Rechten, sei es im religiösen Konservatismus, die rigiden 
Vorstellungen von Geschlechteridentität. Sie alle führen als Identitäre in ihrer Angst vor 
dem Nicht-Identischen einen wahren Feldzug gegen jede Form der Verunsicherung eines 
festen Geschlechterschicksals. Darin wurzelt die Todfeindschaft gegen alles, was diese 
Kategorien infrage stellt. (Weiß 2017: 228) 


Dort wo im autoritär-regressiven Verständnis eine „stabile, eindeutige, ursprüng- 
liche Identität [...] als gefährdet“ (Wielowiejski 2018: 354) erscheint, entstehen 
Abwehrbewegungen, die in teils widersprüchlicher Weise operieren. Denn allein 
die Notwendigkeit, eine behauptete Eindeutigkeit verteidigen zu müssen, wider- 
spricht ihrer vermeintlichen „Natürlichkeit“. Auch die australischen Politikwis- 
senschaftler Dennis Altman und Jonathan Symons (2018: 102) sprechen davon, 
dass „[d]er gemeinsame Nenner aller Gegner*innen von Homosexuellenrechten 
das Bestreben [ist], eine bestimmte Art von Geschlechterregime aufrecht zu 
erhalten, in dem es eine klare Unterscheidung zwischen Männern und Frauen 
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gibt, und die Annahme, dass sich Kinder nur in einer heterosexuellen Familie gut 
entwickeln können“. Kern der Argumentation ist häufig weniger die Ablehnung 
von Homosexualität als solcher, sondern die Abwehr der Infragestellung binärer 
Zweigeschlechtlichkeit. Eine Argumentation, die auch anderenorts gegen die 
Sichtbarkeit und damit verbundene gesellschaftliche Anerkennung gleichge- 
schlechtlicher Lebensweisen vorgebracht wird: So „verläuft in diesen Diskursen 
die Trennlinie nicht etwa zwischen Hetero und Homo, sondern zwischen iden- 
titätsaffirmierenden und identitätskritischen Lebensentwürfen.“ (Wielowiejski 
2018: 355). 


7. Quo vadis? - Fazit und Ausblick 


Das von uns untersuchte antifeministische, autoritär-regressive Projekt konnte 
die Einführung der „Ehe für alle“ nicht verhindern und ist daher im strengen 
Sinne am konkreten politischen Anliegen gescheitert. Unserer Einschätzungnach 
schen sich die beteiligten Akteure jedoch über die konkrete Debatte hinaus als 
Teil einer größeren gesellschaftspolitischen Auseinandersetzung. Darauf deutet 
das von den Gegnerinnen und Gegnern der „Ehe für alle“ vielfach beschworene 
Feindbild eines „gesellschaftlichen Umbaus“ oder die selbstbewusste Ausrufung 
eines „Kulturkampfs“ hin. Für die zukünftige Entwicklung dieses Konfliktes um 
Hegemonie ist es entscheidend, welche gesellschaftliche Anschlussfähigkeit das 
antifeministische, autoritär-regressive Projekt entwickeln kann. Auch wenn es 
dem politischen Projekt nicht vorrangigum die Ablehnung von Homosexualität 
als solcher geht, finden dessen Argumentationen gegen die tatsächliche Gleich- 
stellung und Sichtbarkeit homosexueller Lebensweisen einen Resonanzraum in 
homophoben Haltungen in allen Teilen der Gesellschaft (vgl. Antidiskriminie- 
rungsstelle des Bundes 2017). Und die von uns untersuchten extrem rechten, 
neurechten und christlich-fundamentalistischen Akteure greifen in trauter Re- 
gelmäßigkeit konkrete politische Anliegen auf - etwa bei den Themen sexuelle 
Selbstbestimmung, reproduktive Rechte, geschlechterreflektierende Pädagogik 
und Antidiskriminierungsarbeit. Angesichts dieser auch im europäischen und 
globalen Kontext beobachtbaren Hartnäckigkeit und Wandlungsfähigkeit er- 
warten wir weitere autoritär-regressive Antworten auf eine allgemeine Tendenz 
geschlechtspolitischer Liberalisierungen. 

Ob die jeweiligen antifeministischen Projekte jedoch tatsächliche Hegemonie 
entfalten, stehtaufeinem anderen Blatt. Voraussetzung hierfür wären umfassende 
Ordnungsentwürfe, mit dem Anspruch, die gesamtgesellschaftlichen Produk- 
tions- und Lebensweisen neu zu arrangieren. Derjenige soziale Ordnungsentwurf, 
auf den sich das von uns untersuchte Projekt bislang einigen kann, bezicht sich 
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auf die Geschlechterverhältnisse und damit eng verknüpfte Themen. Selbst hier 
herrscht jedoch keine vollkommene Einigkeit. So wird Homosexualität bei Teilen 
der christlichen Rechten noch als Sünde verdammt, während sie im neurechten 
Spektrum als akzeptabel gilt, solange der heteronormative Konsens nicht infrage 
gestellt wird. Der antifeministische Widerstand gegen die „Ehe für alle“ ist nicht 
homogen. 

Und doch trägt das antifeministische autoritär-regressive politische Projekt 
bereits jetzt zum eingangs beschriebenen gesellschaftlichen Rechtsruck bei und 
profitiert gleichzeitig davon. Überall dort, wo rechte Parteien in Verantwortung 
odergaran die Macht kommen, zeugen ihre politischen Akte von der Umsetzung 
einer antifeministischen geschlechterpolitischen Agenda. Sei es die Fraktion der 
AfD im Thüringer Landtag, die in einer kleinen Anfrage die Zahl der in Thü- 
ringen lebenden Homo-, Bi- und Transsexuellen erfragt. Oder die Freiheitliche 
Partei Österreichs (FPÖ), die - kaum in Regierungsverantwortung - die Kürzung 
der Mittel für Frauenberatungsstrukturen verkündet. Diese Schritte bewirken 
eine Verunsicherung feministischer Akteure und sind Angriffe auf den bisher 
existierenden demokratischen Konsens, nicht nur in Fragen der Geschlechterpo- 
litik. Im Ringen um die Einführungder „Ehe für alle“ ist das autoritär-regressive 
Projekt mit seiner Ordnungsvotrstellung „Ein Papa, eine Mama, ganz einfach!“ am 
öffentlichen Druck noch gescheitert. Jeder diskursive oder strukturelle Angriff 
aufgleichstellungspolitische Errungenschaften verändert jedoch die Rahmenbe- 
dingungen, in denen die nächste Auseinandersetzung um Geschlechterpolitik 
stattfinden wird. 

Zu beobachten bleibt dabei, inwieweit sich dessen Außenkommunikation 
zukünftig offen homophob artikuliert oder ob - so unsere Ihese - es sich im 
Kern auffamilistische Argumentationsmuster stützen wird, wie wir sie in unserer 
Analyse finden konnten. Nicht die explizite Abwertung oder gar Negierungvon 
Homosexualität, sondern der Bezugaufdie heteronormative Kernfamilie scheint 
der wichtigste Anknüpfungspunkt für den strukturell und in allen Teilen der 
Gesellschaft verbreiteten Familismus. Wir schen das autoritär-regressive Projekt 
in diesen Punkten als inhaltlich Nlexibel und anschlussfähig an gesellschaftliche 
Debatten und andere politische Projekte an - immer mit dem Ziel, Zustimmung 
und damit Mehrheiten im rechts-konservativen Lager, aber auch jenseits davon 
zu gewinnen. 
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Christa Wichterich 


Reproduktionskrisen, Sorgeextraktivismus und 
Sorgekämpfe in Indien 


Sozialarbeiter*innen auf dem Land und Pflegekräfte in 
Krankenhäusern' 


In Indien protestieren seit Jahren hunderttausende Gesundheits- und Sozialar- 
beiterinnen gegen Geringbewertungund -bezahlung ihrer Arbeit. Wie in Europa 
kommt es zu einer Feminisierung von Arbeitskämpfen, weil die Ausbeutung 
der Sorgearbeitenden sich infolge zugespitzter Krisensituationen der sozialen 
Reproduktion intensiviert. Diese Sorgekämpfe haben im Alltagsverstand einer 
breiten Öffentlichkeit das Bewusstsein über die ökonomische und soziale Bedeu- 
tung von Sorgearbeiten verstärkt, aber die hegemoniale Geringschätzung und 
Niedrigstentlohnung von Sorgearbeiten nicht wesentlich verbessert. Die leitende 
Fragestellung dieses Beitrags ist, mit welchen Strategien und Instrumenten diese 
Abwertungvon Sorgearbeiten unter neoliberalen Bedingungen fortgesetzt wird. 

Dazu habe ich analog zum Ressourcenextraktivismus (Brand/Dietz 2014) das 
Konzept von Sorgeextraktivismus geprägt, um die ausgedehnte und intensivierte 
Extraktion von Sorge als politökonomische Antwort aufdie Reproduktionskri- 
sen zu analysieren und die Komplexität der Dynamik in diesem intersektional 
vermachteten, neoliberalen Sektor zu systematisieren (Wichterich 2019). Die 
folgende Analyse erkundet in zwei Bereichen von Sorgearbeit in Indien, nämlich 
Sozialarbeit auf dem Land und Pflege in Krankenhäusern, wie geringbewertete 
Sorgearbeit (re)konstruiert wird. Die Analyse zielt auf eine Politisierung von 
Sorgearbeiten sowie von Machtverhältnissen in der sozialen Reproduktion und 
wählt den Zugang dafür über die Kämpfe der Sorgearbeiter*innen?. 


1 Die Forschungfür diese Studie habe ich während eines Fellowship-Aufenthaltsim Winter 
2018/19 in Indien am M.S. Merian - R. Tagore International Centre of Advanced Studies 
„Metamorphoses ofthe Political“ (ICAS:MP), einer indisch-deutschen Forschungskoope- 
ration durchgeführt, die vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) 
finanziert wird. Die hier formulierten Positionen liegen allein in meiner Verantwortung. 

2 Empirische Grundlage der Analyse waren Interviews mit Organisationen und Gewerk- 
schaften der Sozialarbeiterinnen und Pflegekräfte. 
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Fallbeispiel 1: Die Krise sozialer Entwicklung auf dem Land 


Die 2,8 Millionen Kindergärtnerinnen aufdem Land gelten derzeit als die best- 
organisierteste Gruppe informeller Arbeiter*innen in Indien (AIFAWH 2012; 
AIFAWH 2016). Die zentrale Forderung ihrer Proteste ist die Anerkennung als 
reguläre Arbeiterinnen bzw. Regierungsbeschäftigte. Hintergrund ist, dass derzeit 
6,5 Millionen Frauen, nämlich Kindergärtnerinnen, Gesundheitsarbeiterinnen 
(ASHAs) und Schulköchinnen (MDM workers) als „freiwillige“ Sozialarbeite- 
rinnen in ihren Gemeinden die Dauerkrise von Armut, Mangelernährung sowie 
mangelnder Gesundheitsversorgung und Bildung armer Bevölkerungsgruppen 
lindern sollen. Keine dieser Gemeindearbeiterinnen erhält den Mindestlohn von 
derzeit 18.000 INR (ca. 225 Euro), ist per Vertrag bei der Regierung beschäftigt 
und entsprechend sozial abgesichert. Die „Managerinnen der Armut“ (John 1996) 
bekommen lediglich ein „Honorar“ wie eine milde Gabe des Staates, was die 
Arbeitsverhältnisse informell und prekär und die Frauen höchst verletzlich macht. 

Die Sozialarbeiterinnen greifen zu konfrontativen Protestformen und Streiks 
auf regionaler und nationaler Ebene, seit der Oberste Gerichtshof 2006 ihren 
Antrag auf Regularisierung ablehnte (Sreerekha 2017: 224). Als sie sich 2018 
erstmals landesweiten Massenprotesten von Bäuer*innen und Arbeiter*innen 
gegen die Regierung Modi anschlossen, verkündete Modi eine Verdopplungihrer 
„Honorare“. Nach der Erhöhung variiert der Verdienst der Kindergärtnerinnen je 
nach Bundesland zwischen 90 und 180 Euro, Helferinnen erhalten die Hälfte. Die 
Mittagessen-Köchinnen verdienen 15 Euro, und zwar nur 10 Monate im Jahr, die 
ASHAs - je nach Anzahl der Betreuten - zwischen 19 und 55 Euro im Monat. 
Das Gros der Arbeit bleibt unbezahlt, und Ehrenamtlichkeit subventioniert den 
Staat und seine Wohlfahrtsprogramme (Sreerekha 2017). 

In der multiplen Krisensituation auf dem Land wurden die Programme als 
wohlfahrtsstaatliche und entwicklungspolitische Maßnahmen für die arme 
Bevölkerung, untere Kasten und nicht-landbesitzenden Klassen eingeführt. 
Gemeindearbeit von Frauen aus den Dörfern verspricht neben geringen Kosten 
einehohe Akzeptanz und Wirkung. Demokratische Institutionen wie Dorf- und 
Distrikträte und Gruppen wie Müttervereine sollen die Aktivitäten überwachen. 

Diese Dorfentwicklungsprogramme und das Konzept der Gemeindearbeit 
knüpften historisch an Gandhis Konzept der Selbstverwaltung und Selbstver- 
sorgung der Dörfer (Gram Swaraj) an. Die von oben verordnete Freiwilligen- 
arbeit durch und für arme cormmunities galt zu Beginn der Programme in den 
1970er Jahren als staatlich geförderte Selbstorganisierung quer zu Kasten- und 
Klassenspaltungen in den Dörfern. Auf der lokalen Ebene wurde der Staat als 
caring, fürsorglich, imaginiert (Gupta 2012: 24). International profilierte er sich 
mit solchen Programmen als den sozialen Grundtechten seiner Bürger*innen 
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verpflichtet, mit dem politischen Willen zur Armuts- und Hungerbekämpfung 
und warb über Jahrzehnte zusätzliche Mittel von ausländischen Hilfsorgani- 
sationen ein. 

Während unfreiwillig freiwillige Gemeindearbeit damals vor allem als Maß- 
nahme zur Armutsminderung und zum sozialen Ausgleich in höchst ungleichen 
Dorfstrukturen sowie als Förderinstrument für niedrigkastige Frauen galt, wurde 
sie im Zuge der Liberalisierung in den 1990er Jahren zu einer paradigmatischen 
Form des Sorgeextraktivismus. Kosteneflizienz war das Leitmotiv für Reformen 
der öffentlichen Dienste, um die finanziellen Engpässe der öffentlichen Hand zu 
überwinden und soziale Verantwortung zu verschlanken. Gleichwohl führte der 
Staat neue Sozialprogramme für die Dörfer ein, um sein Wohlfahrtsimage zu 
wahren. Das neoliberale Vorzeichen zeigt sich bei den ASHAs, Gesundheitsar- 
beiterinnen, die im Rahmen eines 2005 eingeführten ländlichen Gesundheits- 
dienstes Schwangere betreuen und für eine Krankenhausgeburt mobilisieren: Sie 
erhalten kein festes Honorar, sondern nur nach getaner Arbeit wie ein industri- 
eller Stücklohn sogenannte „Anreize“ pro Geburt und Kind. 


Zur politischen Ökonomie unfreiwilliger Freiwilligkeit 


Heute sind diese Dorfentwicklungsprogramme paradigmatisch für den indi- 
schen Restwohlfahrtsstaat, der bedürftige Gruppen punktuell unterstützt, statt 
eine umfassende bürger*innenorientierte und rechtsbasierte Sozialpolitik zu 
gestalten (Palriwala/Neetha 2012a, 2012b). Im Kontext neoliberaler Politiken 
und schrumpfender Wohlfahrtsstaatlichkeit wurde die monetäre wie auch die 
Sorgeextraktion durch Voluntarismus intensiviert und ausgedehnt: Die Hono- 
rarzahlungen kommen mit drei- bis neunmonatiger Verspätung, das Aufgaben- 
paket wurde erweitert, Kindergärtnerinnen müssen statistische Befragungen in 
den Dörfern durchführen, ASHAs Verhütungsmittel verteilen und ansteckende 
Krankheiten kontrollieren. Um die Arbeit zu professionalisieren und die Efhizi- 
enz zu steigern, sollen die Aktivitäten ständig dokumentiert und täglich bis zu 
neun Listen ausgefüllt werden (für ASHAs Bathia 2017: 40). An einigen Orten 
müssen die Kindergärtnerinnen jeden Morgen ein Selfie an die Supervisor*in 
schicken. Diese Kontrollmaßnahmen disziplinieren und schüchtern ein, zumal 
sie nicht selten mit der Androhung des Jobverlusts einhergehen. Zusatzarbeit 
und Optimierung zahlen sich jedoch nicht in Form einer Besserbezahlung oder 
Höherbewertung der Arbeit aus. 

Trotz Erfolgsstatistiken, die steigende Zahlen von Kindergärten und Schulkin- 
dern, mehr Klinikgeburten, bessere Ernährungund höhere Immunisierungsraten 
belegen (NITI 2017: 126), reduziert der Staat mit Kürzungen des öffentlichen 
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Haushalts und der Budgets für Entwicklungsprogramme auf dem Land die 
Wohlfahrtsmaßnahmen, seine soziale Verantwortungund Rechenschaftspflicht. 

Zusätzlich zum bewährten Prinzip der Freiwilligkeit findet mit dem Slogan 
„community participation“ nun eine soziale und finanzielle Responsibilisierung 
der ländlichen Gemeinden statt. Sozialarbeiterinnen sollen im Dorf Mittel für 
die Kindergärten mobilisieren (AIFAWH 2009: 39), die Schulspeisung wird 
lokalen Selbsthilfegruppen übertragen, die das kollektiv gesparte Geld für den 
Kauf von Lebensmitteln verwenden müssen (Sreerekha 2017: 234). Wie die 
Freiwilligkeit bedeutet auch die Kommunitarisierung eine Strategie der Extrak- 
tion von Arbeitskapazitäten, Care und finanziellen Ressourcen von denjenigen, 
die eigentlich als Nutznießer*innen der Programme konzipiert sind. Sie sollen 
zunehmend eigenverantwortlich die Einlösungihrer sozialen Bürger*innenrechte 
organisieren. 

Direkte cash transfers sind die jüngste Form der individuellen Responsibilisie- 
rung im Zuge der Finanzialisierung des Alltags und finanzieller Inklusion. Statt 
der Bereitstellung von Zusatznahrung als Anreiz für den Kindergarten- und 
Schulbesuch, verteilt die Modi-Regierung neuerdings Geld, damit die Bedürftigen 
als Konsument*innen selbst Lebensmittel erwerben (Dreze 2016: 13). 

Die zentrale Strategie neoliberaler Wohlfahrtsstaatlichkeit ist allerdings die 
Privatisierung öffentlicher Dienste und die Kommerzialisierung von Aufgaben 
und Bereichen, die bislang nicht in den Markt integriert waren. Kindergärten 
und Schulspeisung werden nun kommodifiziert und vorgeblich zur Qualitäts- 
und Effizienzoptimierung an große Firmen oder neugegründete kommerzielle 
NGOs ausgelagert. Als Public-private-Partnership (PPP) benutzen Konzerne 
wie Vedanta und Cairn India Ltd. die Sozialprogramme zur Aufbesserung ihrer 
sozialen Unternehmensverantwortung (Sreerekha 2017: 238; Workshop Report 
2017: 10) - ein imageförderndes und letztlich einträgliches Geschäft, das wiede- 
rum die Korruption ankurbelt (Sreerekha 2017:186; Gupta 2017). 

Durch das Prisma des Theorems vom „listigen Staat“ (Randeria 2009) be- 
trachtet stellt sich Sozialstaatlichkeit hier als widersprüchliches Manöver listiger 
Politik zwischen neoliberaler Wachstumspolitik, sozialen Anrechten und inter- 
nationalen entwicklungspolitischen Normen dar. Zutiefst patriarchal navigiert 
der Staat auch listig zwischen alten Geschlechterrollen des Dienens und Unter- 
ordnens und modernen Geschlechternormen des Frauenempowerments durch 
einen Job. Politisches Ziel ist es, eine preisgünstige gefügige Sorgearbeiterschaft an 
der Basis zu schaffen, die Reproduktionskrisen auffängt (Patel/Moore 2017). Die 
freiwillige Sorgearbeit subventioniert die indische Wohlfahrtspolitik, darüber 
hinaus aber auch die internationale Entwicklungszusammenarbeit. Umgekehrt 
legitimieren und nutzen ausländische Agenturen wie USAID, UNICEEF, die 
Weltbank und Care, die die Programme unterstützen, die massenhafte Mobi- 
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lisierung von unbezahlter Arbeit von Frauen und den Sorgeextraktivismus des 
indischen Wohlfahrtstaats für ihre Entwicklungsziele.° 

Sreerekha (2017) nennt diesen listigen Staat, der die Ehrenamtlichkeit von Frau- 
en erzwingt, „ehrlos“. Er hüllt den Sorgeextraktivismus in eine imaginierte Kultur 
von Ehre und Freiwilligkeit, während er rücksichtslos Würde und Arbeitsrechte 
verletzt. Er zahlt nicht, wenn eine Köchin sich Verbrennungen zuzieht, ASHAs 
haben keinen Anspruch auf Mutterschaftszeit. Der neoliberale Staat gewährt seinen 
Wohlfahrtsarbeiterinnen weder Fürsorge und Wohlfahrt noch Schutz vor sexueller 
Gewalt. Sie wurden 2010 nicht in das Gesetz zum Schutz vor sexueller Belästigung 
einbezogen, obwohl Kindergärtnerinnen, aber vor allem ASHAs ein hohes Risi- 
ko sexueller Gewalt beklagen (Bathia 2017: 44). Gewerkschaften nennen es eine 
„nationale Schande“, dass die Armutsbekämpfer*innen selbst verarmt werden.‘ 


Die soziokulturelle Ökonomie freiwilliger Sozialarbeit 


Die Übertragung sozialer Aufgaben als Freiwilligendienste an Frauen basiert auf 
ihrer vorgeblich „natürlichen“ Bestimmung, sewa, Dienste zu leisten und selbst- 
aufopfernd und altruistisch Sorgearbeit zu verrichten. Die Gemeindearbeit wird 
als verlängerte Familienarbeit betrachtet, Frauen als die idealen Arbeiterinnen 
für die Ehre, die sich mit einem Sorgeethos um andere kümmern. Die Regierung 
bestärkte die Stereotypisierung von sewa als weiblich und unbezahlt, indem sie 
männliche Dorfgesundheitsarbeiter durch Frauen ersetzte. 

Trotz des geringen Honorars ist die Gemeindearbeit für die meisten armen 
Frauen und ihre Familien, besonders für Witwen, eine begehrte Einnahmequelle. 
Zudem ist der Job attraktiv, weil er den Frauen Wertschätzung als Vertreterin 
eines Regierungsprogramms einbringt, ihr Sozialkapital, das lokale Kommuni- 
kations- und Interaktionsnetz stärkt und als Sprungbrett für einen regulären Job 
als öffentliche Angestellte gilt. Dafür nehmen die Frauen in Kauf, dass der große 
Zeit- und Energieeinsatz sie in einen Konflikt mit den Haushaltspflichten bringt, 
die für sie absolute Priorität haben. Dass sie täglich bis zu acht Stunden über- 
wiegend unbezahlt arbeiten sollen, unterstellt ein männliches Ernährermodell, 
das wegen der gleichzeitigen Krise der Agrarökonomie jedoch längst erodiert ist 
(Palriwala/Neetha 2012a). 


3 Zwischen 1994 und 2002 investierte USAID 623 Millionen US Dollar in das Kinder- 
gartenprogramm ICDS, wobei ein Teil des Budgets für Familienplanung benutzt wurde 
(OECD 2002). 

4 CITU. The Voice of Working Women, December 2018:26. URL: citucentre.org/journals/ 


voice-of-working-women 
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Tatsächlich entfalten die Sozialarbeiterinnen bei der ehrenamtlichen Arbeit 
eine Sorgeverantwortungmitaffektiven undaltruistischen Komponenten (Hoch- 
schild 2003). Wenn Material oder die Honorare nicht in den Dörfern ankommen, 
zahlen sie Lebensmittel oder Spielzeug aus eigener Tasche. Ist der Kindergarten 
nicht nutzbar, nehmen sie die Kinder mit zu sich nach Hause, kommt der Kran- 
kenwagen nicht, wenn eine ASHA eine Gebärende ins Krankenhausbringen will, 
streckt sie das Geld für eine Autoriksha vor (Sreerekha 2017: 194; Bhatia 2017: 
40). Erstattungen erfolgen in der Regel erst Monate später. 

Die Investitionen der Sozialarbeiterinnen in Form von unbezahlter Arbeit, 
Zeit, Emotionen, aber auch eigener materieller und finanzieller Ressourcen sind 
auch ein Ringen um Respekt und Glaubwürdigkeit an einer Schnittstelle zwi- 
schen Staat und lokalen Gemeinschaften. Dabei besteht ein hohes Konfliktrisiko, 
weil die Dorfgemeinschaften sozial heterogen und markiert sind entlang Kaste, 
Klasse, Geschlecht, Alter, Ethnie und Religion sowie durch Macht, Privilegien, 
Abhängigkeiten und Exklusion. Befindet sich ein Kindergarten in einem hoch- 
kastigen Teil des Dorfes, ist der Zugang für niedrigkastige Kinder schwierig. 
Werden Lernmaterial und Medikamente nicht geliefert, fühlen sich die Ziel- 
gruppen betrogen und beschuldigen die Sozialarbeiterinnen des Missbrauchs. 
Die Empowermentstrategie der Programme, niedrigkastige, arme Frauen aus 
den Dörfern für die Jobs zu bevorzugen, wird durch die andauernde Kastendis- 
kriminierung konterkariert: Kinder aus hohen Kasten weigern sich, von Dalit- 
Frauen gekochte oder von Dalit-Kindern ausgeteilte Mahlzeiten wegen ritueller 
Verunreinigung zu essen (Reddy 2018). 

Gegenläufig zur selbstlosen Sorgeethik der Sozialarbeiterinnen und den Er- 
folgsgeschichten der Programme sind Umsetzungsmängel, Missmanagement und 
Korruption weitverbreitet (Saxena/Srivastava 2009; Gangbar/Rajan/Gayithri 
2014). Die Mittel für die Sozialprogramme fließen durch eine Bürokratie, die eine 
„Maschinerie für die Herstellungvon Gleichgültigkeit“ gegenüber den Armen ist 
und Sozialmaßnahmen nicht als Bürger*innenrechte sieht (Gupta 2012: 6). Bis zu 
30 Prozent der Gelder werden abgezweigt oder versickern in der Selbstbedienungs- 
und Patronageökonomie. Kindergärten existieren nur auf dem Papier, Gebäude 
sind unbrauchbar oder haben keine Toilette für Hygieneerziehung. Die Korrup- 
tion ist innerhalb der bestehenden Macht- und Abhängigkeitsverhältnisse ein 
„Mechanismus, der staatliche Wohlfahrt gewaltförmigmacht” (Gupta2012: 91). 

Sozialarbeiterinnen werden in die Veruntreuungs- und Korruptionsvorwür- 
fe eingeschlossen, vom Verkauf nahrhafter Kekse über gefälschte Zahlen der 
Kindergartennutzung oder Krankenhausgeburten bis zu häufiger Abwesenheit. 
Niedrigkastige Frauen verschulden sich, weil sie Schmiergeld zahlen müssen, um 
einen Job zu bekommen. Aus dem strukturellen Dilemma „freiwilliger“ Arbeit 
und miserabler Entlohnung entstehen Formen von Kleinkorruption. Während 
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Wahlkampagnen und in Reaktion auf Proteste und Streiks der Sozialarbeiterin- 
nen hat das Narrativ von Korruption und Fehlzeiten mediale Konjunktur. Es 
stigmatisiert die Frauen, wertet ihr Engagement wie auch ihre Forderungen ab 
und legitimiert ihre Unterbezahlung. Hinzu kommen weitere Diskreditierungs- 
versuche: ASHAs sollten Kondome namens ASHA verteilen, was mit sexueller 
Freizügigkeit konnotiert war. 

Gegenläufig betreiben die Sozialarbeiterinnen Selbstaufwertung und stellen 
sich als Arbeiterinnen mit Regierungsauftrag dar. Kindergärtnerinnen bezeichnen 
sich als Lehrerinnen (Gupta 2012: 269). Sie wollen nicht Freiwillige oder soziale 
Aktivistinnen genannt werden und sind stolz auf das Erreichte (Sreerekha 2017: 
199). Wie diese Selbstaufwertung lassen sich auch Fehlzeiten als Widerstandsfor- 
men und subversive Kritik an der Zwangsfreiwilligkeit verstehen, zumal diese mit 
der Erweiterung der Aufgaben und der Kontrolle näher an Zwangsarbeit rückt. 

Die Proteste der Gemeindearbeiterinnen knüpfen an ihre Subjektkonstruk- 
tion als „richtige“ Arbeiterinnen an. Inzwischen richten sie sich auch gegen die 
Privatisierung, Konzernisierung und NGOisierung der Programme und gegen 
das Abschmelzen der Budgets. Der Widerstand wurde zu einer Schule des poli- 
tischen Ungehorsams, durch den sie herausfordern, was Staat und Gesellschaft 
als normal und natürlich definieren. 


Fallbeispiel 2: Pflegenotstand in Krankenhäusern 


Der Selbstmord einer jungen keralesischen Krankenschwester 2011 in Mumbai 
als Reaktion auf die Verschuldung durch einen Bildungskredit und die Zwangs- 
verpflichtung, in privaten Krankenhäusern zu arbeiten, war der Auftakt einer 
neuen Ära der Mobilisierung in Kliniken. Die danach in Kerala gegründeten 
United Nurses Association (UNA) und Indian Nurses Association (INA) sind 
ein neuer Gewerkschaftstypus, der nicht parteigebunden ist, stark auf soziale 
Medien zurückgreift und von Männern geführt wird. Männliche Pfleger haben 
die Kämpfe radikalisiert, obwohl ein Gesetz Streiks des medizinischen Personals 
in Krankenhäusern verbietet (Biju 2013; Nair u.a. 2016). 

Zwar haben Krankenschwestern in Indien eine lange Organisationsgeschichte, 
die aufeine kollektive berufliche Identität, die „Würde und Ehre des Pllegeberufs“ 
abstellt (TNAI2001) Doch die 1908 gegründete Trained Nurses Association of India 
(TNAJD) ist aus pflegeethischen Gründen gegen gewerkschaftliche Organisierung 
und Streiks und bevorzugt rechtliche Schritte statt direkter Konfrontation. UNA 


5 “No Asha’ Condom”, Times of India (14.7.2016). 
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undandere Gewerkschaften haben dagegen die Erfahrunggemacht, dass nur direkte 
Aktionen wie Streiks dem intensivierten Pflegeextraktivismus entgegenwirken. 

Während Krankenschwestern in staatlichen Krankenhäusern schon immer 
einen relativ hohen Organisationsgrad hatten, war der 2017 von der UNA in 
Kerala organisierte monatelange, erfolgreiche Streik in Privatkliniken für gleiche 
Bezahlung in privaten und öffentlichen Krankenhäusern ein Novum, bei dem 
es gelang, Ausstand und Basisversorgung zu verbinden. 

Die New Trade Union Initiative NTUL, United Nurses ofIndia und Centre for 
Struggling Women (CSW 2010) konzentrieren sich auf gemeinsame Anliegen 
aller Gesundheitsarbeiter*innen wie Respekt, Schutz vor sexueller Gewalt am 
Arbeitsplatz sowie in öffentlichen Verkehrsmitteln und fordern mehr Festanstel- 
lungen statt der zunehmenden Vertragsarbeit. Über die konkreten lohn- und ar- 
beitsbezogenen Forderungen hinaus protestieren sie gegen die neoliberale Politik 
der Kosteneinsparungund fordern eine deutliche Erhöhungdes Gesundheitsbud- 
gets. Die Bildung einer Pflege-„Klasse“ jenseits von Kaste, Religion, Geschlecht, 
Ausbildung und über die privat-öffentliche Segregation im Gesundheitswesen 
hinaus sehen sie als einzige Möglichkeit, Tarifverhandlungsmacht aufzubauen. 

Die Krise der Gesundheitsversorgung in Indien ist markiert durch ein extrem 
niedriges Gesundheitsbudget - derzeit nur 1,3 Prozent des Bruttoinlandspro- 
dukts (BIP)® -, eine schwache Infrastruktur und schlechte Qualität der öffent- 
lichen medizinischen Dienste sowie einen Pflegenotstand. Der Staat zielt seit 
der Liberalisierung darauf, den öffentlichen Gesundheitssektor von Kosten und 
Verantwortungzu entlasten und die Profitabilität der privaten Medizinindustrie 
als neuer Wachstumsbranche nicht durch Regulierungen zu hemmen. 

Die Privatisierung und Konzernisierung des Gesundheitssektors umfasste 
Ausbildungseinrichtungen, Krankenhäuser und Personalvermittlung. Das 
Krankenpflegestudium ist prototypisch für die Finanzialisierung der Bildung, 
die Eltern in eine Verschuldungskrise stürzt. Zudem finanzialisieren private 
Jobagenturen den Jobzugang und erhöhen durch hohe Vermittlungsgebühren 
vor allem ins Ausland die Verschuldung von Pflegekräften. 

Es entstanden zwei Kategorien von Pflegekräften: die in öffentlichen Kran- 
kenhäusern fest und relativ gesichert Beschäftigten mit einer regelmäßigen 
Gehaltsrevision und die in privaten Krankenhäusern meist auf Vertragsbasis 
schlecht bezahlten Pflegekräfte. Verdient eine Festangestellte in einem regie- 
rungseigenen Krankenhaus in Delhi 600 bis 800 Euro, erhält eine ausgebildete 
Krankenschwester mit einem Jahresvertragin einem privaten Krankenhaus 150 


bis 200 Euro (John 2018: 12). 


6 Zum Vergleich: Bangladesh 3,3 Prozent, Deutschland 11,6 Prozent. 
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Die expandierende Krankenhausindustrie mit spezialisierten Privatkliniken 
und Medizintourismus benötigt immer mehr Pflegepersonal. Derzeit fehlen 
geschätzt zwei Millionen Krankenpfleger*innen, das Pflege-Patient*in-Verhältnis 
liegt bei 1:40, während die Weltgesundheitsorganisation 1:4 als Norm setzt (Das- 
gupta/Sandhya 2019). 


Stereotypisierung und Stigmatisierung - die soziokulturelle 
Ökonomie der Pflege 


Die soziokulturelle und die politische Ökonomie der Pflege in Indien sind tief 
in der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung und einer weiblichen Konnotation 
von Dienen, sewa, verankert. Der weibliche Körper und die weibliche Moral sind 
zentral für die Arbeit und die Diskurse um die Subjektivitäten der Kranken- 
schwestern. Neben dem Geschlecht war seit der Einführung kolonial-britischer 
Pflegekonzepte in Indien die Intersektionalität mit Kaste, Klasse, Ethnie und 
Religion ausschlaggebend für Statusfragen. Zentral war dabei, dass der Kontakt 
mit Körpersubstanzen nach brahmanischer Norm als Verunreinigung gilt. 

Seit den Anfängen des Pflegeberufs bestanden zudem Vorurteile über die Mo- 
ral der Krankenschwestern, weil sie männliche Patienten pflegten und das auch 
während Nachtschichten. Die Zuschreibungvon liberalem Sexualverhalten wurde 
durch die Migration verstärkt (Nair/Healey 2006: 3; Walton-Roberts 2012). 
Um den Stereotypen von Unreinheit und Freizügigkeit entgegenzuwirken, adel- 
ten christliche Missionen die Krankenpflege durch Konzepte von Disziplin und 
Sorgeethos, Selbstaufopferung und nonnenhafter Entsexualisierung, symbolisiert 
in der weißen Uniform der „Schwestern“, die zudem aufeine kollektive Identität 
abzielte (Nair/Healey 2006: 4). Inzwischen wurden die von den Briten in Kerala 
eingeführten „kulturell unangemessenen“ Uniformen indisiert (Nair 2012:190).7 

Bis heute steht das Bild der Krankenschwestern in einem Dilemma zwischen 
Pflegeethik und lockerer Moral, Noblesse und Unreinheit, Heiliger und Hure. 
Diese Stereotypen werden in Bollywoodfilmen, Comedyshows und Klinik-TV- 
Serien sowie online angebotenen „sexy“ Schwesternkleidern ständigrekonstruiert 
und tragen zur andauernden Abwertung der Pflege bei. 

Das Pflegepersonal in Kliniken hat diese Stereotypen selbst internalisiert 
und nutzt sie zur Distinktion (Nair 2012: 85). Ein hartes Regime von Domi- 
nanz und Unterordnung innerhalb der Krankenhäuser spiegelt und verstärkt 
Diskriminierung und Demütigung. Gut ausgebildete Krankenschwestern und 


7 Kurze Röcke oder Kleider gelten als unangemessen ebenso wie die Farbe Weiß, die in 
Indien die Farbe der Trauer ist. 
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Oberschwestern beanspruchen ein Pflegeethos für sich und verlagern „unreine“ 
Aufgaben und moralische Vorurteile an Vertragsschwestern und Auszubilden- 
de (Basu 2016: 11; Makkad 2018). Die jüngere Generation und Migrantinnen 
werden durch das Narrativ diskreditiert, sie würden sexuelle Übergriffe als „Teil 
der Arbeit“ akzeptieren und strategisch zur Beförderung nutzen (Basu 2018: 16). 

Panchaly Ray beobachtete, wie die Aufwertung des obersten Segments der 
Pflegehierarchie hin zu mehr verwaltungs- und medizintechnischen Aufgaben 
mit einer Herabstufung der unteren Segmente entlang Kaste, Klasse und Ethni- 
zität einhergeht: „Das Weibliche wird in neue Andere verbannt“ (Ray 2016b: 65; 
Ray 2016a). Ärzt*innen sind männlich und als Heiler aufgrund von Wissenschaft 
und Technologie konnotiert, Pflegekräfte als weibliche Sorgedienstleisterinnen. 
Pflegearbeit befindet sich zwischen gegenläufigen Dynamiken von Professionali- 
sierung und Aufwertung einerseits und Abwertung durch Informalisierung der 
Ausbildung und Vertragsarbeit andererseits. Die Verflechtung „traditioneller“ 
Normen und ökonomischer Prinzipien wirkt als institutionelle Gewalt von Dis- 
kriminierung, Veranderung (othering) und Hierarchisierung. 

Auch der Eintritt von Männern in den Pflegeberufhat die Stereotypisierung 
von sewa als „natürlich“ weiblicher Fähigkeit wie auch das Stigma der Verun- 
reinigung nicht beendet. Männliche Pfleger haben jedoch infolge ihrer eigenen 
Erfahrungder Verschuldung durch ein Bildungskredit eine Organisierungswende 
ausgelöst. Ihre Subjektkonstruktion von Männlichkeit und verletzter Würde 
motiviert sie, gewerkschaftliche Kämpfe anzuführen und zu radikalisieren, weil 
sie „keine Ausbeutung tolerieren“. Derweil gelten Krankenschwestern als pro- 
testscheu und unterwürfig (eigene Interviews mit UNA-Gewerkschaftsführern). 


Die politische Ökonomie der Pflege - hierarchisch und informell 


Die Hierarchisierung von Aufgaben, Qualifikationen und Entlohnung ist die 
zentrale Struktur des Sorgeextraktivismus in der Krankenpflege. In privaten 
Krankenhäusern besteht häufig eine bis zu zehnstufige Pyramide von Ober- 
schwestern, Administrator*innen, Manager*innen, Matronen, Senior*innen, 
Halbsenior*innen, Junior*innen usw. plus vielen Praktikant"innen und Vertrags- 
arbeiterinnen. Die Spaltung der Belegschaft durch Ab- und Aufwertungentlang 
von Professionalität hilft dem Management, Tarifverhandlungen zu vermeiden, 
Gruppen gegeneinander auszuspielen und gezielte Ausbeutungsstrategien an- 
zuwenden (Ray 2016a; Basu 2018). Die Klinikleitung externalisiert „unreine“ 
Arbeiten innerhalb des formalen Systems, indem sie Ayas, Leiharbeiter*innen, 
einsetzt, die bei externen Auftraggebern beschäftigt sind (John 2018: 7; Basu 
2018). 
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Quer durch diese Hierarchie sind Informalisierungund Kontraktualisierung 
zentrale Managementstrategien, um die Pflege zu prekarisieren und abzuwerten. 
Da die Kliniken in modernste Technologien investieren, um wettbewerbsfähig 
zu sein, senken sie die Kosten für Pflege- und Reinigungskräfte, die schwächsten 
Glieder der medizinischen Versorgungskette. Ausbildung in informellen privaten 
Einrichtungen sowie in privaten Pflegeheimen hat informelle Beschäftigung zur 
Folge, die oft mit Korruption und geringer Qualität der Versorgung einhergeht 
(Dasgupta/Sandhya 2019: 53; Nair u.a. 2016: 9, Walton-Roberts 2015: 378). 

Nicht nur gering qualifizierte Arbeitskräfte leisten Leih- und Gelegenheits- 
arbeit. Vertragsarbeit fungiert auch als Druckmittel auf gut ausgebildete Kran- 
kenschwestern, um die Löhne zu senken und eine billige, nichtwiderständige 
Pflegeklasse zu konstruieren. Freie Vollzeitstellen werden mit Vertragskräften 
besetzt. Innerhalb des neoliberalen Paradigmas erscheint solch eine Kostensen- 
kung im Patient*inneninteresse (Biju 2013). 

Die Marktlogik von Kostenoptimierung, Effizienz und Produktivitätsstei- 
gerung hat längst auch öffentliche Krankenhäuser durchdrungen. Das Pflege- 
Patient*in-Verhältnis ist miserabel, befristete Beschäftigung nimmt zu, Perso- 
nalknappheit wird durch Nichtbesetzung freier Dauerplanstellen erzeugt, was 
zu Mehrbelastung des Personals und intensivierter Pflegeextraktion führt. Zu 
der in der Hierarchie verankerten persönlichen Kontrolle kommen permanente 
Dokumentation, Videoüberwachung und Medizintechnik hinzu. Taylorisie- 
rung und Rationalisierung disziplinieren die Pflegekräfte, standardisieren ihre 
Tätigkeiten, spornen zu Selbstoptimierungan und verschärfen den Wettbewerb. 
Dabei torpedieren die marktwirtschaftlichen Prinzipien die medizinische und 
die Sorgeethik sowie die pflegerische Empathie und Zuwendung. 

Verschuldung durch Bildungskredite zwingt junge Krankenschwestern, un- 
mittelbar nach ihrem Abschluss in einer indischen Metropole einen Gelegen- 
heitsjob in einer Privatklinik anzunehmen (Nair u.a. 2016: 11). Privatkliniken 
werden als Sprungbrett für den besser bezahlten öffentlichen Sektor oder für 
die Migration genutzt, da die Krankenschwestern praktische Erfahrungen be- 
nötigen (Nair 2010; Nair u.a. 2016). Es ist in Großstädten üblich, dass private 
Kliniken die Diploma der jungen Pflegekräfte einbehalten und sie eine Zwangs- 
verpflichtung für mehrere Jahre unterzeichnen lassen, um zu verhindern, dass 
sie den Job wechseln (Nair 2010; John 2018: 12). Ähnlich dem Kafala System in 
Ländern des Nahen Ostens ist dies eine vorvertragliche, semifeudale Form des 
Pflegeextraktivismus. Das Management terrorisiert junge Schwestern zudem 
durch sexualisierte Gewalt, Drohungen, das Wohnheim verlassen zu müssen, 
Verbot gewerkschaftlicher Organisierung und die Weigerung, Arbeitsnachweise 
auszustellen (Makkad 2018; Nair 2012: 71). Die komplexen Wechselbeziehun- 
gen zwischen Personalmangel, Arbeitsbelastung, Doppelschichten, die oft nicht 
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kompensiert werden, Verschuldung und Zwangsverpflichtung erzeugen einen 
Vielfachstress am Arbeitsplatz und verschärfen den Extraktivismus der Pflegear- 
beit. Krankenschwestern beklagen, dass sie wegen des Zeitdrucks keine qualitativ 
hochwertige Pflege leisten können (Dasgupta/Sandhya 2019: 52). 


Migration und (trans-)nationale Sorgeketten 


Migration hat zu einer Transformation des Pflegescktors, des Status der Kran- 
kenschwestern und ihrer Handlungsmacht geführt. Die soziale Geografie der 
Krankenpflege ist in Indien zum einen durch die Urbanisierungundzum anderen 
durch Binnen- und Auswanderunggeprägt. Durch nationale und transnationale 
Pflegeketten beziehen Metropolen Pflegekapazitäten aus dem Hinterland und 
wohlhabende Länder im Mittleren Osten und im Norden Fachkräfte aus In- 
dien (Yeates 2009). Die etablierte inländische Pflegekette von Kerala in andere 
indische Bundesstaaten (John 2018: 21) verschränkt sich mit der Zuwanderung 
von Frauen aus den nordöstlichen Bundesstaaten, indigenen Adivasi-Frauen und 
gut ausgebildeten Krankenschwestern aus Nepal und Bangladesh (Basu 2016). 
Überall ist Pflegepersonal mit unterschiedlichen Herkünften leicht zu spalten, 
um Kollektivverhandlungen zu vermeiden. 

Seit den 1960er Jahren wurde ausgehend von Kerala die transnationale Mig- 
ration von Krankenschwestern vor allem in die Golfstaaten zum bestimmenden 
Faktor für die indische Pflegeökonomie, die Professionalisierung und ihre Kom- 
merzialisierung (Walton-Roberts 2015; Damodaran 2013: 188). Das Interesse 
desindischen Staates am Arbeitsexport richtete sich aufdie Rücküberweisungen, 
während er lange Zeit Rechtsverletzungen und Ausbeutung seine Bürger*innen 
im Ausland ignorierte. 

Migration wirkt ambivalent und widersprüchlich auf die Sorgearbeit, die 
Handlungsoptionen und die Subjektivitäten der Krankenschwestern. Aus polit- 
ökonomischer Sicht bedeutet die transnationale Integration von Pflegemärkten 
einen ungleichen Tausch basierend auf der „verstärkten Ausbeutung von weibli- 
cher Sorgearbeit“ aus dem Süden, wobei „Auswanderung die Ressourcenextrak- 
tion vermittelt“ (Walton-Roberts 2015: 375; Valiani 2012). Rechtsunsicherheit, 
soziale Isolierung und Veranderung (othering) schaffen im Aufnahmeland meist 
ein hohes Prekaritätsrisiko in Bezug auf die Arbeit und sexualisierte Gewalt. 
Während Migration das hinduistische Stigma der Unreinheit von Pflege mindert, 
revitalisiert sie - weit weg von der Kontrolle durch die Herkunftsfamilie - das 
Stigma der Amoral (Walton-Roberts 2012; Nair/Healey 2006). 

Andererseits nehmen Pflegekräfte Migration als Chance wahr, um schlechten 
Arbeitsbedingungen, Geringbewertung und Pflegeextraktivismus in Indien zu 
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entkommen. Die Aussichten auf eine Migrations- und Einkommenskarriere 
haben den Pflegeberuf - auch für Männer - attraktiv gemacht. Eltern und junge 
Frauen hoffen, dass sich die hohen Investitionen in Bildung und Vermittlungins 
Ausland sowohl im Gehalt als auch aufdem Heiratsmarkt auszahlen (Nair/Hea- 
ley2006). Keralesische Krankenschwestern in Delhi genießen die Freiheiten weit 
weg von der Familie, zielen aber darauf, zum Wohlergehen der transregionalen 
Familie beizutragen, indem sie für Bildung, Hochzeiten, Sterbezeremonien und 
Rituale in der Kirche zahlen (Damodaran 2013). Ob in indischen Metropolen 
oder in den Golfstaaten, es ist für sie wichtig, durch ihre Handlungsmacht und 
Autonomie ihre Herkunftsidentität zu bestätigen und eine „gute“ Frau in der 
patriarchalen Geschlechterordnungzu sein. Paradigmatisch dafür ist, dass sie zu 
der hohen Mitgift für weibliche Verwandte beitragen, obwohl das Mitgiftsystem 
als Instrument der Unterordnung von Frauen wirkt (Zacharia Oommen 2015). 


Sorgeextraktivismus und Geschlechtergerechtigkeit 


Diese zeit- und raumdiagnostische Analyse hat mit der Kategorie des Sorge- 
extraktivismus für die dörfliche Sozialarbeit und die Pflegearbeit in Kranken- 
häusern in Indien eine Topografie von Strategien und Mechanismen erstellt, 
mit denen Sorgearbeit in einem sich verändernden politökonomischen Umfeld 
geringbewertet und Careressourcen angeeignet werden. Die untersuchten Sozial- 
und Pflegearbeiten sind vergeschlechtlichte Dienste, sewa, die im Rahmen der 
geschlechtshierarchischen Arbeitsteilung als „natürliche“ Fähigkeit und soziale 
Pflicht von Frauen gelten. Die stereotype Zuschreibung dienender Weiblichkeit 
begründet ihre geringe Wertschätzung, wobei für die Pflege an Körpern die 
brahmanische Norm der Unreinheit assoziiert mit Niedrigkastigkeit als dra- 
matisch abwertender Faktor hinzu kommt. Stereotypisierung und Stigmati- 
sierung bestehen auch in einem modernen Umfeld von Professionalisierung, 
Privatisierung und neuen Technologien weiter. Verschränkte geschlechts- und 
kastenspezifische, strukturelle und kulturalisierte Geringschätzungsstrategien 
schaffen eine preiswerte Dienstleistungsklasse, die die Krisen sozialer Reproduk- 
tion und von Versorgungsmängeln in Dörfern und Krankenhäusern bewältigen. 
Sorgeextraktivismus ist eine systematische Form der Landnahme unbezahlter 
Sorgearbeit und der Kolonisierung von Sorgeressourcen. 

In den untersuchten Sozialprogrammen aufdem Land ist Zwangsfreiwilligkeit 
die zentrale Extraktionsstrategie von materiellen, moralischen und Careressour- 
cen vor allem armer Frauen, die durch eine wachsende Arbeitsbelastung und zu- 
nehmende Überwachungintensiviert wird. Zusätzlich zur Stereotypisierung von 
weiblicher sewa als nicht wertschaffende Dienste wird strategisch die Korruption 
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zur Stigmatisierungund Abwertung eingesetzt. Die Sorgearbeiterinnen fordern 
eine Regularisierungihrer Arbeit als Lohnarbeit mit Hoffnung auf Arbeitsrechte, 
Mindestlöhne und soziale Sicherheit, wie Rentenansprüche. Die im Zuge der 
neoliberalen Schrumpfungvon Wohlfahrtsstaatlichkeit vollzogene Kommerzi- 
alisierung des Sektors, z.B. die industrielle Herstellung der Schulspeisung oder 
privatwirtschaftliches Management von Kindergärten, wertet die Arbeit der 
Gemeindearbeiterinnen weiter ab, verwandelt sie in Gelegenheitsjobs oder macht 
sie sogar überflüssig. 

In Indien veränderte die neoliberale Wende die Diskurse und Politiken von 
Entwicklung, Wohlfahrt und sozialer Gerechtigkeit. Die marktförmigen Strategi- 
en der (Kosten-)Reduktion von staatlicher Sozialverantwortungvon der Zahlung 
von Anreizen statt Löhnen über die Privatisierungbis zu den neuen cash transfers 
zeigen - zusammen mit der flächendeckenden Verbreitung von Mikrokrediten 
- eine neue Logik und ein anderes Instrumentarium von Entwicklung. Derweil 
schwindet die Rede von Armutsbeseitigung, sozialer Gerechtigkeit und Umver- 
teilung (Roychowdhury 2018). Zwar gehen Sozialabbau und Kostenoptimierung 
mit der Sprache von Rechten, der Individualisierung und des Empowerments 
einher, aber die Justiziabilität von Rechten ist im neoliberalen Umfeld nicht 
gesichert (Jayal 2013: 193). 

In öffentlichen wie privaten Krankenhäusern fungiert die Hierarchisierung 
von Pflegearbeiten als zentrales Regime des Extraktivismus entlang Kasten-, 
Klassen- und ethnischen Linien. Kostenoptimierung ist sowohl bei der Reform 
des öffentlichen Sektors als auch bei der Privatisierung des Gesundheitswesens der 
Antrieb für die Informalisierung von Ausbildung und Beschäftigungund Ursache 
von Abwertung, was durch das Stigma unreiner Arbeit kulturalisiert ist. Die 
Spaltung des Personals durch die Verbreitung von befristeter und Leiharbeit in 
diesem formalen Sektor ermöglicht eine tiefere Extraktion von Sorgekapazitäten 
und erschwert Kollektivverhandlungen, sie erzeugt Prekarität und preisgünstige 
verletzliche Sorgekräfte. 

Pflegearbeit wird derzeit durch Migration national und transnational in Sorge- 
ketten neu konfiguriert, wobei die Transnationalisierungvon Sorgeextraktivismus 
zunehmend normalisiert wird. In den indischen Metropolen und im Ausland sind 
migrantische Pflegekräfte in besonderem Maße Rechtsverletzungen und Gewalt 
ausgesetzt. Aus der Subjektperspektive bietet Migration jedoch Empowerment- 
chancen jenseits der patriarchalen Familienkontrolle, ein höheres Einkommen 
und oft mehr Anerkennung. 

Die massenhaften Kämpfe von Sozial- und Pflegekräften sind Kämpfe um 
Sichtbarkeit und Gleichheit. Dabei geht es nicht nur um Bezahlung, sondern 
ebenso um Unterbesetzung, Überlastungund Carequalität im Kontext neolibera- 
ler Politik und eines rücksichtslosen Marktes. Zu den Kämpfen für Anerkennung 
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und Würde gehört die Abwehr von Stigmata, beispielsweise als die ASHAs sich 
weigerten, die gleichnamigen Kondome zu verteilen, oder Krankenschwestern 
keine westlichen Kleider tragen wollten. Weder weibliche noch männliche Sor- 
gearbeitende stellen dabei die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung infrage, die 
Frauen Sorge- und alle Familienarbeit zuweist. Vielmehr integrieren die Frauen 
die zugeschriebene Weiblichkeit und Mütterlichkeit des Dienens in ihre Identität 
als Gemeindearbeiterinnen, und Männer ihre durch Verschuldungund Ausbeu- 
tunggekränkte Männlichkeit in die kämpferische Führung von Gewerkschaften. 

Die Kämpfe von Sorgearbeiter*innen haben da Erfolge erzielt, wo sie die 
vorherrschende Fragmentierung nach Berufsgruppen, Parteien, Kasten usw. 
überwunden haben (Workshop Report 2017). Bündnisse der Sorgekräfte gegen 
Privatisierung und kostensparende Wachstumspolitik mit Bäuer*innen und infor- 
mellen Arbeiter*innen, mit Frauenrechts- und Gesundheitsorganisationen bedeu- 
ten Organisationsmacht und neue Verhandlungsperspektiven über unmittelbare 
gewerkschaftliche Forderungen hinaus für eine Erhöhungdes Sozialbudgets. Dies 
ist strategischer Widerstand dagegen, dass Sorgeextraktivismus eine tragende 
Struktur des indischen Entwicklungs-, Wohlfahrts- und Wachstumsmodells ist. 
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Jan Kordes 


Anwerbeprogramme in der Pflege: 
Migrationspolitiken als räumliche Bearbeitungsweise 
der Krise sozialer Reproduktion 


Einleitung 


Die „Pflegewirtschaft hofft auf Hilfe aus Asien und Afrika“', titelte das Handels- 
blatt im August 2017 und eröffnete so mit einer kolonialistischen Geste gleich 
ganze Kontinente als Betätigungsfelder für migrationspolitische Interventionen.” 
Zwar werden durch den Duktus des Hoffens und der Hilfe, die nun in Süd-Nord- 
Richtung verlaufen solle, gängige Vorstellungen globaler Abhängigkeiten irritiert. 
Doch bei näherer Betrachtung drängt sich Kritik förmlich auf: Inder Anwerbung 
von Pflegefachkräften zeigt sich eine Form des dernographic colonialism (Hansen/ 
Jonsson 2011), nämlich der Versuch, auf spezifische und erwünschte Arbeitskraft 
zugreifen zu können. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg haben deutsche Krankenhäuser schon einmal 
mehrere tausend Krankenpfleger*innen angeworben, vorrangig aus Korea, den 
Philippinen und Indonesien (Beneker/Wichtmann 1994). Diese Praxis endete 
offiziell 1973 und wurde seitdem nur in geringem Umfang fortgeführt. In den 
letzten 30 Jahren hat sich die Migrationskontrolle aber zunehmend in Richtung 
eines „Migrationsmanagements“ entwickelt und es wurden vereinzelte Zugangs- 
wege für Arbeitsmigration etabliert. Umfangreiche Anwerbeaktivitäten, wie sie 
zuletzt vor fast 60 Jahren begonnen wurden, lassen sich jedoch aktuell nur im 
Gesundheits- und Pflegebereich beobachten. Diese Entwicklung ist erklärungs- 
bedürftig. Der Aufsatz geht deshalb der Frage nach, inwiefern die vieldiskutierte 
Krise sozialer Reproduktion in ihrer Ausprägung des „Pflegenotstandes“ gegen- 
wärtig auch migrationspolitisch bearbeitet wird. 


1 „Pflegewirtschaft hofftaufHilfe aus Asien und Afrika“, www.handelsblatt.com (9.8.2017). 

2 Mein Dank für ihre Unterstützung gilt: Robert Pütz, Martina Blank, Mathias Rodatz, 
Anna Lisa Jakobi und Marie Winckler für die Unterstützung und konstruktive Kritik 
des Textes sowie Eva Isselstein, Svenja Keitzel, Luise Klaus und Dimitra Spanou für 
Ermutigung und Anmerkungen zum Expos£. 
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In einem ersten Schritt zeige ich, dass die zunehmend prekären Arbeitsbedin- 
gungen und der Personalmangel in der institutionellen Pflege Ausdruck einer 
strukturellen Krise der Reproduktionsarbeit? sind. Sodann lege ich dar, dass 
auf diese Situation gegenwärtig unter anderem mit der verstärkten Anwerbung 
von Fachkräften reagiert wird und gehe den Positionierungen unterschiedlicher 
Akteure aus dem Pflegesektor zu dieser Entwicklung empirisch nach. Um diese 
theoretisch reflektieren zu können, entwickle ich im nächsten Schritt in der 
Auseinandersetzung mit mehreren Debatten eine eigene Perspektive auf den 
Gegenstand: So wird die Globalisierung der Reproduktionsarbeit im Kontext 
neoliberalisierter Wohlfahrtsstaatlichkeit vor allem in der Forschung zu Care- 
Migration diskutiert; allerdings stehen hier Pflegekräfte für die häusliche Pflege 
im Vordergrund. Wenig betrachtet wurden dabei bisher solche Migrationspo- 
litiken, die explizit die Migration von Pflegefachkräften befördern möchten. 
Daher rekurriere ich auf Ansätze materialistischer Migrationsforschung, welche 
ich mithilfe von David Harveys spatial fix um eine raumtheoretische Dimension 
erweitere. Aus feministischer Sicht fehlt diesem Ansatz jedoch der Blick auf 
Reproduktionsarbeit, weshalb sich Stärken, aber auch Leerstellen der beiden 
Forschungsstränge im Hinblick aufdie Analyse der Pflegefachkräfteanwerbung 
ergänzen; diese erfolgt dann im letzten Abschnitt. 

Aus meiner Sicht stellen Anwerbeprogramme für Pflegefachkräfte Arbeits- 
kraftpolitiken dar, die als räumliche Bearbeitungsstrategie einer Krise im institu- 
tionellen Pflegebereich fungieren. Anwerbung ist somit als systemstabilisierender 
Lösungsversuch des „Pflegenotstandes“ lesbar, welcher radikale Umwälzungen 
der Reproduktionsarbeit verhindern und die Krise zeitlich in die Zukunft ver- 
schieben soll. Diese Strategie bleibt jedoch seitens der Care-Arbeiter*innen, die 
den strukturellen Kontext der Prekarisierung ihrer Arbeit zunehmend politisie- 
ren, nicht unwidersprochen. 


Krise der Reproduktionsarbeit in der institutionellen Pflege 


Der Aufsatz fokussiert die gesellschaftlich notwendige Arbeit zur Wiederher- 
stellung und Entwicklung menschlicher Arbeitskraft, die lange Zeit auch von 
marxistischen Ansätzen nicht systematisch bedacht wurde (Federici 2012: 25ff.). 
Mit der Krise des Fordismus und dem familialen Care-Regime der Einverdienerehe 
veränderte sich ab den 1970er Jahren grundlegend die Weise, wie die Reproduktion 


3 Die Begriffe Care- und Reproduktionsarbeit werden im Aufsatz synonym verwendet. 
Der Beitrag fokussiert somit innerhalb des weiten Feldes der sozialen Reproduktion auf 
die notwendige Arbeit zur Reproduktion der Arbeitskraft; auf die Krisenhaftigkeit ihrer 
gegenwärtigen Verfassung wird im ersten Abschnitt eingegangen. 
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der Arbeitskraft organisiert wird. Infolge der gestiegenen Frauen*erwerbsarbeit im 
globalen Nordenbei stagnierenden bis sinkenden Reallöhnen treten zunehmende 
Sorgekonflikte zutage (Auth u.a. 2015); aufgrund der Tragweite dieser Umwäl- 
zung diskutieren einige Autor*innen eine Krisenhaftigkeit sozialer Reproduktion 
(Aulenbacher u.a. 2015; Dück 2014; Federici 2012; Winker 2015). 

Beiträge aus der feministischen Ökonomik haben gezeigt, inwieweit entlohnte 
Care-Arbeit strukturell unter einem besonders hohen Druck zur Kostenanpas- 
sung steht: Kommodifizierte Care-Arbeit unter kapitalistischen Verhältnissen 
bedeute, „dass die jeweils historisch und sozial ausgehandelten Reproduktions- 
kosten der Ware Arbeitskraft |...] die Kosten für Care enthalten müssen und also 
[...] die Reproduktionskosten einer anderen Care-Arbeitskraft [...] inkludiert sein 
müssen“ (Chorus 2013: 126; vgl. ähnlich Winker 2015: 72). Der Druck auf den 
bezahlten Care-Bereich steigt dabei seit den 1980er Jahren an. Dies lässt sich mit 
der divergierenden Entwicklungvon Produktivität zwischen der Care-Ökonomie 
(und Teilen der Dienstleistungsökonomie) und anderen Dienstleistungssektoren 
(sowie der Produktionssphäre) erklären (Chorus 2013: 243ff.). Mascha Madörin 
(2011: 62£.) legt überzeugend dar, dass in der Schweiz im Gesundheits- und So- 
zialwesen (aber auch im Gastgewerbe) zwischen 1991 und 2008 der Lohn- und 
Kostendruck im Vergleich zum Finanzwesen und der Industrie enorm zugenom- 
men hat. Gabriele Winker (2015: 114ff.) zufolge drückt sich darin eine Zuspitzung 
im Widerspruch zwischen der Realisierung von Profit und der Reproduktion von 
Arbeitskraft aus; die Krise der Reproduktionsarbeit stellt für sie ein Moment 
einer Überakkumulationskrise dar, d.h. einer Konstellation, in der es zu viel 
anlagesuchendes Kapital im Verhältnis zu profitablen Anlagesphären gibt. 

Da der Care-Bereich zu großen Teilen von öffentlichen Transferleistungen 
abhängig ist, wird der genannte Widerspruch unter anderem dadurch bearbeitet, 
dass Wohlfahrtsstaatlichkeit einer neoliberalen Transformation unterzogen wird. 
Im Zuge einer Orientierung hin zum „aktivierenden Wohlfahrtsstaat“ werden 
Leistungen reduziert und Care-Verantwortungreprivatisiert, während Prinzipien 
der marktlichen Steuerung und des Wettbewerbs Einzug halten (Auch 2017: 
37). Dieser Prozess verläuft nicht einheitlich, wie Friederike Maier und Doro- 
thea Schmidt (2019) zeigen. So wurde die öffentlich geförderte Kindertagesbe- 
treuung massiv ausgebaut, während hingegen in der Altenpflege nach wie vor das 
Primat der familiären Betreuung bei geringer Bezuschussung vorhertscht. Folgt 
man dem Aufrufder Autorinnen zu einer genaueren Differenzierung des Care- 
Bereiches, so zeigt sich, dass der hier fokussierte institutionelle Gesundheits- und 
Pflegebereich‘von deutlicher Strukturanpassungund Prekarisierung betroffen ist. 


4 Der Scktor der institutionellen Pflege und Gesundheitsversorgung ist komplex struktu- 
riert. Im Folgenden gehe ich kurz auf Unterschiede zwischen der Alten- und Krankenpflege 
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Die in den 1990er Jahren eingeführte Pflegeversicherung entsprang dem Primat 
der Kostenbegrenzung und veränderte das bisherige Pflegeregime maßgeblich 
(Auth 2017: 312; Winker 2015: 45ff.): So wurde zwischen den Trägern von Pfle- 
geeinrichtungen bewusst ein Anbieterwettbewerb organisiert, die Abrechnung 
von Leistungen erfolgt nicht nach Bedarf, sondern nach einem Budgetprinzip 
über Fallpauschalen. Ähnliche Tendenzen lassen sich im Krankenhausbereich 
beobachten (Rakowitz 2017: 24ff.; Schulten/Böhlke 2009): Auch hier findet 
seit den 1990er Jahren die Finanzierung maßgeblich über Fallpauschalen statt, 
welche aufden gestellten Diagnosen und damit verbundenen durchschnittlichen 
Behandlungskosten und Liegezeiten basieren. Eine Behandlung, die „effizienter“ 
als der Durchschnitt ist, zahlt sich somit aus. Bei steigenden Patient*innenzahlen 
wurde zudem in den letzten 30 Jahren die Anzahl der Betten um ein Viertel 
gesenkt, was zu kürzeren Liegezeiten und der Annäherung an Vollbelegung 
führte (Winker 2015: 102). Die Trägerstruktur in beiden Sektoren ist seit den 
1990er Jahren von öffentlicher Unterfinanzierung bei gleichzeitigen Privatisie- 
rungen geprägt: Einige wenige Klinikkonzerne und Private Equity Fonds mit 
Profiterwartungen haben in den letzten 20 Jahren einen beachtlichen Anteilan 
Krankenhäusern und Pflegeheimen aufgekauft und erhöhen damit den Kosten- 
druck zusätzlich (Scheuplein u.a. 2019; Schulten/Böhlke 2009: I8f.). 

Diese Veränderungen bleiben nicht ohne Folgen für die Arbeitsbedingungen 
der Pflegekräfte. Das Lohnniveau und ein guter Personalschlüssel stellen einen 
enorm großen Kostenfaktor dar (Auth 2017: 449; Winker 2015: 72). Die Be- 
schäftigten schen sich daher einem ständigen Zwang zur Produktivitätssteigerung 
ausgesetzt und dies, obwohl sich Care-Arbeit äußerst schwer rationalisieren lässt 
(Batnitzky/McDowell 2011: 185). Versucht wird diese Rationalisierung durch 
die Fragmentierung pflegerischer Tätigkeiten, verbunden mit eng getakteten 
Zeitvorgaben. Stress und Zeitmangel sowie regelmäßige Überstunden sind für 
einen Großteil der Beschäftigten an der Tagesordnung; einige wählen aufgrund 
dieser Bedingungen eine Teilzeitbeschäftigung oder ziehen sich ganz aus dem 
Berufzurück (Winker 2015: 75ff.). 

Weilzu den bis hierher benannten strukturellen Ursachen noch der steigende 
Bedarfim Zuge eines demografischen Wandels hinzukommt, besteht inzwischen 
ein massiver Fachkräftemangel in der Gesundheits- und Pflegebranche: Schätzun- 
gen zur zukünftigen Personallücke reichen von rund 55.000 (in 2025, Afentakis/ 
Maier 2010) bis hin zu 520.000 (in 2030, Prognos 2012) Vollzeitstellen. Aufden 


Personalnotstand wurde mit unterschiedlichen „Fachkräftesicherungsstrategien“ 


ein. Grundsätzlich behandelt der Aufsatz jedoch fundamentale Aspekte der Organisation 
von Pflegearbeit, weshalb genauere Unterschiede zwischen den Berufsbildern hier nicht 
zur Sprache kommen. 
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reagiert, unter anderem der verstärkten Ausbildung oder „betrieblichem Gesund- 
heitsmanagement“. Allerdings schwächen diese Maßnahmen den bestehenden 
Mangel an Arbeitskraft lediglich geringfügig ab (Pütz u.a. 2019: 10). 


Anwerbung als umstrittene „Fachkräftesicherungsstrategie” 


Aus den genannten Gründen wird die Anwerbungvon Pflegefachkräften aus dem 
Ausland gegenwärtigerneut zu einer zentralen Strategie der Fachkräftesicherung 
in Deutschland (BMWi 2012, 2014; Bonin u.a. 2015). Spätestens mit Beginn 
der 2010er Jahre haben sich die Anstrengungen im Anwerbebereich deutlich 
gesteigert, nachdem gesetzliche Grundlagen für die Migration in reglementierte 
Ausbildungsberufe und zur beruflichen Anerkennung geschaffen wurden (ge- 
nauere Ausführungen zur folgenden Skizze bei Pütz u.a. 2019: 20ff.). Dabei muss 
hinsichtlich der unterschiedlichen Zugänge nach Regionen unterschieden wer- 
den: Während Pflegekräfte aus dem EU-EWR-Raum von einer harmonisierten 
Berufsanerkennung und Personenfreizügigkeit profitieren, ist für sogenannte 
Drittstaatler*innen jeweils eine individuelle Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis 
in Verbindung mit einer Einzelfallprüfung des Berufsabschlusses vonnöten. 
Die Akteurslandschaft in der Anwerbung ist heterogen und komplex. Gerade 
für die Vermittlungaus dem EU-Ausland geschicht dies vor allem mit Unterstüt- 
zung privater Arbeitsvermittlungen oder - bei größeren Einrichtungen - auch 
innerbetrieblich. Für die Vermittlung aus Nicht-EU-Staaten waren jedoch zu 
Beginn staatliche Akteure zentral. Hierfür steht das wohl erfolgreichste Ver- 
mittlungsprojekt Triple Win, welches gemeinsam von der Gesellschaft für In- 
ternationale Zusammenarbeit (GIZ) und der Zentralen Auslandsvermittlung 
(ZAV) der Bundesagentur für Arbeit (BA) durchgeführt wird und seit 2013 aus 
Bosnien und Herzegowina, Serbien und den Philippinen vermittelt. Jüngst finden 
sich aber immer mehr privatwirtschaftliche Anbieter, die in größerem Umfang 
aus Drittstaaten vermitteln, so zum Beispiel die DEKRA mit einem Tochter- 
unternehmen, das nach eigenen Angaben über 2.000 Fachkräfte vermittelt hat.‘ 
Das Ausmaß dieser gesteigerten Anstrengung lässt sich derzeit nur aus der 
Anerkennungsstatistik ablesen (Pütz u.a. 2019: 31). Darin zeichnen sich zwei 
eindeutige Trends ab: Erstens wächst die Zahl der jährlich beantragten Anerken- 
nungen rasant, von 1.611 im Jahr 2012 (erstes Jahr der Erfassung) auf 15.507 im 
Jahr 2018. Zweitens ist der Anteil der Anträge aus Drittstaaten deutlich gewach- 
sen, von rund 30 Prozent aller Anträge im Jahr 2012 aufüber 80 Prozent 2018. 


5 _ www.triple-win-pflegekraefte.de. 
6 „DEKRA Expert Migration Healthcare“, www.dekra-akademie.de. 


556 Jan Kordes 


Betrachtet man zudem deren Herkunftsstaaten, so tauchen hier 2018 zuerst die 
eben genannten Drittstaaten des Triple-Win-Projektes auf, insgesamt sind unter 
denzehn wichtigsten Herkunftsländern für Pllegefachkräfte nur zwei EU-Staaten 
(Rumänien und Kroatien).’ Die Zahlen zeigen, dass vor allem die aufwändige- 
re, aber zukunftsträchtige Anwerbung aus Drittstaaten, die nach wie vor eng 
mit staatlichen Initiativen und Akteuren verbunden ist, einen beträchtlichen 
Zuwachs erfahren hat. Die weitere Verstärkung der Anwerbung ist zudem eine 
Säule der im Sommer 2018 vom Arbeits-, Gesundheits- und Familienministerium 
verkündeten Konzertierten Aktion Pflege. 


Positionen von Verbänden in der Pflege zur Anwerbung?: 
Zwischen migrationspolitischer Offensive und Kritik 


Interessant ist vor dem Hintergrund der raschen und deutlichen Veränderungen, 
wie sich zentrale Akteure in der Pflege zur Frage der vermehrten Anwerbung 
positionieren. Auf der Seite der Arbeitgeber und Einrichtungsträger finden sich 
unterschiedliche Forderungen bezüglich der Anwerbung. In der Altenpflege ist 
besonders der Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste (BPA) sichtbar, 
der in ständigen öffentlichen Stellungnahmen auf aktive Anwerbung als „So- 
fortentlastung für die Altenpflege“ drängt. Die Pflegebranche habe viele neue 
Stellen geschaffen, die nun nicht besetzt werden könnten, und die Löhne würden 
überdurchschnittlich schnell steigen. In eine ähnliche Richtung argumentiert 
der kleinere Verband Deutscher Alten- und Behindertenhilfe (VDAB). Auch 
dieser forderte 2017 vehement ein Einwanderungsgesetz, um mehr Fachkräfte aus 
„Drittstaaten“ zu gewinnen. Seitens des BPA werden Vergleiche mit der Anwer- 
bungin der Automobilbranche vor 60 Jahren gezogen und die Bundesregierung zu 
mehr eigenen Initiativen aufgefordert. Das im Sommer 2019 beschlossene Fach- 
kräfteeinwanderungsgesetz wird indes durch den BPA stark kritisiert: Nach wie 
vor fehlten eine bundeseinheitliche, schnelle Möglichkeit der Anerkennungund 


7 Sonderauswertung Anerkennung auf Anfrage des Autors (Referat H 202 - Berufsbil- 
dungsstatistik, Statistisches Bundesamt). Zusammengefasste Referenzberufe sind „Ge- 
sundheits- und Krankenpflege“, „Gesundheits- und Kinderkrankenpflege“, „Altenpflege“ 
sowie „Hebamme“. 

8 Die folgende Auswertung basiert auf einer Recherche der Veröffentlichungen aller grö- 
ßeren Pflegewirtschaft-Verbände der letzten zehn Jahre. Aufgenommen wurden Pub- 
likationen mit direktem Bezug zur Anwerbung, aber auch zur Personalsituation und 
Fachkräftesicherung allgemein. Wie bereits in der Einleitung verdeutlicht, beanspruche 
ich nicht, eine Analyse der Kräfteverhältnisse im Feld der Anwerbepolitik geleistet zu 


haben. 
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konkrete Verbesserungen für die Pflegewirtschaft. Die Krankenhausverbände 
agieren hingegen weniger öffentlichkeitswirksam. Sowohl die Deutsche Kran- 
kenhausgesellschaft (DKG) und der Bundesverband Deutscher Privatkliniken 
(BDPK) fordern nicht explizit mehr Anwerbung ein, sondern setzen für die Ver- 
besserungder Arbeitsbedingungen auf „Bürokratieabbau in der Dokumentation“ 
sowie die „Abspaltung pflegeferner Tätigkeiten“. Die Forderung nach vereinfach- 
ter Anerkennung besteht jedoch und das Fachkräfteeinwanderungsgesetz wird 
dahingehend als Erleichterung begrüßt. In der unterschiedlichen Vehemenz, 
mit der die Forderung nach gesteigerter Anwerbung öffentlich vertreten wird, 
dokumentiert sich durchaus eine unterschiedliche Ausgangsposition auf dem 
Pflegearbeitsmarkt, welche für die Krankenhausverbände noch etwas angenehmer 
als für die Altenpflegeeinrichtungen aussicht. 

Die Verbände der freien Wohlfahrtspflege positionieren sich hingegen diffe- 
renzierter und tendenziell skeptisch gegenüber der Anwerbung. Im gemeinsamen 
Positionspapier der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege 
(BAGFW) von 2014 wird deutlich formuliert, Anwerbung stelle keine struk- 
turelle, sondern nur eine von vielen Lösungsmöglichkeiten der Personalnot dar. 
Auch dürfe durch Anwerbungder bestehende Reformdruck in der Pflegebranche 
nicht gesenkt werden. 2018 formuliert die BAGFW einige Eckpunkte zum ge- 
planten Einwanderungsgesetz und macht hierin deutlich, dass ein demografisches 
Interesse an verstärkter Einwanderung bestehe. Allerdings wird immer wieder 
herausgestellt, dass Anwerbung nur zu ethisch vertretbaren Maßstäben statt- 
finden dürfe und mit weitreichenden Rechten migrantischer Pflegefachkräfte 
einhergehen müsse. Die Spannungen zwischen den privaten und freigemeinnüt- 
zigen Trägern in der Pflege zeigen sich zudem in der gegenwärtigen Debatte um 
einen allgemeinverbindlichen Pflegetarifvertrag. Die Neugründung der Bun- 
desvereinigung Arbeitgeber in der Pflegebranche (BVAP), welche maßgeblich 
die Wohlfahrtspflege repräsentiert, wurde seitens des BPA als Entstehung einer 
„Vorfeldorganisation“ der SPD kommentiert, da der Verband zu engmit den Plä- 
nen von ver.di und Bundesarbeitsminister Hubertus Heil (SPD) verbunden sei.? 

Auf der Seite der Berufsverbände und der Gewerkschaften wird Anwerbung 
als Lösung für die Personalnot abgelehnt. Der Deutsche Pflegerat (DPR) als 
Dachverband mehrerer Berufsverbände hat seit 2014 seine Grundsatzposition 
nicht verändert: Anwerbung könne den Mangel an Personal nicht lösen, da dieser 
aufgrund der schlechten Arbeitsbedingungen zustande käme; die schlechten 
Rahmenbedingungen würden somit cher stabilisiert. Beim Deutschen Berufs- 


verband für Pflegeberufe (DBfK) zeigt sich über die letzten Jahre eine leichte 


9 „Arbeitgeberverband in der Pflege gegründet“, www.aerztezeitung.de (14.6.2019). 
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Veränderung der Position: Noch 2012 wird in einem Positionspapier vor einer 
Absenkung des Versorgungsniveaus gewarnt, sollten durch Anwerbung Arbeits- 
kräfte mit schlechterem Ausbildungsniveau kommen, die mit unzureichenden 
Sprachkenntnissen „eigenverantwortlich pflegerisch tätig werden“; ein Kompe- 
tenzerwerb neben der normalen Arbeit böte ein „hohes Risiko für die Klienten“. 
Ab 2014 erfolgt dann eine differenziertere Auseinandersetzungmit Anwerbung. 
Ein neues Positionspapier von 2018 bekräftigt aber die Grundsatzhaltung, dass 
dem Personalmangel nur durch veränderte Arbeitsbedingungen begegnet werden 
könne und auch internationale Fachkräfte wollen gegenwärtig nicht lange in der 
Branche verbleiben. Die Vereinigte Dienstleistungsgesellschaft (ver.di) schließ- 
lich hat bisher kein umfassendes Positionspapier zur Anwerbung veröffentlicht. 
In einem Bericht über ein Statement europäischer Gewerkschaften zur Rekru- 
tierung stellt ver.di darauf ab, dass Anwerbung nur nach ethischen Standards 
erfolgen dürfe. Dem Fachkräftemangel sei nur durch angemessene Entlohnung 
und gute Arbeitsbedingungen zu begegnen, angeworbene Fachkräfte würden 
zudem nunmehr in ihren Herkunftsländern fehlen.'’ Insgesamt lässt sich beiden 
Gewerkschaftspositionen feststellen, dass ein Recht auf Migration unterstützt 
und dies schon früh mit Forderungen nach ethischer Anwerbung, Daueraufent- 
halt und Familiennachzug und einem unterstützenden Integrationsmanagement 
verbunden wurde. Im Hinblick auf den Reformdruck im Pflegebereich und die 
strukturelle Lösung der Personalnot durch Anwerbung positionieren sich die 
Gewerkschaften und Berufsverbände weitgehend ablehnend. 


Migrationsmanagement als Arbeitskraftpolitik 


Wie lassen sich diese empirischen Befunde zur Anwerbung nun aber theoreti- 
sieren? Hierzu gehe ich zunächst auf die bisherige Diskussion der feministischen 
Forschung zu Care-Migration ein. Diese diskutiert die Transnationalisierung 
von Care-Arbeit nun schon seit geraumer Zeit und versteht Care-Migration 
als „Effekt einer verschärften Reproduktionskrise“ (Schilliger 2015: 155). Die 
deutschsprachige Debatte fokussiert vor allem die Kommodifizierungder Arbeit 


10 Hier eröffnet ver.di, die auch Teil der Deutschen Plattform für Globale Gesundheit sind, 
so wie auch die anderen Berufsverbände, die Dimension des brain drain aus dem Globalen 
Süden. Während sich Anwerbung unbedingt auch aus der Perspektive globaler sozialer 
Gerechtigkeit kritisieren lässt, stellen die Vertreter*innen von Anwerbung das Ziel einer 
„Entwicklungdurch Migration“ von Fachkräften heraus, welche sich beispielsweise durch 
Rücküberweisungen oder Wissenstransfer realisieren solle. Diese Diskussion überschreitet 
den Rahmen des vorliegenden Beitrages deutlich; für einen kritischen Einstieg in die 
Debatte um Migration und Entwicklung vgl. Maria Schwertl (2015). 
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in privaten Haushalten sowie die Migration aus dem EU-Ausland, die aufgrund 
der Personenfreizügigkeit im häuslichen Bereich schr häufig ist (Hess 2009; 
Lutz 2008; Strüver 2013). Staatliche Migrationspolitiken und Migrationsregime 
wurden hierbei cher im Hinblick auf Rassifizierung sowie die Herausbildung 
irregulärer Arbeitsverhältnisse reflektiert: Das Verhältnis von Regulierung und 
Pflegemigration wird tendenziell als Abwehr von Migration konzeptualisiert. 
Anke Strüver (2013: 198, Herv.i.O.) spricht auch von der „Institutionalisierung 
der informalisierten Durchlässigkeit“. Und Helma Lutz konstatiert: „Viele Staaten, 
die Care-Arbeit importieren, halten diese aus ihren Migrationsmanagement- 
Praktiken heraus, gerade weil diese Arbeit als zeitlich und räumlich limitierte 
Reparaturmaßnahme gesehen wird” (2017: 362, Übers. J.K.). 

Meines Erachtens zeigt sich jedoch mit der Entstehung einer politischen Stra- 
tegie der Anwerbung von Fachkräften, dass die institutionalisierte Pflege und der 
Fachkräftebereich zu schr aus dem Blick gerät (vgl. auch Kofman/Raghuram 
2006; Walton-Roberts 2012; Williams 2014). Pflegearbeit ist als Kontinuum zu 
verstehen: An einem Ende stehen atomisierte und informalisierte Arbeiten in 
Privathaushalten; am anderen Ende stehen Arbeiten in institutionellen Settings 
mit höherem Kapitaleinsatz, die auf Facharbeiter*innen angewiesen sind (Yea- 
tes 2009: 66). Analytisch aufschlussreich und anschlussfähig ist daher meines 
Erachtens die politikwissenschaftliche Forschungzum Migrationsmanagement. 
Diese hat gezeigt, wie in EUropa und der BRD das politische Projekt einer utili- 
taristischen Migrationskontrollpolitik Bedeutungerlangt hat (Forschungsgruppe 
„Staatsprojekt Europa“ 2014). Migrationsmanagement zielt auf die Vermittlung 
zwischen ökonomischen Bedarfen und politisch-kulturellen Abschottungsbe- 
strebungen, folgt dabei allerdings nicht einer übergreifenden Strategie, sondern 
ist Ausdruck eines Ringens verschiedener gesellschaftlicher Kräfte (Buckel u.a. 
2014). Eine einfache Steuerbarkeit von Migrationsbewegungen kann dabei nicht 
angenommen werden: Migrationspolitik ist kontingent und von Unwägbarkeiten 
und nicht-intendierten Folgen geprägt (Castles 2005), nicht zuletzt aufgrund 
einer relativen „Autonomie der Migration“ (Bojadzijev/Karakayalı 2007). 

Ein Maß an Kontingenz sollte indes nicht darüber hinwegtäuschen, dass über 
migrationspolitische Regulierung versucht wird, grundlegende „migrationsbezo- 
gene Strukturwidersprüche“ (Georgi 2016: 196) auszuhandeln. Als einen solchen 
benennt Georgi auch den Zugang zu passender Arbeitskraft. Diese müsste im 
Ideal „über die richtigen Qualifikationen verfügen, gesund sein, diszipliniert, 
flexibel und umfassend regierbar. [...| Zudem müssen diese Arbeitskräfte ju- 
ristisch befähigt und ökonomisch gezwungen sein, ihre Arbeitskraft an jenen 
Orten zu verkaufen, wo sie benötigt werden und zu Preisen, die eine mindestens 
durchschnittliche Profitrate ermöglichen“ (ebd., Herv.i.O.). Georgi geht jedoch 


im weiteren Verlauf seiner Argumentation auf die Frage der Orte, an welchen 
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Arbeitskraft benötigt wird, nicht weiter ein. Aus einer kritisch-geografischen 
Perspektive ist dieser Aspekt jedoch enorm wichtig: Die Auseinandersetzung 
um die Verfügbarkeit passender Arbeitskraft hat eine räumliche Dimension, die 
im Folgenden weiter ausgearbeitet wird. 


Die räumliche Dimension des Migrationsmanagements: 
Arbeitsmigration und Harveys spatial fix 


Das Konzept des spatial fıx geht davon aus, dass der globale Kapitalismus der 
geografischen Expansion und räumlichen Bearbeitung seiner inhärenten Kri- 
senhaftigkeit bedarf; diese Expansion dient der Erschließung von Märkten, 
Arbeitskraft, Ressourcen oder Investitionsmöglichkeiten (Harvey 2001: 25f.). 
In der kritischen Geografie wird daher überwiegend betrachtet, wie durch die 
zeitliche und räumliche Verschiebung überakkumulierten Kapitals Krisen und 
die Kapitalvernichtung vermieden werden können. In diesem Prozess kommt der 
gebauten Umwelt große Bedeutungzu. Der spatial fx ist eine doppelte Bewegung 
der Im/Mobilisierung (englisch fx bedeutet sowohl Fixierungals auch Lösung): 
Einerseits werde überschüssiges Kapital in physisch-materieller Infrastruktur 
fixiert (Belina 2013: 136). Diese stelle dann die Voraussetzungfür die Bewegung 
expandierenden Kapitals dar. Mit der raum-zeitlichen Fixierung geht somit eine 
Ambivalenz einher, denn nur die Fixierung ermöglicht die Verwertung und 
Bewegung von anderweitig nicht verwertbarem Kapital. Andererseits ist ein- 
mal fixiertes Kapital quasi nicht mehr flexibel einsetzbar, ihm wohnt nun die 
verstärkte Gefahr einer Nicht-Verwertung inne (Harvey 2001: 25). 

Über dieses bekannte Verständnis hinaus lassen sich meines Erachtens zentrale 
Argumente des spatial fix für die Migrationsforschung fruchtbar machen. So 
werden weitere, raumbezogene Strategien denkbar, welche auf die Abwehr von 
Krisen in Folge der Überakkumulationsproblematik abzielen. In Das Rätsel des 
Kapitals entschlüsseln beschreibt Harvey sechs potenzielle Barrieren für eine kri- 
senfreie Akkumulation und Produktion und nennt als eine davon die „Knappheit 
von oder politische Schwierigkeit im Zugang zu Arbeitskraft“ (Harvey 2010: 
47, Übers.: J.K.). An anderer Stelle weist er selbst zumindest kurz darauf hin, 
dass „Kapitalüberschuss und Arbeitskraftmangel [...] durch den Import güns- 
tiger Arbeitskraft (wie im Falle europäischer Gastarbeitsprogramme) ‘gelöst’ 
[er schreibt im Original: fixed] werden“ (Harvey 2001: 26, Übers.: J.K.). Har- 
vey selbst verfolgt diese Argumentationslinie nicht weiter, aber eine genauere 
Auseinandersetzung mit dieser Dimension des spatial fix hat Sam Scott (2013) 
vorgenommen. Er argumentiert, Harvey unterscheide demnach einen ex situ 

fix, was die breit rezipierte Argumentation der Expansion beschreibe, aber auch 
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einen in situ fix, nämlich den Import von Arbeitskraft (ebd.: 1091ff.). Scott weist 
darauf hin, dass die jeweilige Form eines in situ fix nur kontextabhängig und 
historisch-empirisch zu klären sei (ebd.: 1093). Einige grundlegende Kriterien, 
die dabei relevant sind, finden sich bei Gibson und Graham (1986): Für sie zeigt 
sich im „Akt der Arbeitsmigration |[...] die Erfüllung des Bedarfs jener inmobilen 
Sektoren kapitalistischer Wirtschaft, welche recht arbeitsintensiv und auf verhält- 
nismäßiggünstige Arbeitskraft angewiesen sind“ (ebd.: 134, Übers. u. Herv.:J.K.). 

Aus einer feministischen Perspektive wurde Harvey jedoch dahingehend kri- 
tisiert, dass er den Klassenantagonismus privilegiere und zur Reproduktionsar- 
beit schweige, demzufolge auch ihre Globalisierung nicht reflektiere. Deutlich 
werde dies in Bezug auf seine Arbeit zur neuen Landnahme (Harvey 2003): 
Denn er beziche sich zwar auf Rosa Luxemburgs Argument der fortwährenden 
ursprünglichen Akkumulation, ohne jedoch zu würdigen, wie zentral dieses für 
die feministische Kritik geschlechtlicher Arbeitsteilung war. Daher erfasseerauch 
nicht, dass gegenwärtig gerade die Reproduktionsbedingungen einem massiven 
Ressourcenentzugund zunehmender Ausbeutung ausgesetzt sind: eine paradig- 
matische Form der inneren Landnahme (Feministische Autorinnengruppe 2013). 


Im/Mobilisierung in der Pflege: Analyse der Anwerbung aus einer 
raumtheoretisch fundierten Perspektive 


Diese längeren theoretischen Ausführungen helfen dabei, die folgende Analyse 
von Pflegearbeit mittels des Konzepts in situ frx nachvollziehen zu können. Es 
wurde bereits herausgearbeitet, dass Pflegearbeit eine spezifische Form von Ar- 
beit ist: relativ wenig technisiert, auf menschliche Interaktion angewiesen und 
schlecht rationalisierbar; der Pflegebereich steht unter dem Druck, die Arbeit 
immer kostengünstiger zu verrichten; und die Orte der Verwertung von Repro- 
duktionsarbeit sind immobil, vor allem die Pflegeempfänger*innen als ortsgebun- 
dene Wesen, aber auch die benötigten Infrastrukturen wie Krankenhäuser und 
Pflegeeinrichtungen. Dies ist der erste Aspekt einer geografischen Fixierung, der 
mit folgender Ambivalenz einhergeht: Einerseits ermöglicht die Fixierung, dass 
überhaupt Arbeit geleistet und Menschen gepflegt sowie in begrenztem Maße 
durch Privatisierung und Optimierungim Pflegebereich Profite gemacht werden 
können. Aber ein ex situ fix im großen Maßstab zur Lösung des Arbeitskraft- 
problems in der Pflege ist dadurch unmöglich. Die räumliche Lösung der Krise 
steigender Pflegekosten und Personalnot muss also aufgrund jener Fixierung als 
in situ fix, sprich über Arbeitsmigration vonstattengehen. Mit Sarah Schilliger 
(2015: 170£.), die den Begriff von Emmanuel Terray entlehnt, ließe sich auch 
von einer „Auslagerung vor Ort“ sprechen. Damit beschreibt sie die räumliche 
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Aufteilung von Verwertung der Care-Arbeit und ihrer Reproduktion. Im Falle 
der Pflegefachkräfte greift der Mechanismus aufgrund der längerfristigen Mig- 
ration so: Die Kostenverschiebung bei der Anwerbung bezicht sich hier auf die 
Ausbildung und Reproduktion einer studierten Fachkraft. 

Anbieter von Anwerbeprogrammen weisen darauf hin, dass migrantische Pfle- 
gefachkräfte zu denselben Konditionen beschäftigt werden wie in Deutschland 
ausgebildetes Personal. Bei Triple Win wird ein Mindestgehalt von 2.400 Euro 
nach der Anerkennung vereinbart. Zudem zahlen Auftraggeber*innen 5.500 
Euro an Triple Win für erste Sprachkurse und die Dienstleistung; rund 3.000 
Euro für weitere Sprachkurse und eventuell die Vorbereitung der Anerkennung; 
hinzu kommen noch die Reisekosten der Pflegefachkräfte (BA und GIZ 2019). 
Diese Aufschlüsselung zeigt vor allem: Arbeitgebende erhalten für den Einsatz 
von ein paar Monatsgehältern Zugang zu fertig ausgebildeten Pflegefachkräften. 
Diese Kosten sind gegenüber den potentiellen Kosten einer umfassenden Reform 
der Arbeitsbedingungen in der Pflege geradezu verschwindend gering. Mit der 
Diversifizierungvon Arbeitsvermittlungen durch private Akteure steht außerdem 
zu befürchten, dass die Kosten zuungunsten der Vorbereitungsleistungen oder 
einer Selbstbeteiligung der Pflegekräfte sinken könnten. In der Konsequenz 
besteht durch die Anwerbung von Pflegefachkräften zumindest die Perspektive 
eines „Weiter so“ in der Gesundheits- und Pflegebranche. 

Richten wir nun den Blick zurück auf die empirische Aufarbeitung der Positi- 
onen zur Anwerbung in der Pflege, lässt sich zusammenfassend festhalten: Die in 
den letzten Jahren erfolgte Ausweitung der Anwerbung wird seitens der privaten 
Verbände in der Gesundheits- und Pflegebranche unterstützt, beziehungsweise 
gehtihnen nicht weit genug. Diese Akteure haben ein nachvollziehbares Interesse 
an einem in situ fix des Arbeitskraftproblems in der Pflege. Bemerkenswert ist, 
dass die Wohlfahrtsverbände im Hinblick auf die Kritik an den strukturellen 
Bedingungen für die Pflege nahe bei den Gewerkschaften liegen, obwohl sie selbst 
Einrichtungsträgerinnen mit Spielräumen bei den Arbeitsbedingungen sind. 

Demgegenüber stehen die Organisationen der Arbeitnehmer*innen in der 
Pflege: Sie problematisieren die finanziellen Zwänge und ihre Folgen für die 
Arbeitsbedingungen. Folglich wird das Lösungspotenzial von Anwerbung als 
sehr gering dargestellt, wenngleich das Recht auf Migration hochgehalten wird. 
Die Ausweitung der politischen Forderungen von Pflegekräften zeigt sich auch 
in gegenwärtigen Tarifauseinandersetzungen und vermehrtem Arbeitskampf. 
Zunehmend werden die Rahmenbedingungen institutionalisierter Pflegearbeit 
über die Lohnhöhe hinaus auf die Tagesordnung gesetzt. Die Streiks an der Ber- 
liner Charite 2015 (Dück 2018) können als Auftakt einer inzwischen bundesweit 
aktiven Bewegungangeschen werden, die in vielen Betrieben an Selbstvertrauen 
gewinnt. Die Entlastung im Arbeitsalltag ist ein Schwerpunkt vieler Kämpfe, 
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beispielsweise in der saarländischen Kampagne „Tarifvertrag Entlastung“. Auf 
diesen Fokus ist auch die Aktionsform ausgerichtet, die Niederlegungaller nicht 
vertraglich vereinbarten Mehrarbeit zu einem bestimmten Zeitpunkt anzudro- 
hen (Behruzi 2018). Entgegen der üblichen arbeitsrechtlichen Einschränkung 
kommt es inzwischen sogar zu Arbeitsniederlegung und Streiks bei kirchlichen 
Trägern.!! Insgesamt formiert sich in der institutionalisierten Pflege politischer 
Widerstand gegen die schlechten Arbeitsverhältnisse infolge der ökonomisierten 
Ausrichtung von Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen (Artus u.a. 2017; Dück 
2018; Winker 2015). 

Um sichtbar zu machen, dass die Prekarisierung der Pflegearbeit eine globa- 
le Dimension hat (Armstrong/Armstrong 2009), müssten die Kämpfe in der 
Pflege entgegen mancher Positionen bei Gewerkschaften noch stärker zusam- 
men mit migrantischen Kämpfen geführt werden (Ferguson/McNally 2015: 
17f.). Teilweise sind migrantische Pflegefachkräfte im Betrieb mit Rassismus 
konfrontiert oder werden aufgrund besonderer Bedarfe in der Anfangszeit vor 
allem als Mehrbelastung angesehen (Pütz u.a. 2019: 171ff.). Dabei sind sie eigent- 
lich in einer mehrfach prekarisierten Position, beispielsweise aufgrund eines zu 
Beginn unsicheren Aufenthaltsstatus. Ein historischer Blick zeigt jedoch, dass 
migrantische Pflegekräfte bereit sind, gegen ihre Entrechtung zu kämpfen: In 
den 1970er Jahren haben koreanische Pflegekräfte erfolgreich ein Bleiberecht 
erstritten, nachdem sie zunächst vor Erwerb eines Rentenanspruches die BRD 
hätten verlassen sollen (Cho-Ruwwe u.a. 2006). In diesem Sinne sollte der Fo- 
kus darauf liegen, die Prekarisierung der Arbeitsbedingungen in der Pflege als 
Ausdruck einer globalen Landnahme zu politisieren. 


Resümee und Ausblick 


Im vorliegenden Beitragbin ich der Frage nachgegangen, inwiefern aufden „Pfle- 
genotstand“ als spezifische Form der gegenwärtigen Krise der Reproduktionsar- 
beit auch mit einer migrationspolitischen Strategie geantwortet wird. Dazu habe 
ich eine raumtheoretisch informierte, kritisch-materialistische Perspektive für die 
Migrationsforschung skizziert. Von diesem Standpunkt aus lassen sich Anwerbe- 
programme für Pflegefachkräfte als Teil von Arbeitskraftpolitiken verstehen. Die 
staatlich und privatwirtschaftlich geförderte Migration von Pflegefachkräften 
erscheint somit als Versuch eines spatial fix für den institutionellen Gesund- 
heits- und Pflegebereich. Dieser muss, aufgrund der spezifischen Charakteristika 


11 „Erstmals Streik in katholischer Einrichtungin Deutschland“, www.zeit.de (11. Oktober 
2017). 
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von Reproduktionsarbeit und den Orten, an denen sie geleistet wird, als in situ 
fix organisiert werden. Die politische Strategie der Anwerbung strebt also eine 
räumliche Lösung und zeitliche Verschiebungdes „Pflegenotstandes“ an. Daeine 
Vielzahl gesellschaftlicher Kosten, zur Ausbildung von Arbeitskräften, aber auch 
aufgrund der Folgen für die Gesundheitsversorgung der Bevölkerung, in den 
Herkunftsländern der Pflegefachkräfte entstehen, wurde Care-Migration auch 
als „perverse Subvention“ (Yeates 2009: 121, Übers.: J.K.) des globalen Südens 
für den Norden bezeichnet. 

Pflegefachkräfte haben im Kontext des sich nach wie vor formierenden Migrati- 
onsmanagements eine ambivalente und dabeianalytisch aufschlussreiche Stellung, 
welche aufdie Besonderheiten des Reproduktionsbereiches verweist. Buckel identi- 
fiziertinihrerintersektionalen Analyse des europäischen Migrationsmanagements 
zwei Seiten eines „Post-Gastarbeitsregimes“: Aufder einen Seite die akademischen 
und privilegierten, meist männlichen Wissensarbeiter*innen, auf der anderen 
Seite die prekarisierten Care-Migrant*innen und Haushaltsarbeiter*innen, deren 
Tätigkeiten gering geschätzt werden und die in irregularisierten Arbeits- und 
Aufenthaltsverhältnissen stecken (2012: 96). Meines Erachtens stellen sich mit 
den angeworbenen Pflegefachkräfte jedoch neue Fragen, aber vielleicht auch 
Hoffnungen ein. Einerseits sind sie global nachgefragte Arbeitskräfte, für die 
sogar spezielle Initiativen aufgelegt werden; gleichzeitig sind sie von struktureller 
Abwertungihrer Arbeit betroffen. Ihre nachgefragte Arbeitskraft offenbart trotz 
dieser ambivalenten Positionierung eine herausgehobene politische Stellung für 
eine umfassende Care-Bewegung, die sich bei allen inhärenten Spannungen 
gegenwärtig formiert und sich bundesweit in vielfältigen Kämpfen zeigt (Dück/ 
Fried 2017; Winker 2015). 

Abschließend möchte ich einen Ausblick auf zwei zukünftige Weiterentwick- 
lungen der vorliegenden Arbeit geben: Erstens könnte eine tiefergehende Analyse 
der gesellschaftlichen Kämpfe im Feld der Anwerbepolitiken aufschlussreich 
sein. Über die Aufarbeitung veröffentlichter Positionen hinaus würde ein solches 
Vorgehen das Aufkommen der Anwerbung vor dem Hintergrund gegenwärtiger 
gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse deuten können. Eine zweite Stoßrichtung 
würde sich hingegen der Praxis der Anwerbung von Fachkräften zuwenden. 
Denn auch wenn Anwerbeprogramme als politische Strategie von gestiegener 
Bedeutung sind, ist damit noch nichts über die alltäglichen Aushandlungs- 
prozesse im Zuge ihrer Umsetzung gesagt. Um das Aufeinandertreffen von 
Technologien der Migrationssteuerung und Handlungslogiken staatlicher und 
privater Programmverantwortlicher mit der relativen Autonomie der Migration 
offenzulegen, böte sich der Anschluss an ethnografische Zugänge der kritischen 
Migrationsforschung an. 
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„Etwas Begehrenswertes”: Zur Reproduktion queerer 
Lebensweisen 


Der vorliegende Beitrag fragt, wie queere Lebensweisen heute entstehen und 
sich reproduzieren. Es wird argumentiert, dass viele, die ein queeres Leben in 
begehrenswerterweise leben wollen, schon lange einem der zentralen Orte der 
sozialen Reproduktion entkommen müssen, der Familie. Damit verbunden ist 
die Notwendigkeit, alternative Sorge- und Unterstützungsnetze aufzubauen, 
was oft nur durch (gegenkulturelle und andere) Räume außerhalb des häuslichen 
Bereichs ermöglicht wird. Weiter argumentiere ich, dass diese Tatsachen viel- 
leicht überraschend oft in kulturellen (Mainstream-)Darstellungen von queerem 
Leben vorkommen, beispielsweise in Film und Fernsehen der letzten 30 Jahre. 
Überraschend deshalb, da dies im Widerspruch zu vielen anderen prominenten 
kulturellen Darstellungen steht, die verhandeln, wie sich LGBT-Menschen in- 
zwischen innerhalb herrschender Institutionen etabliert haben, insbesondere 
Ehe und Familie, also - wie viele andere zurecht angemerkt haben - inmitten 
der Entstehung der völlig entpolitisierten „neuen Normalen“. 


(Queere) Sozial Reproduktion 


Im Zuge der Wirtschaftskrise von 2007/2008 erstarkte das Interesse an der 
„sozialen Reproduktion“ (vgl. Bärtsch 2017; Bhattacharya 2017; Hester 2018; 
Laufenberg 2012 und Winker 2015) und an einer kritischen Neubetrachtung 
feministischer Beiträge, die sich aus sozialistischer und materialistischer Pers- 
pektive an der „Hausarbeitsdebatte“ der 1970er- und 1980er-Jahre beteiligten.! 
Inmitten dieser Debatten hatten Barbara Laslett und Johanna Brenner (1989: 
382f.) geltend gemacht, für viele Feminist*innen beinhalte soziale Reproduktion 


1 Einen Überblick über diese Debatte bietet Malos (1980). Zur sozialen Reproduktion siehe 
auch Band 1 und 3 in der Reihe Kitchen Politics - Queerfeministische Interventionen (Silvia 
Federici 2012a und Kitchen Politics 2015) und Das Argument Nr. 314 (57. Jahrgang, Heft 
45/2015). 
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die „Aktivitäten und Einstellungen, Verhaltensweisen und Gefühle, Verantwort- 
lichkeiten und Beziehungen, die unmittelbar und generationsübergreifend der 
täglichen Aufrechterhaltung des Lebens dienen.“ Dazu gehörte unter anderem 
die Frage, „wie Nahrung, Kleidung, Obdach für den unmittelbaren Gebrauch 
zur Verfügung gestellt werden, wie die Betreuung und Sozialisation von Kindern 
bewerkstelligt, die Sorge um alter und gebrechlicher Menschen gewährleistet 
und Sexualität konstruiert wird“. Dies erfordere „verschiedene Tätigkeitsfor- 
men - geistige, körperliche und emotionale - zur Erbringung der historisch, 
gesellschaftlich und biologisch definierten Care-Arbeit“. Vor allem in Haushalten 
mit heterosexueller Familienstruktur wurde diese Arbeit überproportional stark 
von Frauen geleistet und, wie Silvia Federici (1975: 16) gezeigt hat, vielfach als 
natürlich gegebene Ressource betrachtet und „nicht als Arbeit anerkannt“, weil 
sie häufig unbezahlt war. 

In den vergangenen Jahrzehnten führten drei Faktoren zu einer Leerstelle 
in den Reproduktionsverhältnissen: die Abkehr vom fordistischen Modell des 
„Familienlohns“, die von Mike Laufenberg (2012) beschriebene „Flexibilisierung 
der Familienverhältnisse“ und die „zeitgleiche Aushöhlung des Sozialstaates“. 
Die intensivsten Bemühungen, diese Leerstelle zu politisieren und zu füllen, 
unternahmen diejenigen, denen lange Zeit der Anspruch auf Formen der sozialen 
Absicherung verwehrt wurde, die häufigan den Familien- und Ehestand geknüpft 
waren. In den 1980er-Jahren bauten die ersten Reaktionen aufdie AIDS-Krisein 
den USA auf den Selbsthilfeerfahrungen der Frauengesundheitsbewegung auf: 
Tausende schlossen sich zu Netzwerken zusammen, um HIV-Positive oder Infek- 
tionsgefährdete aufzuklären und zu betreuen (Gould 2009: 65f). Später kämpften 
queere Aktionsbündnisse wie ACT UP dafür, die Krankenversicherungvon der 
Erwerbstätigkeit und vom Familienstand (und somit von „den alten normativen 
Restriktionen des Familienlohns“) (Cooper 2017: 210) abzukoppeln. In den 
Jahrzehnten seither sind jedoch, wie Melinda Cooper herausstellt, die politischen 
Gestaltungsspielräume immer enger geworden, und LGBT-Aktivist*innen haben 
sich zunehmend darauf konzentriert, das Recht auf die gleichgeschlechtliche 
Ehe zu erstreiten (vgl. Fritzsche/Lang in diesem Heft). Es entbehrt nicht einer 
gewissen Ironie, dass die größten Erfolge dabei ausgerechnet in den Jahren nach 
der Krise von 2007/2008 erzielt wurden - und dass damit der Zugangzu „dem, 
was vom Familienlohn noch übrig blieb“, erst im Moment seines „endgültigen 


Niedergangs“ (Cooper 2017: 211) erkämpft wurde.? 


2 Vorder Wirtschaftskrise von 2007/2008 war die gleichgeschlechtliche Ehe nur in fünf 
Ländern gesetzlich zugelassen. Seit 2008 wurde sie in 25 weiteren Ländern und in Teilen 
Mexikos legalisiert (Pew Research Center 2019). 
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In Kinder machen. Neue Reproduktionstechnologien und die Ordnung der Fami- 
lie zeigt Andreas Bernard (2015: 467f.) auf, dass die Öffnung der Familie für die 
bislang Ausgeschlossenen - auch dank neuer Reproduktionstechnologien und der 
Ausweitung der Rechte gleichgeschlechtlicher Paare - keine Bedrohung für die 
Familie darstellt, wie manche Konservative sich einbilden. Vielmehr hauche sie 
einer sterbenden Institution neues Leben ein und verschaffe ihrer Logik eine neue 
Bestätigung, Bernard stellt fest: „Wer [...] nach Fernsehserien sucht, die möglichst 
konventionelle Familiengeschichten erzählen, mit Episoden über die kleinen, 
biederen Freuden des Hochzeittags oder Valentine Days, landet unweigerlich bei 
den Sitcoms Modern Family oder The New Normal. Im Mittelpunkt dieser Serien 
stehen zwar gleichgeschlechtliche Paare, mit einem adoptierten oder von einer 
Leihmutter ausgetragenen Kind, aber das Bild von Familie, das sie entwerfen, 
verbindet, wie die Titel schon sagen, die Neuheit ihrer Entstehung mit einer fast 
zelebrierten Normalität“ (ebd.: 476). Bernard nimmt den Topos desgemeinsamen 
Abendessens im Familienkreis in den Blick. Dass dieser Topos in den vergangenen 
Jahrzehnten in Filmen und TV-Serien keine Rolle mehr spielte und durch den 
Fast-Food-Verzehr auf dem Sofa vor dem Fernscher abgelöst wurde, sei immer 
wieder als Belegfür eine angebliche „Krise der Familie“ bemüht worden. Bernard 
weist jedoch daraufhin, dass in Serien wie Modern Family und The New Normal 
und auch in Filmen wie The Kids Are All Right (2010), die schwule und lesbische 
Eltern und Familien in den Mittelpunkt rücken, häufigMahlzeiten vorkommen, 
die mit „Sorgfalt und ritueller Bedeutung“ zubereitet werden. „Die exotisch 
anmutenden Familien wahren die Insignien der Bürgerlichkeit wie kaum noch 
eine gewöhnlich entstandene“ (ebd.: 477). 

Ich finde dieses Argument überzeugend. Die Akzeptanz der Familien für die 
gleichgeschlechtlichen Beziehungen oder die schwule oder lesbische Identität 
ihrer Kinder wird häufig auf die gleiche Weise anschaulich gemacht. In Call Me 
by Your Name (2017) bleibt die Affäre des Professorensohns Elio mit Oliver, 
dem Doktoranden seines Vaters, nicht unbemerkt. Elio wird, wenn er sich nicht 
gerade allein mit einem Pfirsich vergnügt, oftmals bei gemeinsamen Mahlzeiten 
mit Oliver und seinen rundum verständnisvollen Eltern gezeigt. Auch in der 
Amazon-Serie Transparent (2014 - heute) wird das gemeinsame Mahl von Eltern 
und (erwachsenen) Kindern zum bedeutungsgeladenen Schauplatz. Ihren ersten 
- im weiteren Verlauf abgebrochenen - Versuch, sich als trans* Frau zu outen, 
unternimmt Maura Pfefferman bei Tisch. Es wird unterstellt, dass das familiäre 
Vertrauensverhältnis beim gemeinschaftlichen Mahl Raum für ehrliche Gesprä- 
che auch über schwierige Themen bietet und eine Atmosphäre verspricht, in der 
die Familienmitglieder sich gegenseitig unterstützen. Die Szene in Transparent 
soll vermutlich die Botschaft vermitteln, dass diese Hoffnung wie in jeder anderen 
Familie auch bisweilen trügen kann. 
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Andreas Bernard behauptet freilich nicht, alle Darstellungen schwuler und 
lesbischer Elternschaft oder queerer Familien, die in jüngster Zeit in Film und 
Fernsehen zu schen sind, wahrten „die Insignien der Bürgerlichkeit“ (Bernard 
2015: 477). Er unterstellt auch nicht, LGBT-Charaktere lebten immer in Fa- 
milien, die als „normal“ porträtiert werden. Wenn dies wie in dem genannten 
Beispiel aus der Serie Transparent doch der Fall ist, erschöpft sich das Geschehen 
nicht immer darin. In der Serie kommen etliche Mitglieder der Familie Pfeffer- 
man vor, die mit ihrer Bezichungsgestaltung herumexperimentieren, Gefühle 
von Intimität, Vertrauen und Liebe zu anderen entwickeln und das Primat der 
heterosexuellen (und cisgender) Kernfamilie aufkündigen. Gerade weil diese 
„homonormativen“ Darstellungen (zum Begriff s.u.) von Heim und Familie in 
jüngster Zeit so stark in den Vordergrund treten, lohnt sich aber die Frage, auf 
welche schr unterschiedlichen Arten und Weisen die Reproduktion queerer Le- 
bensverhältnisse in prominenten Produktionen der letzten Jahre dargestellt wird.’ 

Bevor ich hierauf weiter eingehe, eine kurze methodische Anmerkung: Die 
Frage, welche Methoden und Methodologien für wissenschaftliche Untersuchun- 
gen aus queerer Perspektive am besten geeignet sind, wird seit Langem diskutiert. 
Heather Love (2016: 347) registriert bei vielen geisteswissenschaftlich orientier- 
ten Wissenschaftler*innen, die sich „sozialwissenschaftlichen Epistemologien“ 
zu verweigern suchten, in den 1990er Jahren sogar einen „antimethodologischen 
Impuls“. Wie Jack Halberstam (1998: 10) damals herausstellte, bemängelten 
viele queere Kulturwissenschaftler*innen, „sozialwissenschaftliche Methoden 
des Sammelns, Zusammenstellens und Aufbereitens von Sexualdaten durch 
Erhebungen und andere Methoden der Sozialforschung würden tendenziell 
immer wieder auf die bereits bekannten Sexualsysteme zurückkommen, statt 
Erkenntnisse über die Systeme zu gewinnen, die sich noch nicht kennen.“ Aufder 
anderen Seite warfen die Verfechter*innen der Sozialwissenschaften den Kultur- 
wissenschaften gelegentlich vor, nicht „in ausreichendem Maß aufdie materiellen 
Realitäten queeren Lebens zu achten“ (ebd.: 10). In den vergangenen Jahren 
waren in den Sozialwissenschaften jedoch eine Hinwendung zu explizit queeren 
Methoden und Methodologien (zum Beispiel Browne/Nash 2010) und eine 


3 Allein diesem Beitragerörterten Darstellungen stießen - wenn auch in unterschiedlichem 
Ausmaß - ähnlich wie die von Bernard (2015) beschriebenen Darstellungen weit über die 
LGBT-Subkulturen hinaus aufgroße Resonanz, waren beim breiten Publikum kommerzi- 
ellerfolgreich oder fanden bei der Mainstream-Kritik Beachtung. Manche Produktionen 
wie Moonlight wurden von der Kritik sehr positiv aufgenommen und mit renommierten 
Film- oder Fernschpreisen ausgezeichnet. Andere wie zum Beispiel Boy Erased und Rafıki 
liefen bei großen Internationalen Filmfestivals. Wieder andere wurden - wie etwa Queer 
as Folk und Pose - von großen Fernschanstalten oder Streaming-Plattform produziert 
oder ausgestrahlt. 
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ernsthafte Auseinandersetzung queerer Kultur- und Geisteswissenschaftler*innen 
mit methodologischen Fragen zu beobachten (vgl. Brim/Ghaziani 2016). Kenn- 
zeichnend für die Queer Studies bleibt dennoch eine methodologische Promis- 
kuität mit Anleihen bei Ansätzen ganz unterschiedlicher Disziplinen. Zu dieser 
Promiskuität bekennt sich auch die vorliegende Arbeit. 

Um zu verstehen, was die soziale Reproduktion queerer Lebensweisen erfordert 
und welche Unterschiede es dabei zu manchen hegemonialen und „homonorma- 
tiven“ Darstellungen gibt, stütze ich mich aufempirische und sozialwissenschaft- 
liche Untersuchungen. Zudem zitiere ich Aussagen queerer Menschen, die über 
ihre subjektiven Erlebnisse berichten und sich zum Beispiel zu der Frage äußern, 
was Orte der Gegenkultur wie etwa Gay-Bars zu bieten haben. Ich setze mich 
kritisch mit den theoretischen Versuchen auseinander, die soziale Reproduktion 
queerer Lebensentwürfe aus queerer, trans* oder anderer Perspektive zu analy- 
sieren. Außerdem unternehme ich den Versuch, relativ neue populärkulturelle 
Darstellungen als Alternativbeschreibungen zu lesen, die aufandere Weise von 
den sozialen Reproduktionsweisen einiger Queers erzählen. Ebenso wie viele 
andere Kulturwissenschaftler*innen begreife ich die hier (jeweils in aller Kür- 
ze) erörterten Filme und Fernsehserien als Schauplätze, an denen Hegemonie 
sowohl produziert als auch infrage gestellt und an denen um die Zuschreibung 
kultureller Bedeutungen gerungen wird. Geführt wird diese Auseinandersetzung 
von den Konsument*innen und den Produzent*innen der Populärkultur. Unter 
anderem geht es dabei um die Frage, welche Bedeutungen dem Alltagsleben 
verschiedener sozialer Gruppen zugeschrieben werden, welche Lebensweisen 
und Sozialitätsmodi überhaupt Bedeutung entfalten können und welche davon 
lesbar und verstehbar sind. Für diejenigen, die in der kulturwissenschaftlichen 
Tradition insbesondere von Antonio Gramsci und seinen Arbeiten zur Hege- 
monie stehen, ist die Populärkultur nicht einfach nur die Kultur, die von der 
Kulturindustrie vorgegeben wird. Sie ist auch kein „authentischer“ Ausdruck 
etwa „des Volkes“, der arbeitenden Klasse oder einer Sub- oder Jugendkultur. 
Für viele ist die Populärkultur vielmehr, wie John Storey (2010: 4f.) in Cultural 
Studies and the Study of Pop Culture darlegt, „eine kompromissartige Balance“ 
- „eine gegensätzliche Mischung von ‘unten’ und von ‘oben’ wirkender Kräfte, 
die sowohl ‘kommerziell’ als auch ‘authentisch’ und ebenso von “Widerstand’ 
wie von ‘Eingliederung’ geprägt ist“. Die Bedeutung, die den hier erörterten 
Filmen und Fernsehserien zugeschrieben wird, ist selbstverständlich auch keine 
unvoreingenommene Beschreibung, sondern ein Diskussionsbeitragzu der Frage, 
wie sich soziale Reproduktion aus einem queeren Blickwinkel darstellt. Andere 
könnten - oder würden - sie mit Sicherheit anders lesen. 


*r x 
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Lisa Duggan (2003: 50) definierte „dieneue Homonormativität“bekanntlich als 
„eine Politik, diedominante heteronormative Anschauungen und Institutionen“ 
wie Ehe und Familie „nicht infrage stellt, sondern stützt und aufrechterhält 
und zugleich die Möglichkeit einer demobilisierten Gay-Community und eine 
privatisierte, entpolitisierte, in Häuslichkeit und Konsum verankerte Gay-Kultur 
verspricht.“ Diese Homonormativität wird cher seltener bei der Darstellungvon 
LGBT-Lebensverhältnissen reproduziert, wenn die gezeigten Charaktere mit He- 
rausforderungen konfrontiert werden, die vielleicht von ihrem Queersein geprägt 
sind, sich aber nicht unbedingt darauf reduzieren lassen - wenn die dargestellten 
Charaktere zum Beispiel auch mit wirtschaftlicher Not, Rassismuserfahrungen 
oder einem unsicheren Aufenthaltsstatus zu kämpfen haben. 

Mir geht es hier darum, aufzuzeigen, dass an vielen Darstellungen queeren 
Alltagslebens aus den vergangenen 30 Jahren drei Voraussetzungen für die Re- 
produktion queerer Lebensformen deutlich werden: erstens die Möglichkeit 
zum Ausbruch aus der Familie, ihrem Normenregime, und der oftmals damit 
verbundenen Gewalt; zweitens die Suche nach einer anderen Art von Zuhause - 
insbesondere der Zugang zu oder die Schaffung von Orten, die anders sind als eine 
von der bürgerlichen kulturellen Vorstellung geprägten Form; und drittens die 
Konstruktion (nicht-homonormativer) alternativer Formen der Verwandtschaft. 


1. Ausbruch aus der Familie 


My So-Called Life, ausgestrahlt in den Jahren 1994 und 1995, gilt nach ver- 
breiteter Meinungals die erste US-amerikanische Fernsehserie, in der ein offen 
schwul lebender Teenager eine tragende Rolle spielt (z.B. Garber 2016). Enrique 
Vasquez, genannt „Rickie“, wächst bei seinem homophoben Onkel auf. Gegen 
Ende der ersten Staffel wird Rickie von diesem Onkel geschlagen und zieht 
daraufhin aus. Er kommt zunächst bei einer Freundin und deren Eltern unter, 
bis er in ein besetztes Lagergebäude zicht und schließlich ein (ebenfalls schwu- 
ler) Lehrer ihn bei sich aufnimmt. Schwulen und lesbischen Kindern, die bei 
ihren leiblichen Eltern aufwachsen, scheint es oft nicht besser zu ergehen. Oueer 
as Folk war die erste britische Fernsehserie, die in erster Linie von schwulen 
Charakteren handelt. Produziert wurde sie in den späten 1990er Jahren von 
Channel 4. Der 15-jährige Nathan Maloney erfährt von seiner Mutter Liebe und 
Unterstützung, vom Vater jedoch nicht. In Moonlight hasst der junge Chiron 
(alias „Little“) erklärtermaßen seine drogenabhängige Mutter, die über ihn 
herzieht und genau zu wissen meint, „warum die anderen Jungs ihm die ganze 
Zeit in den Hintern treten“. In mehreren Schlüsselszenen sieht man Little am 
Esstisch mit dem Drogendealer Juan, der ihn findet, als er sich gerade vor seinen 
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Peinigern versteckt, und Juans Freundin Teresa. Ihre Fürsorge für Little und 
der warmherzige Umgang der drei miteinander soll ganz offensichtlich veran- 
schaulichen, woran es in Littles eigener Familie fehlt. 

In den seltenen Fällen, in denen die porträtierten Familien ihren queeren 
Kindern cher den Rücken stärken, müssen die jungen Menschen oftmals in der 
zweiten Schlüsselinstitution der sozialen Reproduktion Gewalt oder Verhöhnung 
erleben: in der Schule.* Ein Beispiel sind die Mobbingerfahrungen von Elin 
Olsson und Agnes Ahlberg in dem Spielfilm Fucking Ämäl (1998, deutscher 
Titel: Raus aus Ämal), der die miefige schwedische Kleinstadt im Titel trägt, aus 
der die Hauptfiguren ausbrechen wollen. In der erfolgreichen Netflix-Serie Sex 
Education (2019) ist es Eric Efhiong, der vor allem von seinem Mitschüler Adam 
Groff schlecht behandelt wird, der gleichzeitig Sohn des Schuldirektors ist und 
von dem sich (einem enttäuschenden Klischee folgend) herausstellt, dass er Eric 
in Wahrheit insgeheim begehrt. 

Zahlreiche Filme neueren Datums, von Stonewall (2015) bis zu Saturday 
Church, The Miseducation of Cameron Post, Boy Erased und Rafıki (alle 2018), 
und auch die Dokumentation Kiki von 2016 zeigen, welchen besonderen 
Unsicherheiten junge Queers ausgesetzt sind. Sie alle spiegeln auf ihre Weise 
die Tatsache wider, dass eine fürsorgliche Behandlung durch die eigene Fa- 
milie und ein geborgenes Zuhause für viele alles andere als selbstverständlich 
sind. 2012 waren in den USA 40 Prozent aller wohnungslosen Jugendlichen 
LGBT-Personen. 68 Prozent der LGBT-Personen, die die Obdachlosenhilfe 
für Jugendliche in Anspruch nahmen, waren von ihren Familien verstoßen 
worden; 54 Prozent hatten familiären Missbrauch erlebt (Durso/Gates 2012: 
3£.). Auch in Großbritannien sind junge LGBT-Personen unter obdachlosen 
Jugendlichen mit einem Anteil von 24 Prozent überproportional stark vertreten; 
hier wurden 69 Prozent aller wohnungslosen LGBT-Jugendlichen von ihren 
Familien verstoßen oder missbraucht oder erfuhren häusliche Gewalt (Albert 
Kennedy Trust 2015: 2). Nach einer Erhebung von 2017 wurden 45 Prozent der 
LGBT-Schüler*innen (und 64% aller trans* Schüler*innen) „in der Schule wegen 
ihrer LGB’T-Identität gemobbt“ (Bradlow u.a. 2017: 6). Europaweit erleben 
Erhebungen zufolge 51 Prozent der LGBT-Jugendlichen „Vorurteile und/oder 
Diskriminierung in ihrer Familie“ (Takäcs 2006: 40). Nach Einschätzung der 
Europäischen Föderation Nationaler Obdachlosenorganisationen (FEANTSA) 
ist die Thematik „extrem unzureichend erforscht“. Jedenfalls deutet aus Sicht 
der FEANTSA alles darauf hin, dass die LGBTIQ-Community europaweit 


4 MitderRolle, die die Schule und die Familie gemeinschaftlich für die soziale Reproduktion 
spielen, haben sich sowohl marxistische (vgl. Althusser 1970: 106) als auch sozialistisch- 
feministische Theoretiker*innen (Dalla Costa/James 1975: 25f.) auseinandergesetzt. 
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„unter der wohnungslosen Bevölkerung ganz erheblich überrepräsentiert ist, 
insbesondere in der Altersgruppe der unter 25-Jährigen“ (Nolan 2017: 2). In 
Deutschland gaben 68 Prozent der Befragten an, ihre eigene LGBT-Identität 
in der Schule „oft“ oder „immer“ verheimlicht zu haben. 90 Prozent gaben an, 
mitbekommen zu haben, dass als LGBT wahrgenommene „Mitschüler*innen 
zur Zielscheibe abfälliger Bemerkungen wurden“ (European Union Agency for 
Fundamental Rights 2014: 38, 102f.). 


2. Eine andere Art von Zuhause 


Das in heutigen Filmen und Fernsehserien dargestellte Alltagsleben queerer 
Charaktere ist häufig vom mühsamen Kampf um ein eigenes Zuhause geprägt. 
Gesucht wird dabei mal ein Ort, der die unmittelbaren materiellen Bedürfnisse 
erfüllt - also ein Ort, an dem man essen, sich ausruhen und die eigenen Habse- 
ligkeiten aufbewahren kann -, und mal ein Ort, der vielleicht weniger materielle, 
aber nicht minder wichtige Bedürfnisse erfüllt: um einen Ort, an dem man sich 
zu Hause, sicher, gewollt und unterstützt f#hlt, man selbst sein kann oder werden 
kann, wer man sein will. 

In Queer as Folk zieht Nathan bei Hazel Tyler (der Mutter eines Freundes des 
deutlich älteren Mannes, in den der verliebt ist) und ihrem schwulen Untermieter 
Bernard Thomas ein. Hazel und Bernard verkehren regelmäßig in Manchesters 
LGBT-Viertel, das für viele ein Zuhause in der zweiten der beiden oben genann- 
ten Bedeutungen ist. In Fabulous: The Rise of the Beautiful Eccentric beschreibt 
Madison Moore (2018: 126), wie die Einlasspolitik queerer Clubs sich manchmal 
„auf rassistische und von Klassismus geprägte Strukturen in der heutigen Ge- 
sellschaft stützt und diesen auch noch Vorschub leistet.“ Vor dem Hintergrund, 
dass viele queere Etablissements — vorrangig durch Gentrifizierung (siche z.B. 
Campkin/Marschall 2017), aber mitunter auch durch noch viel ernstere Bedro- 
hungen - gefährdet sind, sollte jedoch daran erinnert werden, welche Funktion 
solche Orte manchmal erfüllen können. 2016 schrieb Richard Kim (2016) nur 
wenige Stunden nachdem ein Bewaffneter in Orlando, Florida, in den queeren 
(hauptsächlich Latinx) Nachtclub Pulse eingedrungen war und 49 Menschen 
ermordet hatte: „Gay-Bars sind mehr als nur konzessionierte Betriebe, in denen 
Homosexuelle Getränke kaufen und zu sich nehmen können. Gay-Bars sind 
Therapie für Leute, die sich keine Therapie leisten können; Tempel für Leute, 
die ihre Religion verloren haben oder die ihrer Religion verloren gingen; Urlaub 
für Leute, die nicht in Urlaub fahren können; ein Zuhause für Leute, die keine 
Familie haben; Zufluchtsorte, die Schutz vor Aggression bieten. Sie borgen sich 
Geräusche, Stoff und Fleisch von der normalen Welt und verwandeln das Ganze 
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im Schutz der Dunkelheit und unter Alkohol- oder Drogeneinfluss in etwas, das 
sich nach dem Utopie streckt.“ 

Genau diese Funktion erfüllen die Szenebars und -clubs in Manches- 
ter für Nathan und viele andere Figuren in Queer as Folk. Einige queere 
Wissenschaftler*innen und etliche Kommentator*innen weisen neuerdings 
darauf hin, dass inzwischen auch die digitalen Kulturen - und Dating- und 
„Hook-up“-Apps wie Grindr, Scruff und Tinder - zur Bedrohung für Gay-Bars 
und das queere Nachtleben werden (vgl. Halperin 2012: 439). 2017 berichtete 
die Financial Times, dass „70 Prozent aller homosexuellen Beziehungen“ mitt- 
lerweile online angebahnt werden (Greenhalgh 2017). Ich bin skeptisch, ob sich 
ein direkter Kausalzusammenhang zwischen dem Aufstieg des einen und dem 
Niedergang des anderen hinreichend belegen lässt. Außer Zweifel steht jedoch, 
dass die digitalen Kulturen neue queere Begegnungsräume schaffen; dazu gehö- 
ren auch Kennenlernmöglichkeiten für diejenigen, die keinen Zugang zu den 
Infrastrukturen haben, die das urbane LBGT-Leben bislang ausmachen. 

Der Versuch, sich ein Zuhause aufzubauen oder Orte zu schaffen, an denen 
man sich zu Hause fühlt, kann im „privaten“ (oder häuslichen) ebenso wie im 
„öffentlichen“ Raum stattfinden und sich so gestalten, dass die Grenze zwischen 
Privat und Öffentlich verwischt wird. In Moonlight nutzt Chiron die Zeit, die 
er bei Juan und Teresa verbringt, eine Sprache zu finden, die er braucht, um her- 
auszufinden, wer er ist. „Was ist eine Schwuchtel?“, fragt er. Als er zur Antwort 
bekommt, dies sei „ein Wort, mit dem man Schwule herabsetzen will“, fragt er 
beunruhigt weiter: „Bin ich eine Schwuchtel?“, „Wie finde ich das heraus?”. Wenn 
er schwul sei, so versichert man ihm, werde er es schon wissen, aber das müsse 
er jetzt noch gar nicht. In dem kenianischen Film Rafıki wird ein verlassenes 
Wohnmobil, dasjemand auf einem Gelände in der Nachbarschaft abgestellt hat, 
für die beiden jungen Frauen Kena und Ziki zum alternativen Zuhause, an dem 
sie zusammen sein können, außer Reichweite ihrer Familien. 

Die FX-Serie Pose (2018 bis heute) dreht sich um die New Yorker Queer- und 
Trans*-of-Color-Ballroomszene um die Mitte der 1980er-Jahre. Blanca Rod- 
riguez verlässt das „House of Abundance“, um „Mutter“ ihres eigenen „House 
of Evangelista“ zu werden. Madison Moore (2018: 188) verfolgt die Geschichte 
der New Yorker Drag-Ball-Kultur bis ins späte 19. Jahrhundert zurück, als in 
Harlem und Greenwich Village „weibliche und männliche Darsteller aufwändige 
Drag-Contests veranstalteten“, und beschreibt, wie Teile dieser Kultur sich zu 
einem „eigenständigen Gay-Kosmos“ entwickelten, in dem „Schwarze Schwu- 
le sich gesellschaftlich zusammentun konnten‘, die „in überwiegend weißen 
Nachtlokalen oft nicht willkommen waren“. In dem Jahrzehnt vor der Zeit, in 
der die erste Staffel von Pose spielt, brachte die Ballroom-Szene das Voguing als 
Tanzform einer „ästhetischen, vorwiegend schwarzen und lateinamerikanischen 
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LGBTQ-Working-Class-Community“ hervor.’ Drag-Bälle sind, so Moore (2018: 
188f.) weiter, seit Langem der Ort an dem „queere People of Color sich von den 
vergeschlechtlichten und rassistischen Politiken des Alltagslebens freimachten 
und ihre eigene unverwechselbare Welt schufen, in denen sie alternative Formen 
von Sexualität und Genderperformance ausleben konnten.“ 

In Kritiken zu Pose wird häufig der 1990 entstandene Dokumentarfilm Paris 
Is Burning erwähnt, der die queere Ballroom-Szene porträtiert und schr großen 
Einfluss hatte. Chandan C. Reddy (1998: 370, Herv.: B. T.) legt dar, dass das 
Vokabular und die Sprache der Menschen, von denen die Dokumentation handelt, 
„aus den Annalen des häuslichen Lebens ‘gernoppt’ wurde“, auch wenn „Häuslich- 
keit nicht im Mittelpunkt der dramatischen Struktur der Dokumentation“ stehe. 
„Mopping“, so erläutert Freddie Pendavis in dem Film, „bedeutet Stehlen.“ Pepper 
LaBeija, die legendäre Mutter des „House of LaBeija“, erklärt, dass viele junge 
Leute, die an den Bällen mitwirken, „absolut nichts besitzen; manche haben nicht 
einmal etwas zu essen. Sie kommen hungrigzu den Bällen“, und - ebenso wie in 
Pose - viele sind obdachlos.’ Reddy (1998: 370) hält es allerdings für verfehlt, die 
in Paris Is Burning porträtierten Houses als „behagliches Zuhause“ zu betrachten, 
„die das ideale Versprechen einer allumfassenden liebevollen Häuslichkeit ein- 
lösen“. Sie fungierten mitunter eher „als Unterstützungsnetzwerk und nicht als 
physische Wohnstätte“ (ebd.: 371).° Ferner weist Reddy (ebd.) daraufhin, dass die 
in der Dokumentation porträtierten Houses „zum Teil wegen der Gegebenheiten 
im Zuhause kulturelle Formationen hervorbringen, die denjenigen Anerkennung 
verschaffen, die in ihre eigenen Zuhause und in der größeren sozialen Formation 
inintelligibel gemacht und verworfen wurden.“ 


3. Alternative Formen der Verwandtschaft 


Didier Eribon (2004: 36) stellt in Reflexions sur la question gay (die deutsche 
Übersetzung erscheint im Dezember 2019 unter dem Titel Betrachtungen zur 


5 Hier nimmt Moore (2018: 188) Bezug auf Jacksons (2002: 26) Arbeit über Voguing. 
Pendavis tritt in Pose auch persönlich auf, als Mitglied des „House of Pendavis“. 


oa 


7 Der Dokumentarfilm Kiki porträtiert die (als „Teilmenge“ der Ballroom-Szene bezeich- 
nete) heutige New Yorker Kiki-Szene, die aufähnliche Weise aus Houses mit Müttern 
(und Vätern) besteht. Die Houses werden wie Mannschaften beschrieben, in denen die 
Hausmütter und -väter die Kapitän’innenrolle übernehmen - oftmals für Jugendliche, 
die von ihren Familien aus dem Haus geworfen wurden. 

8 In Pose zieht Angel zeitweilig aus dem Gebäude aus, in dem sie zusammen mit Blanca 
und den anderen Mitgliedern des House of Evangelista wohnt, ohne jedoch das House 
zu verlassen. 
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Schwulenfrage bei Suhrkamp) fest, dass queere Menschen es häufigals Befreiung 
empfinden, wenn sie mit ihren Familie brechen oder Abstand von ihr gewinnen, 
dass aber „für viele diese Trennung mit der Zeit immer schwerer auszuhalten 
ist.“ Vermutlich, so spekuliert Eribon, gebe es eine „spezifische homosexuelle 
“Melancholie’“ im freudschen „psychoanalytischen Sinne eines niemals endenden, 
unabschließbaren Trauerprozesses“ (ebd.: 36). Dies hänge „mit dem Verlust der 
familiären Bindung (an Eltern, Brüder, den Familienkreis), aber auch mit dem 
manchmal uneingestandenen Traum vom Familienleben zusammen - einem 
Traum, von dem manche Menschen nicht lassen können, die sich dann mit der 
Zeit selbst ein solches Leben aufzubauen versuchen, indem sie langfristigals Paar 
zusammenleben und Kinder großzichen“ (ebd.: 36f.). 

Mit Recht wendet er sich gegen den verschiedentlich postulierten Gegensatz 
von Queers, die sich einer „Lebensweise außerhalb institutioneller und rechtlicher 
Anerkennung“ verbunden fühlen, auf der einen Seite und jenen, die sich für ein 
Leben als Paar entscheiden und „diese Verbindung rechtlich dokumentieren lassen“ 
und vielleicht auch Kinder haben wollen, auf der anderen Seite (Eribon 2004: 38). 
Beide verkörperten den Wunsch nach „Lösungen; die entwickelt werden, um dem 
[Leiden] zu entkommen“, das dadurch entstehen kann, dass man „heterosexuelle 
Lebensweisen“ ablehnen muss, weil „sie dich ablehnen“ (ebd.: 37£. Herv.: B. T.). 

Manche Schwule und Lesben brauchen oder wünschen sich den Zugang zur 
Institution der Ehe nicht nur wegen des damit verbundenen Anerkennungsver- 
sprechens, das schon für sich allein das abmildern kann, was Eribon (2004: 38) 
unter Bezugnahme auf Pierre Bourdieu das „positionsbedingte Elend“ nennt, das 
durch eine untergeordnete oder marginale gesellschaftliche Stellung entstehen 
kann. Ein Grund für den Wunsch nach Zugang zur Institution der Ehe sind 
oft auch die äußerst wichtigen Rechte, die in vielen Rechtsordnungen mit der 
Eheschließung erworben werden - vom Besuchsrecht in Krankenhäusern und 
Gefängnis über die Möglichkeit der gemeinsamen Gesundheitsfürsorge und 
das Sorgerecht für ein Kind bis hin zu Aufenthaltsrechten und Einbürgerungs- 
möglichkeiten. Es ist kein Widerspruch, diejenigen zu unterstützen, die dieses 
Bedürfnis oder diesen Wunsch artikulieren, und zugleich aus queerer Sicht zu kri- 
tisieren, dass die Ehe den Zugang zu bestimmten Formen der Anerkennung (zum 
Beispiel der Anerkennung als verantwortungsbewusster erwachsener Mensch, 
der nunmehr befähigt ist, ordnungsgemäß an der Reproduktion der Gesellschaft 
mitzuwirken) und zu den wichtigen Rechten an eine gesellschaftliche, politische 
und rechtliche Form bindet, d.h. an die Familie mit einer dyadischen, stabilen 
und langfristigen Beziehung als Herzstück. 


9 Ich habe an anderer Stelle (Trott 2016) erörtert, welche Gefahren und Schwierigkeiten 
schwule und lesbische Forderungen nach „Ehegleichheit“ mit sich bringen, und dass es 
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Nach Auffassung von Paul B. Preciado (2016: 407) kann die Ausweitung des 
Zugangs zur medizinisch unterstützten Fortpflanzung auf schwule, lesbische, 
trans* und andere Menschen dazu beitragen, dass queere Körper entpathologisiert 
werden, weil sie Queers mehr „Kontrolle über ihr eigenes Reproduktionsmaterial“ 
ermögliche. Wie bei der Forderung nach dem Recht auf Eheschließunggilt auch 
hier: Die Forderung, dass diese Technologien für Queers zugänglich sein müssen, 
schließt nicht aus, dass man aus queerer Perspektive kritisiert, was Michael Warner 
(1991: 9) „Reprosexualität“ genannt hat: „die Verquickung von Heterosexualität, 
biologischer Reproduktion, kultureller Reproduktion und persönlicher Identität.“ 
Reprosexualität „beinhaltet mehr als das Reproduzieren“, so Warner, „und auch 
mehr als Zwangsheterosexualität; sie beinhaltet eine Bezichung zum Selbst, die 
ihre eigene Zeitlichkeit und Erfüllung in der generationsübergreifenden Weiter- 
gabe findet“ (Warner 1991: 9). 

Wer sich mit der Reproduktion queeren Lebens auseinandersetzt, muss sich 
die Frage der sozialen Reproduktion aus dem Blickwinkel derjenigen nähern, 
die jenseits heterosexueller Lebensweisen und jenseits der Reprosexualität leben 
oder davon ausgeschlossen werden. Die sozialen Reproduktionsstrategien, mit 
denen Queers aus der Melancholie auszubrechen versuchen, die durch ein queeres 
„positionsbedingtes Elend“ entsteht, können also manchmal auch den Versuch 
beinhalten, sich Zugangzu den Institutionen, Rechten und Anerkennungsformen 
zu verschaffen, die seit langer Zeit durch ihre konstitutive Exklusion definiert 
sind. Die konstitutiven Exklusionen, die Queers in eine (untergeordnete, mar- 
ginale) Position drängen, produzieren allerdings nicht nur Leid und Elend. Laut 
Michel Foucault sollte Homosexualität - und dies gilt mit Sicherheit für andere 
queere Sexualitäten in ähnlicher Weise - weniger als eine Form des Begehrens, 
sondern als etwas Begehrenswertes begriffen werden. Statt zu versuchen, ihre 
„Wahrheit“ zu verstehen, legt Foucault uns die Frage nahe: „Was für Beziehungen 
können über die Homosexualität aufgebaut, entworfen, erweitert und von Fall 
zu Fall verschieden gestaltet werden?“ (Foucault 1981: 85). Und, so Foucault 
weiter: „Das Problem der Homosexualität entwickelt sich mehr und mehr zu 
einem Problem der Freundschaft“ (ebd.: 86). Durch die Formen „der Zuneigung 
und der Zärtlichkeit, der Treue und der Freundschaft“, die sich zwischen den 
Ausgeschlossenen herausbilden, können neue „Bindungen“ und unvermutete 
„Kraftlinien“ entstehen (ebd.: 87). 

Das Problem bei vielen homonormativen Darstellungen queeren Lebens hat 
weniger damit zu tun, dass sie dominante Institutionen wie Ehe und Familie 


Rechte zu fordern gilt, die gemeinschaftlich so genutzt werden können, das Raum für 
queere Lebensformen entsteht (einschließlich solcher, die für die Institution der Ehe 
nicht in Frage kommen). 
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wirksam aufrechterhalten und stützen, vielmehr ist zu bemängeln, dass sie sich 
mit diesen Freundschaftformen und neuen Bindungen nicht auseinandersetzen, 
und die tatsächliche, gelebte Realität vieler Queers somit unsichtbar machen. Jack 
Halberstam (2013: 54) beschreibt The Kids Are All Right als „niederschmetternde 
Darstellung lang andauernder Beziehungen‘, die „vielleicht unbeabsichtigt die 
Botschaft vermittelt, Chancengleichheit bedeute, dass jeder die gleiche Chance 
habe, die eigenen Kinder kaputt zu machen und die Tyrannei der Kernfamilie 
noch weiter auszubauen.“ In dem Blog Gays with Kids — nach eigener Aussage 
„die größte digitale Medienmarke der Welt, die sich ausschließlich schwulen, 
bi- und trans* Vätern und werdenden Vätern widmet“ - fragt ein Artikel zur 
US-Fernsehserie Modern Family: „Sind Mitch & Cam das langweiligste schwule 
Fernsceh-Paar?“ (Dodge 2017). Vielen Kritiker*innen fiel die Entsexualisierung des 
Paares auf, das sich im Unterschied zu anderen Charakteren der Serie nur selten 
seine Zuneigung zeigt und nur wenig Anzeichen dafür liefert, dass es ein eroti- 
sches Leben führt (vgl. Rosenberg 2012). Insbesondere in der ersten Staffel sehen 
und hören wir von den queeren Freund*innen des Paares nur wenig; die beiden 
scheinen auch kein besonders aktives queeres Sozialleben (im weitesten Sinne) zu 
führen. Dies ist das signifikantere Problem bei homonormativen Darstellungen: 
Sie setzen sich - wie die genannten Beispiele - meist nicht mit den für das queere 
Leben schr wichtigen Politiken der Freundschaft oder den subkulturellen Orten 
auseinander, an denen viele dieser Freundschaften geschlossen werden. 

Laut Eribon (2004: 26) machen viele Schwule und Lesben sich nicht nur in 
dem Sinne aufden Weg, dass sie in die Stadt ziehen, sondern auch in dem Sinne, 
dass sie „mithilfe von Orten der Begegnung den Weg von der Vereinzelung zur 
Sozialisierung einschlagen“. Der entscheidende Punkt ist, dass das schwule (wir 
könnten sagen: das queere) Leben die Bildung „konzentrischer Freundeskreise“ 
und das Bemühen beinhaltet, diese Kreise kontinuierlich zu erneuern (ebd.: 26). 
Das „Fundament für eine spezifische Welt“ wird demnach unter Freund*innen 
gelegt - durch „gemeinsame Teilhabe an einer stigmatisierten Sexualität“ und die 
„Marginalisierungund Exklusion“, die damit einhergeht (ebd.). Dieses Phänomen 
ist für viele der hier erörterten Darstellungen queeren Lebens und auch für viele 
andere - The L Word (Showtime, 2004 bis 2009) und die HBO-Serie Looking 
(2014-2015) sind besonders anschauliche Beispiele - von zentraler Bedeutung. 
Mitunter können diese freundschaftlichen Netzwerke als alternative Verwandt- 
schaftsstrukturen fungieren. Sie sind, wie Eribon (2004: 36) aufzeigt, nicht nur 
für junge Menschen äußerst wichtig, die neu in eine Stadt kommen, sondern die 
„Gay-Kultur“ erleichtert auch „die Entstehung dauerhafter freundschaftlicher 
Bindungen“. 

Die Soziologie und die Kulturwissenschaften untersuchen, wie Halberstam 
(2005: 160f.) zutreffend feststellt, Subkulturen mit einem analytischen Bezugs- 
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system, das von heterosexuellen Annahmen ausgeht, mit einer „ödipalisierten 
Struktur, in der rebellische Jugendliche sich der Welt ihrer Eltern verweigern und 
stattdessen eine Gegenwelt schaffen, in der sie das Vermächtnis einerälteren Gene- 
ration neu- und umgestalten können.“ Queere Subkulturen weichen jedoch oft von 
dieser Dynamik ab, die heterosexuell konnotiert ist. Queere Subkulturen haben 
ihre eigene Zeitlichkeit und ein eigenes Verhältnis zwischen den Generationen, 
dasie meist nicht nur einen eigenen kulturellen Ausdruck herausbilden, sondern 
auch an spezifischen Orten entstehen - zum Beispiel Gay-Bars (vgl. Halberstam 
2005: 161). Das bedeutet wiederum, dass „[q]ueere Stadtbewohner*innen‘“, die 
meist „nicht das eingetaktete und von Terminplänen diktierte Leben führen, 
das Familie und Reproduktion mit sich bringen“, zumeist viellänger an queeren 
Subkulturen teilhaben können (ebd.: 174), die oft wichtige soziale Orte für sie 
sind. „[D]as kann so aussehen, dass sie an den Wochenenden ein intensives Clu- 
bleben führen, in kleinen Bands spielen, auf Drag-Bälle gehen, bei Poetry Slams 
mitmachen oder sich an überfüllten Orten mit schlechter Belüftungirgendwelche 
Darbietungen oder Auftritte ansehen“ (ebd.). 

Viele Queers müssen - so das Resümee meiner Ausführungen - erstens aus 
den Familien, in die sie hineingeboren wurden, ausbrechen (oder Distanz zu ihnen 
gewinnen). Und unabhängigdavon, in welchen Haushaltsstrukturen oder Fami- 
lienformen sie danach leben, können sich zweitens queere Wahlfreundschaften, 
alternative Verwandtschaften an Orten etablieren, die drittens anders sind als 
das familiäre Zuhause - und häufig an Orten, wie den oben genannten. Solche 
freundschaftlichen Netzwerke und die Räume, in denen sich Queers reprodu- 
zieren können, sind es, die das queere Leben nicht nur lebenswerter, sondern zu 
etwas Begehrenswertem machen können. 


Text und fremdsprachige Zitate aus dem Englischen von Andreas Bredenfeld. Der 
Beitrag ist eine erweiterte und überarbeitete Version von „Friends and Family’: The 
Reproduction of Queer Life“, die ursprünglich in Spheres: Journal For Digital Cul- 
tures (5/2019) als Antwort auf Andreas Bernards „Making Babies: New Reproduc- 
tive Technologies and the Structure ofthe Family“ erschien. Mein Dank gilt Andrea 
Bohlman, Nathanael Kuck und Mike Laufenberg für das schr hilfreiche Feedback 
zu einem früheren Entwurf sowie Ingo Stützle von der PROKLA-Redaktion. 
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Kapital gegen Leben 


Plädoyer für einen politik-ökonomischen Reproduktionsbegriff 


Das Verhältnis von Patriarchat und kapita- 
listischer Produktionsweise beschäftigt die 
feministische Theorie seit der zweiten Frau- 
enbewegung. Die Theoretiker_innen der 
Haushaltsdebatte, darunter Silvia Federici 
(1977) und Mariarosa Dalla Costa (1973), 
verengten den Begriff der „sozialen Repro- 
duktion“ aufden verwandschaftsbasierten 
Privathaushalt, um auf die unbezahlte, 
aber gesellschaftlich notwendige Repro- 
duktionsarbeit von Frauen hinzuweisen. 
Ein solch enger Reproduktionsbegriff wird 
jedoch den tatsächlichen sozial-reproduk- 
tiven Prozessen nicht gerecht, da viele 
dieser Tätigkeiten außerhalb der Familie 
stattfinden. Heidi Hartmann (1981) wie- 
derum zielte mit ihrer dual system theory 
auf den Kapitalismus und das Patriarchat 
als zwei vermeintlich unabhängige Sys- 
teme. Damit entgeht Hartmann dem Ver- 
such, den Zusammenhangvon Klasse und 
Geschlecht hinreichend zu theoretisieren. 
Sie kann dadurch weder die Zählebigkeit 
patriarchaler Strukturen, noch deren his- 
torischen Wandel befriedigend erklären. 
Im Zuge der Finanzkrise ab 2008 kam 
es zu einem erneuten Interesse an marxis- 
tischer Gesellschaftskritik, auch die femi- 
nistische Theorie blickte wieder stärker 
auf Arbeits- und Klassenverhältnisse. So 
versuchen Vertreter_innen eines materia- 
listischen Feminismus den Begriff der sozi- 
alen Reproduktion gesellschaftstheoretisch 
einzubetten, indem sie dessen Funktion für 


den Reproduktionsprozess kapitalistischer 
Gesellschaften herausstellen (u.a. Winker 
2011). Der Begriff der sozialen Repro- 
duktion wird dabei nicht auf den Haus- 
halt beschränkt, sondern umfasst auch 
soziale Beziehungsverhältnisse außerhalb 
des Privathaushalts, sowie internationale 
Verflechtungen (Scheele/ Wöhl 2018: 12). 
Als besonders lohnenswert erscheint uns 
der jüngere Versuch von Julia Dück und 
Katharina Hajck, soziale Reproduktion als 
soziales Verhältnis zu theoretisieren und 
dieses durch Prozesse der Subjektivierung 
und der Konstruktion hegemonialer Ge- 
schlechterdiskurse zur Aufrechterhaltung 
von Ausbeutung und Unterdrückung zu 
ergänzen (Dück/Hajck 2018: 219). 

Für ein systematisches Verständnis der 
strukturellen Verschränkung von Repro- 
duktion und Produktion plädieren wir hin- 
gegen im Anschluss an Lise Vogel (1983) 
für einen politik-ökonomischen Reproduk- 
tionsbegriff. Dieser Ansatz bereichert die 
gegenwärtige Debatte, so die Ihese, sowohl 
auf theoretischer als auch auf praktischer 
Ebene: 1. Die werttheoretische Präzisierung 
des Reproduktionsbegriffs kann die struk- 
turelle Verschränkung von Reproduktion 
und Produktion theoretisch weitaus syste- 
matischer fassen als die bisherigen Ansätze 
und von normativen Annahmen befreien. 
2. Dieser politik-ökonomische Reproduk- 
tionsbegriff erweitert unser Verständnis 
von Klassenkämpfen, die mitnichten nur 
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in der Fabrik stattfinden, sondern ebenfalls 
im öffentlichen Reproduktionssektor, wie 
dem Gesundheits- und Bildungsbereich. 
Im Folgenden stellen wir zunächst den 
Reproduktionsbegriff im Anschluss an 
Vogel dar, da er in der deutschen Debatte 
bisher wenig bekannt ist. Die Darstellung 
erfolgt punktuell in Abgrenzung zu ande- 
ren Perspektiven, um zu zeigen, was Vogels 
Ansatz unterscheidet und seinen Mehr- 
wert ausmacht. Die dargebotene Kürze 
führt unweigerlich zu Verkürzungen und 
Zuspitzungen, das sei uns nachgeschen.! 


Der Reproduktionsbegriff bei 
Lise Vogel 


Lise Vogel entwickelte 1983 in Marxism 
and the Oppression of Women - Toward a 
Unitary Theory” ihren Reproduktionsbeg- 
riff. Ausgangspunkt war eine feministische 
Kritik der politischen Ökonomie, genauer 
gesagt eine Re-Lektüre der Werttheorie im 
ersten Band des marxschen Kapital. Da- 
mit setzte siesich in den 1980er Jahren für 
einen marxistischen Feminismus ein, der 
damals innerhalb der zweiten Frauenbe- 
wegungzunehmendan den Rand gedrängt 
wurde. Das Interesse an ihrem Werk war 
bei Erscheinen mehr als verhalten. Es blieb 
jüngeren Theoretiker_innen überlassen, 
Vogels Ansatz unter der Bezeichnung So- 
cial Reproduction Theory (SRT) weiterzu- 
entwickeln (u.a. Bhattacharya 2017). 
Bereits Marx war sich mancher geschlech- 
tertheoretischen Leerstelle seines Werkes 
bewusst. Im Kapital verweist er zwar u.a. 
auf die Bedeutung des Geschlechts für die 
Wertbestimmungder Arbeitskraft, schließt 


es aber für die weitere Untersuchungexplizit 


1 Für eine ausführliche Darstellung Kipka/ 
Streichhahn 2019. 

2  DasBuch ist in deutscher Übersetzung dieses 
Jahr beim Unrast Verlag erschienen. 
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aus.” Dennoch finden sich in seinen ökono- 
mischen Schriften einige wichtige Anmer- 
kungen zur Reproduktion der Arbeitskraft. 
Marx betont beispielsweise die zentrale Be- 
deutung der Konsumtion der Arbeitenden 
(Marx 1898, MEW 16: 131). Diese zeichnet 
sich durch zwei Seiten aus, die produktive 
und die individuelle Konsumtion. In der 
Warenproduktion konsumieren die Ar- 
beiter_innen selbst Produktionsmittel und 
erhöhen damit den Wert des Produktes. Die 
Arbeiter_in handelt dabei „als bewegende 
Kraft des Kapitals und gehört dem Kapita- 
listen‘ Bei der „individuellen Konsumtion“ 
wiederum gehört die Arbeiter_in und ihre 
Arbeitskraft sich selbst und „verrichtet 
Lebensfunktionen außerhalb des Produk- 
tionsprozesses“. Damit ist der Verzehr von 
Lebensmitteln gemeint, „deren Konsumtion 
dazu dient, Muskel, Nerven, Knochen, Hirn 
vorhandener Arbeiter zu reproduzieren 
und neue Arbeiter zu zeugen“ (Marx 1890, 
MEW 23: 596f.). So sind die Arbeiter_in- 
nen auch hier nicht vollständig frei, da die 
„individuelle Konsumtion“ notwendiger 
Bestandteil des Produktionsprozesses ist. 
An dieser Stelle knüpft Vogel an: Zwar 
beschreibt die „individuelle Konsumtion“ 
einen Bereich der täglichen Reproduktion 
der einzelnen Arbeiter_innen. Allerdings 
fehlt eine systematische Erklärung dafür, 
wie es sich mit Personen außerhalb des 


3 „Zwei andere Faktoren gehen in die Wert- 
bestimmungder Arbeitskraft ein. Einerseits 
ihre Entwicklungskosten, die sich mit der 
Produktionsweise ändern, andererseits ihre 
Naturdifferenz, ob sie männlich oder weib- 
lich, reif oder unreif. Der Verbrauch dieser 
unterschiedlichen Arbeitskräfte macht gro- 
ßen Unterschied in den Reproduktionskos- 
ten der Arbeiterfamilie und dem Wert des 
erwachsenen männlichen Arbeiters. Beide 
Faktoren bleiben jedoch bei der folgenden 
Untersuchung ausgeschlossen“ (Marx 1890, 
MEW 23: 542). 
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Lohnarbeitsverhältnisses (z.B. Kindern, 
Kranken, Alten) verhält. Marx übergeht 
die Tatsache, dass eine gesamte Klasse 
von Arbeitenden und nicht lediglich die 
einzelne Arbeiter_in reproduziert werden 
muss.‘ Außerdem müssen die Prozesse der 
sozialen Reproduktion über Generationen 
hinweg organisiert werden, um die Auf- 
rechterhaltung der Kapitalakkumulation 
langfristig zu gewährleisten (Vogel 1983: 
145). Vor dem Hintergrund dieser Über- 
legungen entwickelt Vogeleine Typologie, 
mit der sie drei Bereiche der Reproduktion 
der Arbeitskraft unterscheidet: 1. Die Her- 
stellung der direkt von der Arbeiter_in 
konsumierten Produkte. 2. Die Aufrecht- 
erhaltung, Erziehung und Pflege all derer 
außerhalb des Arbeitsprozesses. 3. Die 
generative Reproduktion (Kinderkriegen; 
aber auch Migration etc.) (ebd.: 188). 
Bisher ist die werttheoretische Bestim- 
mung des Reproduktionsbegriffes ohne 
die Einbeziehung der Geschlechterver- 
hältnisse ausgekommen. Aus theoreti- 
scher Sicht, schlussfolgert Vogel, ist die 
Reproduktion der Arbeitskraft „keines- 
falls an private verwandtschaftsbasierte 
Haushalte gebunden [...]. Insbesondere 
umfasst sie nicht zwangsläufig irgendeine 
oder alle der folgenden Komponenten: 


4 Spitzfindige Marx-Kenner_innen wer- 
den nun einwenden, dass Marx mit dem 
Konzept des „Familienlohns“ schr wohl 
die Reproduktion der Familienmitglieder 
außerhalb des Lohnarbeitsverhältnisses im 
Sinn hatte. Das mag stimmen, jedoch wid- 
met sich Marx dieser Frage nicht systema- 
tisch. So schreibt Marx an einer Stelle zur 
Reproduktion der Arbeiter_innenklasse 
etwas lapidar: „Die beständige Erhaltung 
und Reproduktion der Arbeiterklasse bleibt 
beständige Bedingung für die Reproduk- 
tion des Kapitals. Der Kapitalist kann ihre 
Erfüllung getrost dem Selbsterhaltungs- 
und Fortpflanzungstrieb der Arbeiter 
überlassen“ (Marx 1890, MEW 23: 596f.). 
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Heterosexualität, biologische Fortpflan- 
zung, Familienformen oder generationelle 
Erneuerung“ (Vogel 2000). Dennoch ist 
die soziale Reproduktion gegenwärtig 
nicht ohne die Absicherung durch Frauen 
zu denken. Um zu verstehen, wie die Dy- 
namik der Kapitalakkumulation einen 
sozial-reproduktiven Widerspruch sowie 
die modernen Geschlechterverhältnisse 
(re)produziert, bedarf es einer funktiona- 
len Bestimmung der sozial-reproduktiven 


Bedeutung des Haushalts für das Kapital. 


Die Unterdrückung der Frau im 
Kapitalismus 


Viele Feminist_innen der zweiten Frauenbe- 
wegung waren überzeugt davon, einige sind 
es bis heute, dass die Grundlage des Patriar- 
chats im Haushalt zu finden sei. Fest steht, 
dass Frauen noch immer deutlich mehr un- 
bezahlte Hausarbeit leisten als Männer und 
vermehrt (männlicher) Gewalt in der eige- 
nen Familie ausgesetzt sind. „Während die 
Familie für die Unterdrückung von Frauen 
in der kapitalistischen Gesellschaft von 
grundlegender Bedeutung ist, ist der Dreh- 
und Angelpunkt dieser Unterdrückung 
nicht die häusliche Arbeit von Frauen für 
Männer oder Kinder, so bedrückend oder 
entfremdend dies auch sein mag“ (McNally/ 
Ferguson 2013: XXV). Der Haushalt ist 
aber zweifellos eine der zentralen Instituti- 
onen der Frauenunterdrückung, weil er als 
Austragungsort des strukturell widersprüch- 
lichen Verhältnisses von Reproduktion und 
Kapitalakkumulation fungiert. Die häusli- 
che Einheit erhält ihre unterdrückende 
Funktion durch seine sozial-reproduktive 
Funktion für das Kapital. Dies bedeutet 
allerdings nicht, dass die spezifische Aus- 
formung dieser Unterdrückungdeterminis- 
tisch und monokausal daraus hervorgeht. 
Die Familie hält sich zählebig, da sie weiter- 
hin ungebrochen das praktikabelste Modell 


588 


darstellt, um die notwendige Reproduktion 
der Ware Arbeitskraft am kostengünstigsten 
zu gewährleisten. Aber sie ist eben, das ist 
ein zentraler Punkt der SRT, nicht not- 
wendigerweise für die Reproduktion der 
Arbeitskraft zuständig. 

Doch warum übernehmen überwiegend 
Frauen reproduktive Aufgaben? Vogel geht 
davon aus, dass die biologisch beschränkte 
Zeit der Schwangerschaft in Klassengesell- 
schaften tendenziell zu einer geschlechts- 
spezifischen Arbeitsteilung und deren In- 
stitutionalisierung führt. Im Kapitalismus 
drückt sich diese „idealerweise“ in Form 
der bürgerlichen Kleinfamilie aus. Damit 
ist nicht gemeint, dass Frauen aufgrund ei- 
ner vermeintlichen „Natur“ fürsorglicher 
wären und deshalb überwiegend unbezahlte 
Reproduktionsarbeiten übernehmen. Die 
privaten und häuslichen Aufgaben werden 
jedoch entlang der biologisch-physischen 
Fakten, dass Fortpflanzung und Stillen 
Körper „weiblichen“ Geschlechts erfordern, 
ausgeführt (ebd.). Aus der Perspektive der 
herrschenden Klasse ist das Gebären von 
Kindern tendenziell kostenintensiv, da 
potenziell mehrwertproduzierende Ar- 
beitskraft dem Markt in dieser Zeit entzo- 
gen ist. Gleichzeitig ist das Kindergebären 
notwendig, um die Arbeiter_innenklasse 
generativ zu reproduzieren. Insofern ent- 
steht ein sozial-reproduktiver Widerspruch 
zwischen einer möglichst hohen Ausbeu- 
tungsrate und dem langfristigen Erhalt der 
Ware Arbeitskraft, der jene fatale Dynamik 
entfaltet, jene androzentrischen Geschlech- 
terverhältnisse hervorbringt, die alltäglich 
durch kulturelle und symbolische Prakti- 
ken reproduziert und naturalisiert werden 


(Bourdieu 2005). 


Staat und Klassenkampf 


Die Prozesse der sozialen Reproduktion 
fanden im Kapitalismus nie ausschließlich 
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in der Familie statt. Arbeitskräfte müssen 
nicht nur geboren, erzogen und ausgebildet 
oder aus dem Ausland rekrutiert werden, 
sondern sie müssen etwa auch gesund 
bzw. arbeitsfähig bleiben. Es obliegt dem 
Staat als „ideellem Gesamtkapitalisten” 
(Engels) die Prozesse der sozialen Repro- 
duktion im Spannungsverhältnis von 
Markt, Staat und Familie (Fraser 2016) 
zu organisieren. Inwieweit die Prozesse 
der sozialen Reproduktion staatlich orga- 
nisiert, kommodifiziert oder innerhalb der 
Familie belassen werden, ist das Resultat 
verschiedenster Faktoren: Arbeitskräfte- 
bedarf, Wirtschaftslage, Klassenkämpfe 
und kontingente Entwicklungen. Es 
bedarf daher historisch spezifischer Stra- 
tegien, wie die soziale Reproduktion der 
Arbeitskräfte - auch jenseits der Fami- 
lie - so billig und effizient wie möglich 
gewährleistet werden kann. Die Ausbeu- 
tungsrate wird dementsprechend auch 
über spezifische Reproduktionsstrategien 
reguliert. Ein Beispiel: Je weniger Zeit für 
die Reproduktion benötigt wird, weil zum 
Beispiel ausreichend Kita-Plätze zur Ver- 
fügung stehen, desto mehr Zeit bleibt für 
die Mehrwertproduktion. Der Ausbau von 
Betreuungsangeboten kann jedoch auch 
unrentabel sein, wenn eseinen Überschuss 
an Arbeitskräften gibt und der Staat statt- 
dessen auf ein Betreuungsgeld („Herdprä- 
mie“) setzt. Dem Staat kommt sowohl in 
Form des „starken Sozialstaats“ als auch in 
Form des neoliberalen „schlanken Staates“ 
die Aufgabe zu, die Balance zwischen einer 
ausreichenden, aber möglichst günstigen 
Reproduktion zu erhalten, sowie konver- 
gierende Kapitalinteressen auszugleichen. 

Klassenkämpfe können den Wert der 
Ware Arbeitskraft beeinflussen, da er 
keine fixe Größe ist. Aus einer klassischen 
marxistischen Perspektive würden die 
Arbeiter_innen, traditionell das Indust- 
rieproletariat, den Wert ihrer Arbeitskraft 
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durch gewerkschaftliche Lohnkämpfe in 
der Produktion erhöhen. Doch einerseits 
greift diese soziologische Bestimmung der 
Arbeiter_innenklasse zu kurz und anderer- 
seits zeigen die bisherigen Ausführungen, 
dass auch im „mehrwertfreien“ öffentli- 
chen Reproduktionssektor durch Kämpfe 
an der Ausbeutungsrate geschraubt werden 
kann. Eine Klasse ist außerdem schon bei 
Marx das variable Ergebnis eines histori- 
schen Prozesses, in dem sich eine Klasse 
im antagonistischen Kampf gegen eine 
andere Klasse selbst konstituiert. Einer der 
schlimmsten politischen Fehler, so Cinzia 
Arruzza, sei es daher, unter Rekurs aufabs- 
trakte Modelle bestimmen zu wollen, was 
als Klassenkampf gilt und was nicht (Ar- 
ruzza 2018). Die feministischen Kämpfe 
der letzten Jahre haben einen Prozess 
der Klassensubjektivierung angestoßen, 
der die Arbeiter_innenklasse bunter und 
weiblicher gemacht hat (Artus 2019). Die 
Streiks im Reproduktionsbereich tragen 
ein gewaltiges Potenzial für das Ausgreifen 
von Klassenkämpfen in sich, da Schulen 
und Krankenhäuser eine essentielle Bedeu- 
tung für die Reproduktion des gesamten 
kapitalistischen Systems haben und gleich- 
zeitigals Kristallisationspunkte fungieren, 
in denen unterschiedliche Schichten der 
Klasse zusammentreffen. Dieses Potenzial 
gilt es im Kampf für eine herrschaftsfreie 
Gesellschaft jenseits von Ausbeutung und 
Unterdrückung zu nutzen. 
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Über die Kapitallogik hinaus - feministische 
Klassenpolitiken denken 


Unter dem Label Social Reproduction 
Theory (SRT) ist in den letzten Jahren 
vor allem in den USA und in Kanada eine 
Reihe von Publikationen erschienen (vgl. 
u.a. die Beiträge in Bhattacharya 2017; 
Vogel 1983, Viewpoint Magazine 2015), 
die seit einiger Zeit auch im deutsch- 
sprachigen Raum rezipiert und teilweise 
auch übersetzt werden (vgl. Vogel 2019, 
Kipka/Streichhahn 2019, im Herbst 2019 
erschien eine deutsche Übersetzung von 
Vogel 1983). Die SRT geht von einem in- 
tegrativen Verständnis von kapitalistischer 
Mehrwertschöpfung aus und davon, dass 
die Reproduktion menschlichen Lebens 
meist nicht warenförmig organisiert ist. 
Damit zielt sie in ihrem theoretischen wie 
politischen Anspruch darauf, feministische 
und Klassenkämpfe nicht als getrennte zu 
behandeln, sondern notwendig - über ge- 
meinsame Konfliktachsen verbundene - 
zusammen zu denken. Wenngleich diesem 
Anliegen der SRT aus emanzipatorischer 
Perspektive zuzustimmen ist, sehen wir in 
Bezugaufden konzeptionell-theoretischen 
Zuganggrößere Probleme. Diese sind inso- 
fern von Bedeutung, als sie schließlich auch 
zu analytischen und letztlich zu politisch- 
strategischen Kurzschlüssen führen, die 
sich eine feministische Klassenpolitik nicht 
leisten sollte. Das wollen wir im Folgenden 
kurz skizzieren. 

Ein zentraler Bezugspunkt für viele 


Texte der SRT ist der 1983 erschienene 


Band Marxism and the Oppression of Wo- 
men von Lise Vogel (1983). Damit wird zu- 
gleich auch an eine spezifische Position in 
der feministischen Hausarbeitsdebatte der 
1970er und 1980er Jahre angeknüpft, die 
sich unter Rekurs auf die marxsche Wert- 
theorie um die Frage drehte, welche Rolle 
die unbezahlte Hausarbeit von (Haus-) 
Frauen* für den Prozess der kapitalistischen 
Mehrwertproduktion hat. Ausgangspunkt 
ist dabei zunächst die marxsche These, dass 
die Reproduktion der Arbeitskraft eine 
notwendige Bedingung für die Repro- 
duktion kapitalistischer Gesellschaft(en) 
ist (Vogel 1983: 143ff.). Das Verhältnis 
von sozialer Reproduktion und kapitalis- 
tischer Wertschöpfung - so argumentiert 
die SRT relativ allgemein - stellt sich 
somit als ein notwendiges, aber grundle- 
gend widersprüchliches Verhältnis dar: Die 
Arbeitskraft muss notwendig reproduziert 
werden, das Streben nach Mehrwertstei- 
gerung geschieht jedoch zumeist zulasten 
der (Reproduktion der) Arbeitskraft. Dies 
widerspricht wiederum den Interessen der 
Arbeiter*innen nach einer umfassenden 
Befriedigung ihrer Bedürfnisse (vgl. Fer- 
guson o.J.; Bhattacharya 2015; Vogel 2919; 
vgl. Editorial Werttheoretische Zugänge). 
Dieser Befund ist grundlegend für das 
Verständnis von sozialen Reproduktions- 
verhältnissen. Auch Marx selbst beschreibt 
das Verhältnis letztlich nicht anders in 
der Kritik der politischen Ökonomie. 
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Das Problem liegt für uns aber nicht hier, 
sondern in den analytischen und in den 
politischen Konsequenzen, die die SRT aus 
dieser grundlegenden Feststellung ziehen. 
Diese Kurzschlüsse wollen wir im Folgen- 
den jeweilsanhand von zwei Dimensionen 
problematisieren. 


Theoretisch-analytische 
Kurzschlüsse ... 


Zum ersten kann die SRT die konkrete 
Ausgestaltung der Arbeitsteilung zwi- 
schen Produktion und Reproduktion, 
die unbezahlte Hausarbeit und die da- 
mit verbundene „Frauenunterdrückung“ 
nicht erklären. Die Tatsache, dass die ver- 
geschlechtlichte Arbeitsteilung und die 
weitgehende „Privatisierung“ der Repro- 
duktion funktional für die Kapitalakku- 
mulation ist, erläutert noch lange nicht, wie 
diese Zuweisungvonstatten geht und - vor 
allem — weiterhin reproduziert wird. Die 
SRT muss diese im Gegenteil voraussetzen. 

Dessen scheint sich Vogel implizit be- 
wusst zu sein (vgl. Vogel 1983: 150), wenn 
sie zwei folgenreiche Kunstgriffe anwen- 
det: die Kleinfamilie wird von ihr als histo- 
rische Konstante gesetzt, die „Frauenunter- 
drückung“ aufdie körperliche Disposition 
von Frauen* zum Gebären und Stillen 
zurückgeführt. Einerseits, so Vogel, setze 
die generative Reproduktion (als Teil der 
Reproduktion der Arbeitskraft) notwendig 
die biologische Zweigeschlechtlichkeit vo- 
raus: Die simple „Tatsache“, dass Schwan- 
gerschaft und Stillzeit die Arbeitsfähigkeit 
der Frau zeitweise einschränken, zugleich 
aber „die herrschende Klasse vom Kinder- 
bekommen profitiert“ (Vogel 1983: 151, 
Übers. d. Verf.), führe dazu, dass Frauen 
aufgrund ihrer generativen Dispositionen 
benachteiligt werden und ihnen verstärkt 
Reproduktionsarbeit zugewiesen wird. 
Dies setzt eine strikte heteronormative 
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Zweigeschlechtlichkeit und Arbeitstei- 
lung dort voraus, wo diese eigentlich erst 
zu erklären wäre. Die Argumentation 
übergeht, dass Generativität, weit davon 
entfernt, ein biologischer Selbstläufer zu 
sein, in vielfältige gesellschaftliche Struk- 
turen der institutionalisierten Arbeitstei- 
lung, Körper- und Geschlechterpolitiken 
eingebunden ist (vgl. Schultz 2012). Binäre 
Geschlechtlichkeit und daraufbegründete 
Arbeitsteilung und müssen vielmehr als 
Effekte dieser Verhältnisse verstanden 
werden. Davon abgesehen wäre — gerade 
bei einer Relektüre im Jahr 2019 - zu 
reflektieren, dass die „biologische“ Repro- 
duktion durch Fortpflanzungsmedizin, 
Leihmutterschaft, Milchpumpen, die 
Öffnung der Ehe für gleichgeschlechtli- 
che Partner*innenschaften, right nannies, 
oder Schwangerschaften beitranssexuellen 
Personen weitaus „verhandelbarer“ - wenn- 
gleich nicht weniger machtdurchzogen - 
ist als je zuvor. 

Andererseits erklärt die Feststellung 
eines funktionalen Reproduktionserfor- 
dernisses ebenfalls nicht, wieso dieses ge- 
rade arbeitsteilig, heteronormativ und in 
der Familie „privatisiert“ wurde. Vogel er- 
klärt dies einfach dadurch, dass der Mann* 
historisch gesehen eine spezifische Rolle 
in der Versorgung der schwangeren Frau* 
einnähme und dass diese Arbeitsteilungbis 
in die „Jäger- und Sammler-Gesellschaften“ 
(Vogel 1983: 152) zurückgehe. Als solche 
wurde sie schließlich in der kapitalisti- 
schen Klassengesellschaft übernommen. 
Damit, so unser Argument, werden sozial 
hoch komplexe Phänomene durch den 
Verweis auf scheinbar anthropologische 
Konstanten erklärt, die es faktisch nicht 
gibt. Vogel übergeht damit den immensen 
Aufwand, den es historisch brauchte, um 
das Modell der bürgerlichen Familie mit 
der geschlechtsspezifischen Arbeitstei- 
lung in der Bevölkerung durchzusetzen: 
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die gewerkschaftspolitischen wie auch 
bildungspolitischen Anstrengungen, das 
Hausfrauenmodell zu etablieren, die „Er- 
findung“ der Hausarbeit, der Kindheit 
und mit ihr der Mutterrolle in unserem 
heutigen Verständnis, die staatlichen und 
vom Kapital getragenen Kampagnen ge- 
gen das Ammenwesen und für das Stillen, 
die Familiarisierung und Separierung der 
Arbeiter*innenklasse über die Etablierung 
von Sozialwohnungen und die Zerstörung 
von communitybasierten Reproduktions- 
zusammenhängen, die weit über das Vater- 
Mutter-Kind-Modell hinaus gingen - um 
nur einige Punkte zu nennen (vgl. Bock/ 
Duden 1977, Hausen 1976, Foucault 1983, 
Aries 1960, Donzelot 1980 u.a., vgl. den 
Abschnitt zur feministischen Rekonstruk- 
tion im Editorial). 

Der zweite analytisch-theoretische 
Einwand betrifft die Tatsache, dass Vogel 
und die SRT das notwendige, aber wider- 
sprüchliche Verhältnis von Produktion 
und Reproduktion nicht als gesellschaft- 
liches Kräfteverhältnis verstehen, son- 
dern „strukturlogisch“ ableiten. Denn 
hier wird die Dynamik gesellschaftlicher 
Veränderungen auf eine vermeintliche 
(Bewegungs-)Logik des Kapitals sowie 
auf die Kämpfe gegen ebendiese verkürzt. 
Es wird mit der Eigenlogik kapitalistischer 
Strukturen also dafür argumentiert, dass 
die Tendenz zur Mehrwertsteigerung frü- 
her oder später dazu führe, menschliche 
Bedürfnisse zu unterminieren - wenn die 
Menschen nicht schaffen, sich erfolgreich 
dagegen zu wehren. Soziale Reproduktion, 
ihre gesellschaftliche Organisation und 
dessen Wandel wird dadurch „objekti- 
vistisch“ auf die Frage ihrer Kosten sowie 
des Bedarfs nach Arbeitskräften reduziert: 
Einerseits ist die kapitalistische Dynamik 
auf Arbeitskraft angewiesen, gleichzeitig 
soll ihre Reproduktion möglichst billig 
und efhzient sein. Die Reproduktion der 
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Arbeitskraft wird hierbei als ein rein öko- 
nomischer Sachverhalt beschrieben. 

Es fehlt ein Verständnis — oder zu- 
mindest die systematische Ausarbeitung 
— davon, dass auch das Handeln, Denken 
und Fühlen der (vergeschlechtlichten) Sub- 
jekte in diesen Prozessen eine Rolle spielt, 
sowie dass dem (integralen) Staat (d.h. 
dem Wohlfahrtsstaat, den Bildungsinsti- 
tutionen, usw.) eine zentrale Bedeutungin 
ihrer Regulierung zukommt. Wir wollen 
hier betonen, dass die Handlungsweisen 
von Menschen nicht erst als Reaktion auf 
kapitalistische Angriffe in den Blick kom- 
men sollte; also wenn die Verhältnisse so 
bedrückend werden, dass Menschen anfan- 
gen, sich zu wehren. Vielmehr müssen sie 
als konstitutiv mitgedacht werden: bei der 
Sicherstellung von Prozessen der sozialen 
Reproduktion, beispielsweise dem Kin- 
derbekommen, der Regeneration oder der 
Qualifizierungvon Arbeitskräften. Esgeht 
folglich nicht nur um die Frage, wie hoch 
die Reproduktionskosten sindoder obund 
in welcher Weise überhaupt ein Bedarf 
nach Arbeitskräften besteht. Soziale Re- 
produktion ist nicht einfach ein Spiel, bei 
dem sich Kapital und Arbeiter*innenklasse 
wie beim Seilziehen gegenüberstehen und 
aushandeln, wie viele Ressourcen aus der 
gesellschaftlichen Mehrwertproduktion 
für die Reproduktion zur Verfügung 
gestellt werden sollen. Es geht vielmehr 
ebenso um die Frage, wie die Menschen 
überhaupt zum Kinderbekommen, Ent- 
spannen, zur Arbeitsdisziplin oder dazu 
gebracht werden, sich (neue) Fähigkeiten 
anzueignen. Fragen der (staatlichen und 
zivilgesellschaftlichen) Regulierung von 
vergeschlechtlichten Lebensweisen und 
Subjektivitäten sind demnach zentral. Erst 
eine Auseinandersetzung mit den politi- 
schen und ideologischen Bedingungen, den 
konkreten patriarchal-heteronormativen 
Politiken, Ideologien und Diskursen, 
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ermöglicht es, zu verstehen, wie soziale 
Reproduktion organisiert, reproduktive 
Zuständigkeiten verteilt und diese repro- 
duziert werden - Prozesse, die eben nicht 
einfach aufdie Formel „Geld gegen Leben“ 
(Kipka/Streichhahn 2019) zu reduzieren 
sind. 

Die schlichte Ableitung eines Repro- 
duktionserfordernisses aus der marxschen 
Werttheorie ermöglicht es also nicht, die 
Reproduktion von Arbeitskraft und Be- 
völkerung notwendig als ein gesellschaft- 
liches Kräfteverhältnis zu verstehen und 
die Fragen danach, mit welchen konkreten 
Arbeitsteilungen, heteronormativen Insti- 
tutionalisierungen, Geschlechter-, Unter- 
drückungs- und Gewaltverhältnissen so- 
wie vergeschlechtlichten Anrufungen die 
Organisation von sozialer Reproduktion 
verbunden ist und - nicht zuletzt - wie sich 
diese reproduziert. 


... und politisch-strategische 
Verkürzungen 


Für feministische Klassenpolitiken er- 
geben sich aus den konzeptionell-the- 
oretischen Kurzschlüssen zudem zwei 
politisch-strategische Schieflagen, auf die 
wir aufmerksam machen wollen. Wenn das 
Ringen um Hegemonie und die Regulie- 
rung vergeschlechtlichter Lebensweisen 
und Subjektivitäten nicht als ein Bestand- 
teil gesellschaftlicher Auseinandersetzun- 
gen verstanden werden, kommen Kämpfe 
um soziale Reproduktion erstens nur als 
Abwehrkämpfe gegen die Angriffe des 
Kapitals in den Blick. Die kapitalistische 
Entwicklung erscheint so als ein einziger 
Niedergang, als eine Geschichte der Zerstö- 
rung und Vernichtung, als Unterwerfung 
und Repression, die wiederum zu Kämpfen 
gegen ebendiese kapitalistischen Angriffe 
führt - ohne dass jedoch Momente von 
Interessenkonvergenzen, von Einbindung, 
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Zustimmung oder Überzeugung in den 
Blick genommen werden können. Die 
„Hausfrau*“ etwa erscheint Vogel und der 
SRT lediglich als „kostengünstiges Mo- 
dell“ in der fordistischen Nachkriegszeit 
sowie als Unterdrückungvon Frauen“. Die 
wesentlich wichtigere Frage in Hinblick 
auf einen möglichen Einsatzpunkt pro- 
gressiver feministischer Politik ist jedoch: 
Wie waren (und sind) diese Lebensweisen 
durchsetzbar und für wen und warum wa- 
ren und sind sie attraktiv? 

Zweitens - und gravierender noch als 
der erste Punkt - besteht die Gefahr einer 
neuen Spaltung feministischer Kämpfe 
nach dem Muster „Identitäts- vs. femi- 
nistische Klassenkämpfe“. Denn die SRT 
versteht Kämpfe um soziale Reproduktion 
als „Klassenkämpfe“, ausschließlich weil 
und wenn sie unmittelbar mit kapitalisti- 
scher Mehrwertschöpfung verbunden sind. 
Klassenkämpfe bleiben somit explizit auf 
Kämpfe um kapitalistische Wertschöpfung 
verengt. Dass aber die Herstellung von 
„(Zwei-)Geschlechtlichkeit“, hegemoniale 
Geschlechterdiskurse, vergeschlechtlichte 
Identitäten oder heteronormative Institu- 
tionalisierungen ebenso als Einsatzpunkte 
von Klassenkämpfen gedacht werden kön- 
nen und müssen, bleibt der Perspektive der 
SRT versperrt. Der Zusammenhang von 
kapitalistischer Produktionsweise und 
vergeschlechtlichten Lebensweisen und 
Subjektivitäten wird hier nicht nur zicht 
hergestellt. Vielmehr distanzieren sich viele 
Autor*innen der SRT auch scharf vonallen 
Ansätzen, die die Dimensionen des Dis- 
kursiven und Ideologischen berücksichti- 
gen (vgl. Ferguson/McNally 2013: xxxiv). 
Diese Dimensionen als notwendig zu er- 
achten, heißt aber nicht, die Analyse auf 
Ideologien und Diskurse zu beschränken, 
sondern den - vielleicht redundanten - 
Blick wegvon den „reinen“ Strukturen der 
kapitalistischen Produktionsweise hin zur 
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Frage zu lenken, wie sich Hegemonic her- 
stellt. DieSRT kann und will diese Analyse 
jedoch nicht leisten. Damit untergräbt sie 
nicht zuletzt aber ihren eigenen Anspruch, 
(queer-)feministische und Klassenfragen 
zu verbinden. 

Während die Hinwendung zu mar- 
xistisch-feministischen Perspektiven und 
eine lebendige Diskussion um soziale Re- 
produktion also zu begrüßen ist, darf die 
Rezeption der SRT gerade in der gegenwär- 
tigen politischen Konjunktur nicht hinter 
wichtige Debatten der letzten Jahre um ein 
materialistisches Verständnis von Identi- 
täten, Subjektivitäten und Lebensweisen 
zurückfallen. 
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Felix Syrovatka 


Resilienz als Fortschreibung neoliberaler 
Krisenbearbeitung' 


Das Resilienzkonzept in der europäischen 
Arbeitsmarktpolitik 


1. Einleitung 


Die schwere Wirtschafts- und Finanzkrise, welche die EU seit 2008 erschütterte, 
gilt als überwunden (Sablowski u.a. 2018). Die Wirtschaft wächst und auch die 
Arbeitslosigkeit ging in den letzten Jahren kontinuierlich zurück. Der ehemalige 
Kommissionspräsident Jean-Claude Juncker (2018: 3) unterstrich in seiner letz- 
ten Rede zur Lage der Union die Fortschritte der letzten zehn Jahre. Zugleich 
betonte er, dass die „Wirtschafts- und Finanzkrise [...] ihren Ursprung außerhalb 
Europas hatte und uns doch mit voller Wucht getroffen hat“ (Juncker 2018: 
3). Dementsprechend müsse die EU, und insbesondere die Währungsunion, so 
reformiert werden, dass sie gegen externe Schocks abgesichert, also resilient sei. 
Resilienz ist vor allem im europäischen Kontext zu einem politischen Schlüssel- 
begriff geworden. Insbesondere im Zusammenhang mit der gemeinsamen Au- 
ßen- und Sicherheitspolitik, aber auch in der Klimapolitik der Union, findet sich 
der Begriff an prominenter Stelle und soll mit einer nachhaltigen, weitsichtigen 
und langfristigen Politik assoziiert werden. Seit Krisenbeginn vor zehn Jahren 
wird erzunehmend auch in Bezugaufdie Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik 
verwendet. 

In der kritischen Europaforschung als auch bei den Gewerkschaften blieb 
die zunehmende Popularität des Resilienzbegriffes in fast allen Bereichen euro- 
päischer Politik weitgehend unbeachtet. Der folgende Artikel will am Beispiel 
europäischer Arbeitsmarktpolitik den neuen Schlüsselbegriff europäischer Po- 
litikformulierung einer kritischen Analyse unterziehen. So wird argumentiert, 


l Mein Dank gilt Etienne Schneider, Ingo Stützle, Tobias Haas, Hans-Jürgen Bicling, 
Martin Höpner, Dorothea Schmidt, Thomas Sablowski, Oskar Jensen, Roland Erne sowie 
den TeilnehmerInnen des Workshop des Projektverbunds „Europäische Wirtschafts- und 
Sozialintegration“ in Bremen für ihre hilfreichen Anmerkungen und Kommentare. 
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dass der Begriff „ökonomische Resilienz“ auf europäischer Ebene dazu dient, 
die Krisenbearbeitung ex-post zu legitimieren und zugleich der Permanenz ihrer 
austeritätspolitischen Orientierung im europäischen Staatsapparateensemble 
einen begrifllich-konzeptionellen Rahmen zu geben. Ökonomische Resilienz 
beschreibt demnach im europäischen Kontext die Radikalisierung der „wettbe- 
werbsstaatlichen Integrationsweise“ (Ziltener 1999) durch die Etablierung ver- 
tikaler Integrationskanäle in Form direkter makroökonomischer Überwachung 
der Mitgliedsstaaten (Erne 2018: 237f.). Der Begriff selbst stellt den Rahmen dar, 
wodurch die Etablierungund Durchsetzung neuer Integrationsformen begründet 
und diese in einen breiteren strategischen Rahmen eingebettet werden. 

Im Folgenden wird 1. die Entwicklungdes Flexicurity-Konzeptes in der Krise 
nachgezeichnet. In einem 2. Schritt wird nach der Herkunft des Resilienzbe- 
griffs gefragt und nachgezeichnet, wie er seinen Weg von der Psychologie in die 
Sozialwissenschaften gefunden hat. Darauffolgend wird 3. gezeigt, inwiefern 
der Resilienzbegriff zum Universalbegriff europäischer Politikformulierung 
geworden ist und, was er 4. für die europäische Arbeitsmarktpolitik bedeutet. 
Der Artikel basiert auf der systematischen Auswertung und Triangulation von 
dreizehn Experteninterviews mit VertreterInnen der Europäischen Kommission 
und Europäischer Gewerkschaften im März 2019 sowie einer qualitativen Do- 
kumentenanalyse verschiedener Positionspapiere und offizieller Dokumente der 
Europäischen Kommission, welche sich konkret mit der Resilienz europäischer 
Arbeitsmärkte auseinandersetzen. 


2. Flexicurity in der Krise? 


Spätestens seit Anfang der 1990er Jahre ist das Konzept der flexicurity Gegen- 
stand arbeitsmarktpolitischer Debatten in Europa. Mit ihm sollte der Gegensatz 
zwischen Flexibilität (exibility) und Sicherheit (security) aufdem Arbeitsmarkt 
nicht nur begrifllich, sondern auch praktisch aufgehoben werden. Seine Wur- 
zeln hat das Konzept in Dänemark („goldenes Dreieck“) und den Niederlanden 
(„Poldermodell“), wo flexicurity bereits seit Ende der 1980er Jahre Eingang in 
den arbeitsmarktpolitischen Diskurs gefunden hatte (Kronauer/Linne 2007). 
Das Ziel des Konzeptes war es, die arbeitsmarktpolitischen Instrumente und 
Mechanismen so anzupassen, dass sie den Erfordernissen der Globalisierung 
und zugleich den Sicherheitsbedürfnissen der Beschäftigten gerecht wurden. 
Die wirtschaftlichen Erfolge beider Länder und die niedrigen Arbeitslosenzah- 
len führten zu einer erhöhten europäischen Aufmerksamkeit. Auch aufgrund 
zahlreicher Wahlsiege der europäischen Sozialdemokratie in den 1990er Jahren 
und ihrer Orientierung an einer „Politik des dritten Weges“ (Giddens 2000) 
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konnte das Konzept solch eine politische Strahlkraft entfalten, dass es Anfang 
der 2000er Jahre zum arbeitsmarktpolitischen Leitkonzept avancierte (Keune 
2008: 10ff.). Im Jahr 2007 - also kurz vor dem Krisenausbruch - wurde fexicurity 
durch den Rat als offizielles Leitbild europäischer Arbeitsmarktpolitik und in 
der Europäischen Beschäftigungsstrategie (EBS) festgeschrieben (COM 2007). 

In der Krise erlebte das Konzept jedoch einen erheblichen Wandel und Be- 
deutungsverlust. Es fand im Krisenkontext kaum noch Erwähnung. Dort, wo 
es noch aufgegriffen wird, kann eine konzeptionelle Re-Definition beobachtet 
werden. Hatten bereits vor der Krise einige BeobachterInnen kritisiert, dass das 
europäische flexicurity-Konzept - im Vergleich zu seinen nationalen Vorbildern 
in Dänemark und den Niederlanden - einen deutlich marktliberaleren Charakter 
aufwies, so kam es nun zu einer weiteren Verschärfung des Ungleichgewichts 
zwischen der Flexibilitäts- und Sicherheitskomponente innerhalb des Konzepts 
(Erne 2011). Während die europäischen Politikempfehlungen und Vorgaben 
insbesondere eine nach unten gerichtete Lohnflexibilität forderten, war von 
Beschäftigungssicherheit kaum noch die Rede: 


Sozialschutzmaßnahmen wie Arbeitslosenunterstützung und Beschäftigungsschutz wur- 
den in vielen Ländern gleichzeitig geschwächt. Flexicurity sollte, wie ursprünglich von 
der Europäischen Kommission vorgesehen, Arbeitsplatzsicherheit durch Maßnahmen zur 
Verbesserung der Beschäftigungssicherheit ersetzen. Die Entwicklungen deuten jedoch 
darauf hin, dass die vorherrschende Tendenz in der EU derzeit darin besteht, beides zu 
reduzieren. (Hastings/Heyes 2018: 18) 


Die Sicherheitskomponente des Konzepts rückte in der Krise in den Hintergrund, 
sodass Bessa Vilela u.a. (2016: 134f.) vorschlagen, von flexicarity statt von flexi- 
curity zu sprechen, also von einer Synthese aus Flexibilisierung und Austerität. 
Der inhaltlich-konzeptionelle Wandel von flexiceurity lässt sich insbesondere 
anhand von europäischen Dokumenten nachvollziehen, welche die nationalen 
Arbeitsmarktpolitiken in besonderer Weise berühren. Reformvorgaben und 
Empfehlungen, welche auf eine Flexibilisierung des Lohnverhältnisses zielten, 
waren etwain den Memoranden of Understanding oder in den länderspezifischen 
Empfehlungen detailliert beschrieben, während Beschäftigungssicherheit nur 
begrifflich erwähnt wurde, bspw. im Kontext des lebenslangen Lernens, oder sogar 
vollständig fehlte. Der Wandel des Konzeptes manifestierte sich im Begriff der 
Resilienz, welcher seit der Krise zunehmend in arbeitsmarktpolitisch relevanten 
Dokumenten der EU auftaucht und fexieurity in einen wettbewerbsorientierten 
strategischen Rahmen einbettet (Canton u.a. 2014: 3; COM 2017b: 71ff.; Theo- 
doropoulou 2018: 31). Dabei zielt der Resilienzbegriff aufeine stärkere Verknüp- 
fung der Arbeitsmarkt- mit der europäischen Wirtschaftspolitik. Das Konzept 
der flexicurity wird dabei normativ auf eine Flexibilisierungsagenda reduziert, 
dessen beschäftigungspolitischen Aspekte ausschließlich aus der Perspektive 
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ökonomischer Wettbewerbsfähigkeit bewertet werden (Wigger/Horn 2019: 
184-188). Resilienz gilt als größerer arbeitsmarktpolitischer Rahmen, während 
flexicurity mehr und mehr in den Hintergrund tritt. 


3. Resilienz als Schlüssel neoliberaler Krisenbearbeitung 


Der Begriff Resilienz kommt ursprünglich aus der Entwicklungspsychologie 
und beschreibt die psychische Widerstandsfähigkeit eines Menschen, um auf 
persönliche Krisen zu reagieren (Mergenthaler 2012: 60ff.; vgl. Wustmann 
2008: 18). Dabei wird eine persönliche Regulierungsfunktion zwischen dem 
Individuum und seiner Umwelt angenommen. Resilienz ist nicht angeboren, 
sondern muss erlernt werden (Fröhlich-Gildhoff/Rönnau-Böse 2011: 10ff.). 
Während der Begriff in der Psychologie seit den 1950er Jahren bekannt ist, 
wurde er ab den 1970er Jahren insbesondere in der Umweltforschung und den 
Ingenieurswissenschaften aufgegriffen (Bonß 2015: 18). Zugleich wurde der 
Begriff der „Vulnerabilität“ - die Verletzbarkeit eines Systems durch externe 
Erschütterungen - von der Technik wieder zurück ins Soziale geholt: Aus der 
technischen Perspektive bedeutet dies, technische Systeme (Häuser, Staudämme 
etc.) so zu konstruieren, dass sie gegenüber äußeren Umwelteinflüssen (bspw. 
Erdbeben, Hochwasser etc.) widerstandsfähigsind (Meskouris u.a. 2007). Nach 
sozialwissenschaftlichen Gesichtspunkten funktioniert das Konzeptähnlich, nur 
dass die betrachteten Systeme keine technischen Konstrukte, sondern soziale 
Gebilde sind. Im Zentrum des Erkenntnisinteresses steht, wie ein soziales System 
funktionieren kann, auch wenn es durch „externe Schocks“ wie ökonomische 
und ökologische Krisen erschüttert wurde (Pagett 2018). Dem Konzept zufolge 
können auch soziale Systeme Resilienzen gegenüber spezifischen Schocks und 
Erschütterungen ausbilden, insofern man ihre „Vulnerabilität“ analysiert und 
entsprechende Vorkehrungen trifft. Das Ziel, die soziale Ordnung auch nach 
externen Schocks aufrecht zu erhalten, machte das Resilienzkonzept attraktiv 
für die Sicherheitsforschung, welche den Begriff als eine der ersten sozialwissen- 
schaftlichen Disziplinen aufnahm. Im Mittelpunkt ihres Forschungsinteresses 
steht dabei die Überprüfung bestehender sozialer Systeme auf ihre Resilienz 
gegenüber terroristischen Anschlägen (vgl. Coaffee/Wood 2006: 504f.). 

Doch blieb das Konzept nicht auf die Sicherheitsforschung beschränkt. 
Ausgehend von der Erkenntnis, in einer immer komplexeren und sich schneller 
wandelnden sozialen Umwelt zu leben, in der die klassischen Regelungs- und 
Steuerungssysteme nicht mehr greifen, avancierte der Resilienzbegriffin verschie- 
denen sozialwissenschaftlichen Disziplinen zu einem „Buzzword“ (Blum u.a. 


2016). Die durch die neoliberale Durchdringungder alten Industriegesellschaften 
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produzierte Verunsicherung und aufkommenden neuen Risiken wurden von 
der Soziologie ab Mitte der 1980er Jahre unter dem Begriff „Risikogesellschaft“ 
(Beck 1986) thematisiert und verarbeitet. „Sicherheit“ wurde zu einer sozialen, 
ökonomischen und politischen Größe, wobei Resilienz als Gegenstrategie ver- 
standen wurde, den neuen, oftmals unkalkulierbaren Risiken in einer immer 
komplexeren und vernetzten Gesellschaft zu begegnen. Da die Bedrohungnicht 
klar identifiziert und benannt werden kann, muss auch ihre Abwehr in erster 
Linie eine Antizipation möglicher Risiken und eine dementsprechende Vorsorge 
beinhalten. Dementsprechend folgte der „komplexitätstheoretischen Wende“ 
(Kaufmann 2012: 111) in den Sozialwissenschaften die Etablierungeines sozialen 
Risikomanagements, welches neoliberalen Prämissen folgte (Schmid 2004). 

Einen weiteren Schub erhielt das Konzept durch die Wirtschafts- und Fi- 
nanzkrise ab 2007. So konnte sich im Zuge der Krise das Resilienzkonzept in 
den Wirtschaftswissenschaften etablieren und gewann unter dem Begriff „öko- 
nomischer Resilienz“ zunehmend an Einfluss (Briguglio u.a. 2009; Brinkmann 
u.a. 2017; Obschonka u.a. 2016; Strambach/Klement 2016). 

Trotz seiner interdisziplinären und unterschiedlichen Verwendungbeschreibt 
der Resilienzbegriffeine übergeordnete Funktion: die Fähigkeit eines spezifischen 
Systems, sei es politisch, ökonomisch, ökologisch oder technisch, externen und 
abrupten Erschütterungen zu widerstehen, sie abzufedern oder extreme Aus- 
wirkungen zu verhindern. Dabei setzt das Konzept voraus, dass die Fähigkeit 
zu Resilienz nicht im Vorhinein existiert, sondern hergestellt werden muss. So 
definiert auch der National Research Council (2012: 16) der USA den Begriff der 
Resilienz als „die Fähigkeit, sich auftatsächliche oder potenzielle unerwünschte 
Ereignisse vorzubereiten und diese zu absorbieren, sich von ihnen zu erholen oder 
sich erfolgreicher daran anzupassen“. Die Vorbereitung auf ein unerwünschtes 
Ereignis steht im Vordergrund des Konzeptes. 


4. Resilienz als universale Strategie der EU 


Seit dem Ausbruch der Finanzkrise hat das Resilienzkonzept Eingangin die inter- 
nationale Politik gefunden. Neben der OECD (vgl. Röhn u.a. 2015; OECD 2017) 
und anderen internationalen Institutionen begann auch die EU den Resilienz- 
Ansatz als konzeptionell-strategischen Rahmen in ihre Politikformulierung ein- 
fließen zu lassen. Sowohl in der 2016 verabschiedeten Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitsstrategie als auch in den Grundzügen europäischer Klimapolitik findet 
sich der Begriff an prominenter Stelle (Bendik 2017; COM 2013; Europäische 
Union 2016). In der Erklärung von Rom wurde die Schaffung von Resilienz gar 
als ein gemeinsames europäisches Ziel ausgegeben (Europäischer Rat 2017: ]). 
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Resilienz ist damit zur konzeptionellen Allzweckwaffe für jegliche Form der 
Problembewältigung innerhalb der EU geworden und fungiert vor allem für die 
Europäische Kommission als zentrale Handlungsstrategie (vgl. Hanisch 2016). 
In fast jedem neueren Dokument der Kommission? findet sich der Begriff der 
Resilienz, ob zur europäischen Fischereipolitik, zur Industriepolitik oder auch 
zur Cyberabwehr. Für die Kommission ist die ressortübergreifende Verwendung 
des Resilienz-Begriffs in erster Linie mit der Absicht einer Stärkungihrer eigenen 
Position verbunden. Mit Verweis auf die Komplexität und Fragilität der jewei- 
ligen Politikbereiche suggeriert der Resilienzbegriff die Notwendigkeit einer 
europäischen Steuerungs- und Regelungsstruktur, da die Probleme nicht mehr 
im nationalen Rahmen zu lösen seien. Die Adaption des Resilienzkonzeptes und 
der damit verbundenen Risiko- und Komplexitätsanalyse ist ein gewichtiges 
Argument für eine weitere Europäisierung und Supranationalisierung von Kom- 
petenzen (Höpner 2015). Wie Bröckling (2017: 139) betont, bleibt aufgrund der 
Kontingenz zukünftiger Ereignisse, die „Fähigkeit, Störungen zu absorbieren, so 
flüchtig wie wirtschaftlicher Erfolg“, weshalb die „Arbeit an Resilienz niemals 
nachlassen“ dürfe. 

Es ist daher nicht verwunderlich, dass sich der Ansatz auch in der europäischen 
Wirtschaftspolitik auswirkt: So zielt die Forderung nach ökonomischer Resilienz 
in erster Linie auf den gemeinsamen Wirtschafts- und Währungsraum, welcher 
gegenüber externen ökonomischen Schocks eine gewisse Widerstandsfähigkeit 
ausbilden soll. Im ökonomischen Kontext tauchte der Begriff, nachdem bereits 
mehrfach von der Generaldirektion Wirtschaft und Finanzen der Kommission 
(DGECEFIN) als analytische Kategorie verwendet (vgl. Biroliu.a. 2010; European 
Commission 2012), erstmals im sogenannten 5-Präsidentenbericht zur Vertiefung 
der Wirtschafts- und Währungsunion (WWDÜU) prominent auf (Juncker u.a. 
2015). Darin wurde das „übergeordnete Ziel“ formuliert, die „Strukturen im 
gesamten Euro-Währungsgebiet [...] widerstandsfähig zu machen“ (Juncker u.a. 
2015: 7). Zugleich gestanden die europäischen Funktionsträger damit ein, dass 
ökonomische Krisen ein wiederkehrendes Problem seien, denen man nur durch 
strukturelle Reformen begegnen, die man aber nicht grundsätzlich verhindern 
könne. Dementsprechend drängten die fünf Präsidenten der europäischen Ins- 
titutionen darauf, die Strukturen der Wirtschafts- und Währungsunion so zu 
gestalten, dass eine „höhere Widerstandsfähigkeit gegenüber künftigen Krisen“ 
gegeben sei (Juncker u.a. 2015: 11). 

Im Fallder WWU korrespondiert der Resilienz-Ansatz mit der Theorie opti- 
maler Währungsräume (OCA). Die OCA-Theorie besagt, dass eine Währungs- 


2 Die Webseite der Kommission listet insgesamt mehr als 40.000 Dokumente, in denen 
der Begriff „Resilience“ auftaucht. 
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union dann optimal ist, wenn sich externe wirtschaftliche Schocks symmetrisch, 
also auf alle Mitgliedsstaaten gleichmäßig auswirken (Mundell 1961). Ist dies 
nicht der Fall, so verursacht ein Währungsraum vor allem mehr Kosten als Nut- 
zen, da nicht individuell mit einer eigenständigen Geld- und Währungspolitik 
auf externe Schocks reagiert werden kann. Für die OCA-Iheorie sind asymme- 
trische Schocks dann ein Problem, wenn innerhalb des Währungsraums keine 
alternativen Mechanismen zur Absorption eben jener externen Schocks, wie etwa 
Transfermechanismen, Lohnflexibilität und Arbeitskräftemobilität bereitstehen 
oder nur schwach ausgeprägt sind (Scharpf 2011: 191£.). 

Hier greift das Resilienz-Konzept, da die Stärkung der Widerstandsfähigkeit 
von Systemen gegenüber externen Schocks im Mittelpunkt des Erkenntnisinteresses 
steht. Ökonomische Krisen als externe Schocks werden durch das Resilienz- 
Konzept als unvermeidlich verstanden. Es kann deshalb nicht darum gehen, Kri- 
sen verhindern zu wollen, sondern vielmehr einen Mechanismus zu entwickeln, 
mit dem Krisen begegnet und verarbeitet werden können. Ökonomische Krisen 
werden zu einer Art Naturkatastrophe erklärt. Um einer solchen Bedrohung 
besser begegnen zu können, benötigt es resiliente Strukturen und Mechanismen, 
welche die externen Schocks absorbieren, verarbeiten oder zumindest auf diese 
reagieren können. Verbindet man die Erkenntnisse der OCA-Iheorie mit jenen 
des Resilienzansatzes, so wird es zur Herstellung einer größeren Resilienz der 
WWU gegenüber Krisen notwendig, Strukturen herauszubilden, welche sowohl 
eine größere Risikoteilung (Transfermechanismen etc.) als auch eine stärkere 
Risikominimierung - bspw. durch eine nach unten gerichtete Lohnflexibilität 
oder eine höhere Arbeitskräftemobilität - gewährleisten können. Vor diesem 
Hintergrund wird ökonomische Resilienz daher verstanden als 

die Fähigkeit eines Landes, einen externen Schock auszuhalten und sich nach einer Rezes- 

sion schnell wieder zu erholen. Widerstandsfähige Wirtschaftsstrukturen verhindern, dass 

ökonomische Schocks erhebliche und anhaltende Auswirkungen auf das Einkommens- 


und Beschäftigungsniveau haben, womit Konjunkturschwankungen verringert werden 


können. (COM 2017: 2; vgl. COM 2018: 29) 


Dementsprechend wurden die starken wirtschaftlichen Divergenzen zwischen 
den europäischen Mitgliedsstaaten als auch die zu starren Regulierungen der 
Produkt- und Arbeitsmärkte in den jeweiligen Mitgliedsländern als Resilienz- 
hindernisse identifiziert (COM 2017a: 3, 2017c). 

Vor allem die DG ECFIN wurde innerhalb der Kommission zum Treiber 
des Resilienzkonzeptes. Nachdem sie bereits seit dem Ausbruch der Eurokrise 
das Resilienzkonzept in den ökonomischen Kontext einführte, begann sie im 
Jahr 2017 damit, das Konzept weiter auszubuchstabieren und Indikatoren zu 
definieren, ab wann eine Volkswirtschaft als resilient eingestuft werden kann. 
Dabei orientierte sie sich sowohl an eigenen Vorarbeiten (Arpaia/Turrini 2013; 
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Buti/Padoan 2013; Manca u.a. 2017) als auch an bestehenden wirtschaftswis- 
senschaftlichen Operationalisierungen (bspw. Briguglio u.a. 2009; Sondermann 
2016). In einem Arbeitspapier für die Eurogruppe schlugdie DG ECFIN (2017a) 
drei Kategorien vor, anhand derer die europäischen Volkswirtschaften untersucht 
und ihre Resilienz bestimmt werden soll. So gilt für die DG ECFIN eine Volks- 
wirtschaft als resilient, wenn sie 1. eine geringe Anfälligkeit für externe Schocks 
aufweist (szability), 2. ihre Wirtschaftsstrukturen eine hohe Absorbtionsfähigkeit 
gegenüber externen Erschütterungen aufweisen (flexibility) und 3. eine hohe 
Regenerationsfähigkeit (change) besitzen. 

Im Kontext dieser kategorialen Einteilung von Resilienz untersuchte das 
Joint Research Centre (2018) der Europäischen Kommission die Ursachen für 
die asymmetrischen Auswirkungen der Wirtschafts- und Finanzkrise ab 2007 
und analysierte die europäischen Volkswirtschaften anhand der drei genannten 
Resilienzkategorien. Dabei kam das JRC zu dem Schluss, dass die geringe Res- 
ilienz der süd- und osteuropäischen Staaten, insbesondere aufgrund der hohen 
Anfälligkeit und der geringen Absorbtionsfähigkeit für externe Schocks, der 
zentrale Grund für die Krisenprozesse waren (COM 2017a: 9£.; JRC 2018: 17£.). 
Die Bankenrettungen, die institutionellen Konstruktionsfehler der W WU oder 
die schwerwiegenden politischen Fehler europäischer Eliten in der ersten Kri- 
senphase wurden in der Analyse vollständig ausgeklammert (Iheodoropoulou 
2017). Vielmehr wurden die drei Kategorien mit Indikatoren verknüpft und 
ihre Entwicklung während des Krisenverlaufs miteinander verglichen, um so die 
länderspezifische Resilienz jedes EU-Mitgliedsstaateszu messen. Indikatoren wie 
die jeweilige Staatsverschuldung, Lohnwachstum, Flexibilität der Arbeitsmärkte 
oder Produktivitätswachstum wurden dafür in einen einheitlichen „Resilience 
Indicator“ aggregiert (JRC 2018: 19£.). 

Folgt man den Ergebnissen der Studie, so wies die deutsche Volkswirtschaft 
in der Krise die resilientesten Wirtschaftsstrukturen auf, während vor allem jene 
der süd- und osteuropäischen Mitgliedsstaaten in der Krise nur über geringe 
Widerstandskräfte verfügten (JRC 2018: 15f.). Dabei unterscheiden die Auto- 
Innen zwischen kurzfristiger und mittelfristiger Resilienz, wobei für erstere die 
Anfälligkeit und Absorbtionsfähigkeit, und für letztere die Regenerations- bzw. 
Anpassungsfähigkeit einer Volkswirtschaft von Bedeutung ist. Die hohe Wi- 
derstandsfähigkeit der deutschen Volkswirtschaft ergibt sich der Studie zufolge 
aus einer geringen Anfälligkeit und einer hohen Absorbtionsfähigkeit aufgrund 
reformierter und effektiver Sozialsysteme, Kurzarbeitsregelungen und flexibler 
Lohnstrukturen sowie einer starken Anpassungsfähigkeit aufgrund einer gerin- 
gen Staatsverschuldung wie auch eines hohen Produktivitätsniveausbeiniedrigem 
Lohnwachstum (JRC 2018: 6; 21). Damit konnten deutsche Unternehmen in 
der Krise das Lohnwachstum flexibel drosseln, qualifiziertes Personal langfristig 
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halten und wieder schnell an internationaler Wettbewerbsfähigkeit zugewinnen 
(JRC 2018: 15). 

Dagegen zeichnen sich die ost- und südosteuropäischen Mitgliedsstaaten wie 
Bulgarien, Litauen, Rumänien oder Polen - aufgrund des Fehlens effektiver Sozi- 
alleistungen - durch eine geringe kurzfristige Resilienz aus, besitzen aber, durch 
ein niedriges Lohnwachstum und hohe ausländische Direktinvestitionen eine 
ausgeprägte mittelfristige Resilienz (JRC 2018: 19). Die südeuropäischen Mit- 
gliedsstaaten, insbesondere Griechenland, wiesen dagegen weder eine kurzfristige 
noch eine mittelfristige Resilienz auf, da die Lohnflexibilität in Abhängigkeit 
zur Produktivitätsentwicklung nur gering ausgebildet war. Zudem weisen die 
AutorInnen darauf hin, dass auch die hohe Staatsverschuldung und die starke 
Finanzialisierung in den südeuropäischen Ländern die geringe Resilienz der 
Volkswirtschaften begünstigt haben: 

Die mangelnde Wettbewerbsfähigkeit, die hohe Verschuldungund das große Engagement 

an den Finanzmärkten waren der Grund, weshalb Griechenland, Italien, Portugal und 


Spanien in eine tiefere Rezession gestürzt sind als viele andere europäische Länder (JRC 


2018: 26). 


Das Resilienzkonzept ist sowohl in der zitierten Studie (JRC 2018: 9) als auch 
in den verschiedenen Papieren und Berichten der DG ECFIN mit der Forde- 
rung nach „Resilienz fördernde Strukturreformen’“ (COM 2017a: 9) verbunden, 
wobei damit in erster Linie „ Strukturreformen, die beispielsweise die Produkt- 
und Arbeitsmarktflexibilität erhöhen“ (COM 2018: 39) gemeint sind d.h. eine 
Dezentralisierung der Lohnbildungssysteme sowie eine Flexibilisierung und ein 
Abbau von ArbeitnehmerInnenrechten im Vordergrund steht (COM 2017a: 7). 
Interessanterweise wird im Zusammenhang mit Resilienz auch auf die 2017 von 
den Staats- und Regierungschefs verabschiedete Säule Sozialer Rechte (EPSR) 
verwiesen und ihr Ausbau sowie ihre Einbindung in das Europäische Semester 
eingefordert. Allerdings erschöpfen sich die meisten Forderungen in einer allge- 
meinen Stärkung der EPSR, während konkrete Vorschläge ausbleiben (JRC 2018: 
29). Abgesehen davon, dass die EPSR bisher lediglich einen unverbindlichen, sym- 
bolischen Charakter besitzt (Seikel 2017), weisen Wigger/Horn (2019) auf die 
Wettbewerbsorientierungder darin postulierten sozialen Rechte hin. So schreibt 
die Kommission, dass die „Errichtung einer europäischen Säule sozialer Rechte [...] 
in weitergehender Anstrengungen zum Aufbau eines inklusiven und nachhaltigen 
Wachstumsmodells eingebunden sein [soll], beidem Europas Wettbewerbsfähig- 
keit, seine Eignung für Investitionen sowie die Entstehungvon Arbeitsplätzen und 


3 Die Kommission (2017d) definiert ökonomische Strukturreformen als „die we- 
sentlichen Wachstumstreiber durch die Liberalisierung der Arbeits-, Produkt- und 
Dienstleistungsmärkte“. 
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der soziale Zusammenhalt gestärkt werden“ (Europäische Union 2017). Damit 
ist die EPSR nicht nur mit dem europäischen Krisennarrativ, sondern ebenso mit 
dem ökonomischen Resilienzkonzept vereinbar und komplementär. 
Zusammengenommen muss daher das Konzept ökonomischer Resilienz als 
nachträgliche Legitimierung für die europäische Krisenbearbeitung ab 2009 
verstanden werden. Sowohl die Indikatoren als auch die jeweiligen Politikempfeh- 
lungen sind „alter Wein“ neoliberaler Krisenbearbeitung, welche in einen „neuen 
Schlauch“ gefüllt, d.h. diskursiv neu gerahmt und zu einem „Resilienzfaktor“ 
aggregiert wurden. Die Flexibilisierung der Löhne nach unten, die Reduktion 
von ArbeitnehmerInnenrechten wie auch eine Senkung staatlicher Ausgaben 
waren nicht nur in derletzten großen Krise die gängige Formel zur Überwindung 
ökonomischer Krisenprozesse (Sablowski u.a. 2018). Vielmehr folgt dies einer 
neoliberalen Tradition der Krisenbearbeitung, welche in erster Linie auf eine 
Entlastung der ArbeitgeberInnen und auf eine Stärkung der Profitabilität des 
Kapitals zielt. In einem Artikel über die „Austerity-Tendenzen in Westeuropa“ 
hatte Elmar Altvater bereits in den 1970er Jahren die Reduktion der Lohn- 
stückkosten sowie des Staatshaushaltes als zentralen Ansatzpunkt neoliberaler 
Krisenbearbeitung identifiziert. So schrieb Altvater (1978: 54): 


Eine Politik der "Dämpfung des Preis- und Kostenauftriebs’ hat unausgesprochen die He- 
bungder Profitabilität des Kapitals zum Ziel, und bedient sich gerade deshalb restriktiver 
Maßnahmen im Staatshaushalt und bei der Lohnpolitik. Denn durch die ersteren wird 
das Kapital deshalb entlastet, weil der Staat seinen Zugriff auf ökonomische Ressourcen 
verringert, und durch die letzteren gewinnt das Kapital, da sich die Verteilung des Wert- 
produkts zu seinen Gunsten verbessert. 


Dementsprechend stellt das Konzept ökonomischer Resilienz eine Fortsetzung 
neoliberaler Krisenbearbeitung dar und zugleich den neuen ideologischen Rahmen 
für die wirtschaftspolitische Nachkrisenpolitik. So wird Resilienz im europäischen 
Kontext von der Kommission engmit den neu geschaffenen Strukturen des Euro- 
päischen Semesters verbunden (COM 2017a: 3). Das Resilienzkonzept stellt die 
ideologische Legitimierungeiner neuen, radikaleren Form europäischer Integration 
dar, welche Roland Erne (2019: 2) als „vertical hierarchical integration“ bezeich- 
net. Dieser neue Modus basiert aufeiner Politik von Governance by Numbers d.h. 
einer spezifischen Form der Unternehmensführung, wie sie bei transnationalen 
Unternehmen üblich ist (Erne 2018: 240). Der in der Krise etablierte neue Modus 
europäischer Integration ist durch eine permanente Überwachung und Kontrolle 
der Mitgliedsstaaten und ihre Bestrafung im Falle von Fehlentwicklungen spezi- 
fischer ökonomischer Indikatoren charakterisiert (Schulten/Müller 2013; Seikel 
2016). Diese Form vertikaler Integration ergänzt die bereits bestehenden Formen 
horizontaler Integration durch die Freiheiten des Binnenmarktes, womit die wett- 
bewerbsstaatliche Integrationsweise nicht ersetzt, sondern vielmehr radikalisiert 
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wurde. Das Resilienzkonzept bietet dafür den umfassenden ideologischen Rahmen, 
um eine Vergleichbarkeit zwischen den Mitgliedsstaaten herzustellen und Struk- 
turreformen von einzelnen Ländern zu verlangen bzw. durchzusetzen. 


5. Die Neue Europäische Arbeitsmarktpolitik im Zeichen 
ökonomischer Resilienz 


Über die europäische Wirtschaftspolitik fand das Resilienzkonzept auch Eingang 
in die EU-Arbeitsmarktpolitik. Diese hatte durch die kriseninduzierten Reformen 
der economic governance eine erhebliche Aufwertung auf europäischer Ebene erfah- 
ren und war durch das Europäische Semester nicht nur verbindlicher geworden, 
sondern hatte auch erheblich an Kompetenzen dazugewonnen (Sablowski u.a. 
2018; Syrovatka 2018). Zugleich war die Arbeitsmarktpolitik zu einem zentralen 
Hebel wirtschaftspolitischer Krisenanpassung der EU geworden, konnte doch nur 
über eine Neujustierungder Arbeitsmarktregulierungeine „höhere Flexibilisierung 
der Löhne nach unten“ (European Commission 2012: 49) erreicht werden. Die 
Regulation des Lohnverhältnisses in den Mitgliedsstaaten war zum Hauptansatz- 
punkt der europäischen Krisenpolitik geworden, da sowohl die Krisenanalyse als 
auch die europäische Krisenbearbeitung zentral auf die Erhöhungder preislichen 
Wettbewerbsfähigkeit ausgerichtet waren (Heinrich 2015). 

Die zentrale Stellung der Arbeitsmarktregulierung in der europäischen Kri- 
senbearbeitung begründet auch ihre Rolle im Konzept ökonomischer Resili- 
enz. In der oben zitierten Studie des European Political Strategy Centre sind 
sowohl der Anstieg der Lohnstückkosten und das Lohnwachstum als auch die 
Abweichung der Lohnentwicklung von der Produktivität zentrale Indikatoren 
zur Feststellung volkswirtschaftlicher Resilienz (JRC 2018: 22). So gilt die spe- 
zifische Regulierung der Arbeitsmärkte als zentraler Baustein zur Schaffung 
von Resilienz. Arbeitsmärkte sollen so gestaltet werden, dass sie „responsiv“ zur 
ökonomischen Konjunktur funktionieren, d.h. es wird den Unternehmen so viel 
Handlungsspielraum zugestanden, dass Arbeitszeiten und Löhne abhängig von 
der ökonomischen Lage angepasst werden können: 

Ordnungsgemäß funktionierende Arbeitsmarktinstitutionen, die auf Schwankungen 

der Konjunktur reagieren, können die Auswirkungen von Schocks auf die Beschäfti- 

gung dämpfen und sind wichtig, um die Reaktionsfähigkeit der Wettbewerbsfähigkeit zu 
verbessern. [...] Reaktionsschnelle Institutionen zur Abfederung von Schocks umfassen 
beispielsweise flexible Arbeitszeitregelungen und flexible Lohnfestsetzungsmechanismen 

[..] (COM 20174: 7) 

Das europäische Verständnis von Resilienz zielt aufeine Deregulierung europäi- 
scher Arbeitsmärkte, was kurzfristigeine schnelle Reduktion der Lohnkosten und 
der Personalkapazitäten erlauben soll. Löhne und Personalkapazitäten werden so 
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zu spezifischen Variablen, welche im Krisenfall flexibel und schnell verschoben 
werden sollen. 

Damit weist das Resilienzkonzept große Ähnlichkeiten mit betriebswirt- 
schaftlichen Personalmanagementkonzepten auf. Die unter den griffigen Slogans 
wie das „atmende Unternehmen“ (Hartz 1996), bzw. die „atmende Fabrik“ be- 
kannt gewordenen Konzepte propagierten eine wettbewerbsorientierte Umstruk- 
turierung von Unternehmensabläufen und des Personalmanagements mit dem 
Ziel durch „maximale Flexibilität [...] schnellauf die Gegebenheiten des Marktes 
reagieren zu können“ (Fröleke 2018: 21). Eine derartige Umstrukturierungaller 
Bereiche des Unternehmens bezeichnet Sauer (2017: 311) als „Vermarktlichung” 
von betrieblichen Abläufen und Prozessen: „Der Markt wird in seiner Kontingenz 
und Dynamik zum Strukturierungsmoment der betrieblichen Organisation“. 

Der Gedanke wird vom europäischen Resilienzkonzept aufgenommen und auf 
die makroökonomische Ebene übertragen. Der Flexibilisierung der betriebsin- 
ternen Strukturen folgt die Flexibilisierung der externen Strukturen des Arbeits- 
marktes in Form einer weitgehenden Deregulierung des Kündigungsschutzes, 
von Arbeitszeitregelungen, Leiharbeit und befristeter Beschäftigung; in Form 
der Schwächung der institutionellen und organisationalen Machtressourcen der 
Gewerkschaften sowie der bestehenden Tarifstrukturen, aber auch in Form der 
Einführung von Zeitarbeit und anderer Unterstützungs- und Übergangsmög- 
lichkeiten (COM 2017a: 8). 

Die Instrumente zur Herstellung von resilienten Arbeitsmärkten wurden 
bereits im Bericht der DG ECFIN „Labour Market Developments in Europe 
2012“ aufgezeigt. In jenem Bericht führt die DG ECFIN die unterschiedlichen 
Auswirkungen der Wirtschaftskrise auf die divergierenden Responsivitäten eu- 
ropäischer Arbeitsmärkte zurück (European Commission 2012: 21). Arbeitslo- 
sigkeit wird dabei in erster Linie als Ergebnis von unflexiblen und verkrusteten 
Arbeitsmärkten verstanden. Zur Herstellung von Resilienz schlägt der Bericht 
eine Reihe von Maßnahmen vor, u.a. den Abbau von ArbeitnehmerInnenrechten, 
die Einführung von Leiharbeit sowie die Dezentralisierung von Lohnverhand- 
lungen. Neben den genannten Punkten betont die DG ECFIN, dass eine stärkere 
Resilienz der europäischen Arbeitsmärkte mit einer „allgemeinen Verringerung 
der Lohnsetzungsmacht der Gewerkschaften“ (European Commission 2012: 
104; Hervorhebung im Original [F.S.]) einhergehen müsse‘. 


4 Nachzahlreichen Protesten von Seiten europäischer Gewerkschaften sowie der DGEMPL 
ruderte die DG ECFIN bereits wenige Monate nach Veröffentlichung des Berichts zurück 
und erklärte die Empfehlungen zu Taxonomien der beobachteten nationalen Strategien. 
Der Bericht wurde dahingehend geändert und ihm ein Corrigendum hinzugefügt (COM 
2012: iii-v). 
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Die monopolistischen Regulationsformen des Lohnverhältnisses, wie sie vor 
der Krise in den meisten europäischen Mitgliedsstaaten existierten, stellten die 
größten Hindernisse für einen resilienten, d.h. responsiven Arbeitsmarkt dar. 
Entsprechend zielt die arbeitsmarktpolitische Strategie der EU primär auf eine 
Aufweichungbestehender arbeitsmarktrechtlicher Regelungen und aufeine De- 
zentralisierung nationaler Lohnbildungssysteme (Erne 2015; Müller/Schulten 
2019). Die monopolistischen Formen sollen einer kompetitiven Regulation des 
Lohnverhältnisses weichen’. 

Die arbeitsmarkt- und lohnpolitische Krisenbearbeitung der EU hatte sich 
bereits seit 2011 an dieser inhaltlichen Stoßrichtung orientiert. Wirft man ei- 
nen näheren Blick auf die länderspezifischen Empfehlungen im Zuge des Eu- 
ropäischen Semesters, so bekam fast jedes europäische Mitgliedsland seit 2011 
arbeitsmarkt- und lohnpolitische Empfehlungen, die auf eine Flexibilisierung 
bestehender Regulierungen drängten: 

In ähnlicher Weise spiegeln die seit Beginn der Krise durchgeführten Arbeitsmarktrefor- 

men im Großen und Ganzen die Notwendigkeit wider, die bestehenden politischen und 

regulatorischen Rahmenbedingungen zu modernisieren, um die Widerstandsfähigkeit 
und Flexibilität des europäischen Arbeitsmarktes zu verbessern. [...] Entsprechend den 

Empfehlungen der EU waren die Reformen cher makrostruktureller Natur und konzent- 


rierten sich auf das Arbeitsschutzrecht (EPL), die Konzeption automatischer Stabilisatoren 
und Rahmenbedingungen für die Lohnfestsetzung (Canton u.a. 2014: 3). 


Für 21 EU-Mitgliedsstaaten sprach die EU zwischen 2011 und 2018 arbeits- 
marktpolitische Empfehlungen aus, die entweder auf eine Dezentralisierung 
der Lohnfindung, eine Deregulierung des Arbeitsrechts, eine Senkung des 
Mindestlohnes bzw. eine moderate Lohnentwicklung oder auf eine Reform der 
Arbeitslosenversicherungzielten. In Ländern wie Griechenland oder Rumänien, 
welche Hilfskredite der EU in Anspruch nahmen, wurden die monopolistischen 
Regulationsstrukturen durch direkte Eingriffe vollständig zerschlagen und durch 
kompetitive Strukturen ersetzt. In ihrer arbeitsmarktpolitischen Stoßrichtung 
unterscheiden sich die verschiedenen Memoranden kaum, unabhängig davon, ob 
die Kredite als Zahlungsbilanzdarlehen oder als Kredite aus den unterschiedlichen 


5 Inder Regulationstheorie wird unter einer kompetitiven Form der Regulation des 
Lohnverhältnis eine den Marktkräften unterworfene Lohnbildung verstanden, in der 
das Lohnverhältnis kaum sichtbar und kollektiv durchgesetzt wird. Durch das Fehlen 
einer stärkeren Regulierung ist die Lohnbildung von der aktuellen Konjunktur aufdem 
Arbeitsmarkt abhängig. Dagegen steht die monopolistische Form der Regulation des 
Lohnverhältnisses, welche sich durch eine hohe Regulierung und starke Gewerkschaften 
auszeichnet. Das Lohnverhältnis ist hier vollständig durchgesetzt und die Lohnbildung 
unterliegt nur partiellden Marktkräften (Hübner 1990: 161). Regulationsformen stellen 
Idealtypen da. 
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Hilfsfonds (EFSF, ESM) gezahlt wurden. Allesamt enthielten sie Forderungen 
nach einer Dezentralisierung der Lohnfindung, einer Abschaffung oder Ausset- 
zung fundamentaler gewerkschaftlicher und tarifpolitischer Rechte und Siche- 
rungsfunktionen (Allgemeinverbindlichkeit, Günstigkeitsprinzip, Aussetzung 
von Lohnindexierung etc.) (Müller 2015). 

Nimmt man die drei Dimensionen europäischer Krisenbearbeitung zusam- 
men, d.h. die länderspezifischen Empfehlungen im Rahmen des Europäischen 
Semesters, die Memoranden of Understanding der Troika, wie auch die „informelle 
Konditionalität“ der EZB, so ist der Fokus auf die Regulation des Lohnverhält- 
nisses in den EU-Mitgliedsstaaten auffällig. Anders als die arbeitsmarktpoliti- 
schen Aktivitäten der EU vor der Krise, welche einen symbolischen Charakter 
besaßen und ausschließlich über weiche Steuerungsmechanismen verfügten, 
zielt die neue Europäische Arbeitsmarktregulierungaufeine Deregulierung und 
Flexibilisierung der bestehenden mitgliedsstaatlichen Arbeitsbeziehungen durch 
mehr oder weniger harte, d.h. sanktionsfähige Vorgaben und Empfehlungen oder 
gar durch direkte Eingriffe (Erne 2015). Die institutionelle Transformation und 
Aufwertungder Arbeitsmarktpolitik durch die EU-Wirtschaftspolitik folgt dem 
Leitbild ökonomischer Resilienz. 

Damit wird der Wandel auf den Begriff gebracht, dass sich die mitglieds- 
staatliche Arbeitsmarktregulierung nun ausschließlich an die wirtschaftspoliti- 
schen Normen und Gegebenheiten des Marktes anzupassen hat. Ökonomische 
Entwicklungen werden als prekär verstanden, womit eine umfassende Flexibi- 
lität arbeitsmarktpolitischer Regelungs- und Steuerungsstrukturen impliziert 
wird. Der Markt wird normativ zur unabhängigen Variablen erklärt, auf dessen 
mögliche eruptive Entwicklung die Nationalstaaten flexibel reagieren können 
sollten. Dabei geht es in erster Linie um ökonomische Wettbewerbsfähigkeit, 
denn auf einem durch Konkurrenz geprägten Weltmarkt bzw. innerhalb eines 
wettbewerbsstaatlichen Wirtschaftsraumes wie der WWU ist vor allem die preis- 
liche Wettbewerbsfähigkeit die zentrale Variable von Resilienz (Bröckling2017: 
139). Europäische Arbeitsmarktpolitik zielt dementsprechend nicht mehr aufdie 
Schaffungeines „Ausgleichs“ zwischen Flexibilität und Beschäftigungssicherheit, 
sondern aufdie Herstellung flexibler Strukturen, um im ökonomischen Krisenfall 
schnell reagieren und die ökonomische Wettbewerbsfähigkeit aufrechterhalten 
oder sogar verbessern zu können. 


6. Schlussfolgerungen 


Der Resilienzbegriffhat in den letzten zwei Jahrzehnten einen rasanten Aufstiegin 
der wissenschaftlichen Diskussion erfahren. Seine Beliebtheit verdankt er vor allem 
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seiner Universalität und Offenheit gegenüber anderen konzeptionellen Ansätzen. 
Letztendlich sagt der Begriffjedoch nicht mehr aus, als dass ein spezifisches System 
Widerstandskräfte gegen „externe Schocks“ entwickeln kann. Aufeiner deskripti- 
ven Ebene beschreibt Resilienz einzig den „Fortbestand eines Systems angesichts 
von unabsehbaren Herausforderungen“ (Bröckling 2017: 132). Wie genau diese 
Widerstandskräfte ausschen und wie sie entwickelt werden müssen, darüber sagt 
das Konzept nichts aus. Damit ist das Resilienzkonzept ein abstraktes Konzept, 
dass sich sowohl theoretisch als auch empirisch unterschiedlich füllen lässt. 

Die begriflliche Unschärfe macht Resilienz zu einem zentralen Schlüsselbegriff 
im EU-Krisenmanagement. Sie ermöglicht, dass der Begriff in unterschiedlichen 
Kontexten verwendet werden kann, ohne dass er Widerstände provoziert. Im 
Gegenteil können mit dem Resilienzbegriff politische Differenzen überwunden 
werden, da seine individual-psychologische Basis soziale Ursachen von Krisen 
ausblendet. Was jedoch unter Resilienz genau verstanden wird und gegen wel- 
che möglichen Erschütterungen Widerstandskräfte ausgebildet werden sollen, 
bleibt Ausdruck gesellschaftlicher und institutioneller Kräfteverhältnisse. Die 
dominante Position der DG ECFIN innerhalb der Europäischen Kommission 
führte in den letzten Jahren dazu, dass eine marktliberale Interpretation des 
ökonomischen Resilienzkonzeptes diskursiv hegemonial ist. 

Übertragen auf die europäische Krisenbearbeitung bedeutet dies, dass das 
hegemoniale Krisennarrativ, welches die Ursachen der Krise in der fehlenden 
Wettbewerbsfähigkeit einiger Mitgliedsstaaten verortet, nun auch begrifflich 
festgeschrieben wird. Nicht die hierarchische Arbeitsteilung und die ungleiche 
Entwicklung waren die treibenden Kräfte der Eurokrise, sondern die geringe 
Resilienz der süd- und südosteuropäischen Mitgliedsstaaten (JRC 2018). Unter- 
schiedliche politische und ökonomische Ausgangsbedingungen sowie Machtbe- 
ziehungen zwischen den europäischen Mitgliedsländern werden ausgeblendet. 
Vielmehr impliziert das ökonomische Resilienzkonzept, dass die europäischen 
Volkswirtschaften als Filialen eines europäischen Dachkonzerns handeln, die 
sowohl untereinander als auch auf dem Weltmarkt in Konkurrenz miteinander 
stehen. Je wettbewerbsfähiger die einzelnen Filialen sind, desto wettbewerbsfä- 
higer, d.h. resilienter ist der Konzern in Gänze. Wie bei multinationalen Kon- 
zernen impliziert auch das europäische Konzept ökonomischer Resilienz ein 
‚governance bynumbers, also eine permanente Überwachunganhand quantitativer 
Indikatoren sowie eine Disziplinierung einzelner Mitgliedsstaaten (Erne 2018). 
Damit beschreibt das ökonomische Resilienzkonzept im Kontext europäischer 
Krisenbearbeitung ex-post die Radikalisierung der wettbewerbsstaatlichen In- 
tegrationsweise durch die Einführung vertikaler Integrationskanäle in Form 
quantitativer Vorgaben. Es gibt den „Reformen“ nicht nur einen Begriff, sondern 
auch einen langfristigen Zweck über die ad-hoc-Krisenbearbeitung hinaus. 
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Der Fokus europäischer Krisenbearbeitung lag auf der Transformation des 
Lohnverhältnisses, womit das Resilienzkonzept auch Eingang in die europäische 
Arbeitsmarktpolitik fand (Sablowski u.a. 2018). Wie Anfang der 2000er Jahre 
schlug sich die Transformation europäischer Arbeitsmarktregulierung in der 
Konzeption und Begriffllichkeit nieder, mit der die jeweilige Strategie begrün- 
det wurde. Während damals der Begriff der Arbeitsplatzsicherheit gegen jenen 
der Beschäftigungssicherheit ausgetauscht und mit Flexicurity eine neue Form 
Industrieller Beziehungen angestrebt werden sollte, wurde in der Eurokrise die 
Notwendigkeit arbeits- und lohnpolitischer Flexibilisierung unterstrichen. Flexi- 
curity wurde zu flexicarity, womit der Resilienzbegriffin die europäische Arbeits- 
marktpolitik Einzug hielt. Mit dem Begriffkonnte eine weitere Vermarktlichung 
der Arbeitsbeziehungen sowie die Durchsetzung konkurrenzieller Formen des 
Lohnverhältnisses begründet und legitimiert werden. Resiliente Wirtschafts- 
strukturen bedeuten demnach die Fähigkeit, die Lohnkosten Nexibel und un- 
kompliziert den wirtschaftlichen Gegebenheiten anzupassen (Joseph 2013: 49). 

Das Resilienzkonzept schafft somit einen begrifflich-konzeptionellen Rahmen 
für die Nach-Krisen-Ära, welche das hegemoniale Narrativ der Wettbewerbskrise 
nachhaltig in die institutionellen Strukturen verankern soll. Ziel ist es die in der 
Krise geschaffenen austeritätspolitischen Instrumente festzuschreiben und jene 
Formen vertikaler Integration zu legitimieren, die aufgrund der zunehmenden 
Desintegrationstendenzen in Europa mehr und mehr unter Druck geraten. Denn 
mit Verweis auf die weitere Krisenanfälligkeit der EU und insbesondere der 
Eurozone lassen sich der Ausbau vertikaler Integrationsinstrumente wie bspw. 
das Europäische Semester legitimieren. 

Für ein soziales Europa ist die Durchsetzung des Resilienzkonzeptes auf euro- 
päischer Ebene keine positive Entwicklung. Denn trotz der EPSR und zahlreicher 
Beteuerungen der Juncker-Kommission, rückt eine soziale und arbeitnehmerlIn- 
nenfreundliche Ausrichtung der EU mit dem Resilienzkonzept auch ideologisch 
in weite Ferne. 
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Konzepte der Teilhabe: Bedingungsloses 
Grundeinkommen oder Recht auf Arbeit? 


1. Der Ausgangspunkt: Die Krise 
der Lohnarbeitsgesellschaft 


Wer sich mit der neuen sozialen Frage, 
der Zunahme prekärer Arbeits- und 
Lebensverhältnisse, mit Arbeitslosigkeit 
und sozialer Ausgrenzung heute ausei- 
nandersetzt, wird unweigerlich und mit 
großer Regelmäßigkeit mit der Forderung 
nach einem bedingungslosen Grundein- 
kommen als Antwort auf diese sozialen 
Übel konfrontiert.? Das Erstaunliche da- 
bei ist, dass diese Forderung sowohl von 
linker, gesellschaftskritischer Seite erhoben 
wird als auch von Unternehmerseite mit 
unterschiedlichem weltanschaulichem 
Hintergrund (oder von Ökonomen und 
Ökonominnen, Politikern und Politikerin- 
nen, die dieser Seite wohlgesonnen sind). 
Ungeachtet aller Unterschiede, in denen 
sie das Grundeinkommen jeweils gestalten 
wollen, scheinen sich beide Seiten jeden- 
falls in einem wesentlichen Punkt einig 
zu sein: Sie suchen nach einer Antwort 
auf eine Krise, die von der gesellschaftli- 


1 Der Text ist die überarbeitete Fassung ei- 
nes Vortrags auf der Erwerbslosentagung 
2019 am 1. Juli 2019, Bad Herrenalb. Für 
Hinweise zur argumentativen Schärfung 
und für Ergänzungen danke ich Hassan 
Givsan, Ulf Kadritzke, Rudi Schmidt und 
der PROKLA-Redaktion. 


2 Diese Forderung ist international populär. 
Siehe hierzu jüngst Lanchester 2019. 


chen Organisation der Erwerbsarbeit aus- 
geht. Und diese Antwort soll nicht in der 
Organisation der Erwerbsarbeit selbst zu 
finden sein, sondern darin, dass alle Men- 
schen befähigt werden, ihr Leben ohne 
Erwerbstätigkeit finanzieren zu können. 
Was waren und sind die Anzeichen be- 
sagter Krise in der gesellschaftlichen Orga- 
nisation der Erwerbsarbeit? In den 1980er 
Jahren, als die erste Welle der Debatten um 
das bedingungslose Grundeinkommen 
einsetzte, waren die deutlichsten Anzei- 
chen die Wiederkehr und Verfestigung 
der Arbeitslosigkeit nach einem Viertel- 
jahrhundert relativer Vollbeschäftigung. 
Damals war in der Soziologie bereits vorei- 
lig vom „Ende der Arbeitsgesellschaft“ die 
Rede. Heute, wo immer mehr Menschen 
erwerbstätig sind, zeigt sich das kritische 
Moment vor allem in der Ausbreitungvon 
Armut trotz Erwerbstätigkeit und von pre- 
kären Arbeits- und Lebensverhältnissen. 
Eine letztes Jahr veröffentlichte Studie des 
Wissenschaftszentrums Berlin und des 
Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufs- 
forschung wies nach, dass annähernd 40 
Prozent der Personen einer repräsentativen 
Haushaltsbefragungüber lange Zeiträume 
hinweg in prekären Beschäftigungs- oder 
Haushaltskonstellationen lebten, 12 Pro- 
zent von ihnen in einer doppelten Preka- 
rität sowohl in der Beschäftigung als auch 
im Haushalt (Allmendinger u.a. 2018). 


Daneben, nicht zu vergessen, existiert auch 
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heute noch in einem erheblichen Maße 
hartnäckige Langzeitarbeitslosigkeit. 

Die Einigkeit unter den sonst so ver- 
schiedenen Verfechtern eines bedingungs- 
losen Grundeinkommens geht aber noch 
weiter. Die Befreiung vom individuellen 
Zwang zur Erwerbsarbeit soll bereits im 
Rahmen ökonomischer Verhältnisse an- 
gegangen werden, die nach wir vor kapita- 
listische sind, also auf der Grundlage des 
privaten Eigentumsan Produktionsmitteln 
beruhen und die Erzielung von Profiten 
bezwecken. Darin inbegriffen ist die Ent- 
scheidungsmacht der Kapitalseite, Arbeits- 
kräfte einzustellen oder zu entlassen. 

Selbst linke und marxistische Verfech- 
terinnen und Verfechter eines bedingungs- 
losen Grundeinkommens gehen nicht da- 
von aus, dass eszu dessen Verwirklichung 
zuallererst einer revolutionären Besei- 
tigung kapitalistischer Eigentums- und 
Produktionsverhältnisse bedürfte. Aber sie 
verbinden mit ihm die Erwartunggrößerer 
Freiräume neben und innerhalb kapitalisti- 
scher Verhältnisse, diewiederum subversiv 
zu deren Transformation genutzt werden 
könnten - deralte Maulwurflässt grüßen, 
um ein Bonmot von Marx aufzugreifen. 

Weder an einer Subversion der kapita- 
listischen Verhältnisse noch gar an deren 
revolutionärer Überwindung hat selbst- 
verständlich die andere, unternehmerische 
Seite, die sich für ein bedingungsloses 
Grundeinkommen einsetzt, Interesse. Sie 
will vielmehr eine Stabilisierung eben die- 
ser Verhältnisse in kritischen Zeiten, selbst 
wenn es dazu unkonventioneller Maßnah- 
men wie der eines bedingungslosen Grund- 
einkommens bedarf. 

Alles das sagt noch nichts darüber aus, 
ob die jeweiligen Forderungen nach einem 
bedingungslosen Grundeinkommen gut 
begründet sind oder nicht, und ob sich 
die Gründe auf dem Prüfstand der gesell- 
schaftlichen Teilhabe bewähren können 
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oder nicht. Dazu später mehr. Bemerkens- 
wert schon jetzt ist aber die Tatsache, dass 
die Forderung nach einem bedingungs- 
losen Grundeinkommen, selbst wenn sie 
von linker, gesellschaftskritischer Seite 
vorgebracht wird, eine grundsätzlich an- 
dere Antwort verdrängt hat, die einmal 
eine zentrale Rolle in der Opposition zu 
den herrschenden kapitalistischen Arbeits- 
verhältnissen gespielt hat: die Forderung 
nach einem Recht auf Arbeit. Im grund- 
sätzlichen Unterschied zum bedingungs- 
losen Grundeinkommen zielt sie direkt 
auf die gesellschaftliche Organisation der 
Erwerbsarbeit selbst. 

Sie wurde zum ersten Mal zu Beginn 
des 19. Jahrhunderts mit der einsetzen- 
den Industrialisierung erhoben, spielte 
eine zentrale Rolle in den revolutionären 
Erhebungen und Arbeitskämpfen bis ins 
20. Jahrhundert hinein und war noch Ge- 
genstand verfassungsrechtlicher Debatten 
am Beginn der Bundesrepublik Deutsch- 
land.? In den späten 1960er und frühen 
1970er Jahren, den studentenbewegten 
und in anderen europäischen Ländern 
wie Italien zugleich arbeiterbewegten 
Zeiten, hatte die Forderung nach einem 
Recht auf Arbeit eine zeitgemäße Form 
angenommen: „Weniger arbeiten, Arbeit 
für alle“. In meiner Erinnerunghat sich al- 
lerdings noch eine weitergehende Variante 
festgesetzt: „Lieber weniger arbeiten und 
besser; Arbeit für alle“. Wie auch immer: 
Ein einklagbares Recht auf Arbeit wurde 
weder in der Weimarer Republik noch in 
der Bundesrepublik durchgesetzt. Dass es 


heute so wenigeingefordert wird, kann also 


3 Zur widerspruchsvollen Geschichte des 
Postulats eines „Menschenrechts auf Ar- 
beit“ siehe den kurzen, prägnanten Text 
von Blanke (1995), der auch die Alternative 
eines bedingungslosen Grundeinkommens 
thematisiert. 
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nicht daran liegen, dass es bereits realisiert 
wäre. 


2. Der Kern der 
Auseinandersetzung 


Warum ist die Auseinandersetzung über 
die Alternative bedingungsloses Grund- 
einkommen (wie sie in ihrer konsequentes- 
ten Variante vertreten wird) oder Recht 
auf Arbeit nach wie vor von zentraler 
Bedeutung? Weil sie richtungsweisend 
sein kann für die politische Selbstver- 
ständigung in Zeiten der Krise der Lohn- 
arbeitsgesellschaft. Beide Forderungen 
wollen auf jeweils unterschiedliche, ja 
gegensätzliche Weise dazu beitragen, die 
bösartigen Folgen dieser Krise, wie sie 
sich in der zunehmenden Prekarisierung 
von Arbeits- und Lebensbedingungen bis 
hin zur sozialen Ausgrenzung zeigen, zu 
überwinden. Beide setzen darauf, dies be- 
reits innerhalb bürgerlich-kapitalistischer 
Gesellschaftsverhältnisse zu tun, zielen 
aber zugleich darauf ab, die Machtvertei- 
lung innerhalb dieser Verhältnisse zu ver- 
schieben und damit die Möglichkeiten so- 
zialer Teilhabe zu erweitern. Dabeilegtsich 
die Forderung nach einem bedingungslo- 
sen Grundeinkommen, in ihrer konse- 
quentesten Lesart, mit dem bürgerlichen 
Leistungsprinzip an, das die Pflicht zur 
Gegenleistung durch Erwerbsarbeit ein- 
fordert; die Forderung nach einem Recht 
auf Arbeit wiederum legt sich mit der un- 
eingeschränkten Macht des Managements 
von privaten Unternehmen, aber auch von 
öffentlichen „Arbeitgebern“ an, darüber 
zu entscheiden, wer unter ihrer Kontrolle 
erwerbstätig sein kann, wer nicht. Beide 
Forderungen stellen somit unterschiedli- 
che „Säulen“ bürgerlich-kapitalistischer 
Gesellschaften infrage. Beide müssten des- 
halb erst gegen erbitterte Widerstände er- 
kämpft und politisch durchgesetzt werden. 
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Sie unterscheiden sich jedoch grundsätz- 
lich darin, was sie fordern: individuelle 
Befreiung von Erwerbsarbeit aufder einen 
Seite, Umgestaltung der Erwerbsarbeits- 
verhältnisse in einer Weise, dass alle an 
ihnen partizipieren und mindestens einen 
kulturell angemessenen Lebensunterhalt 
verdienen können, auf der anderen. 

Für welche dieser beiden Forderungen 
aber lohnt es sich zu kämpfen, und zwar 
gerade aus der Perspektive der Interessen 
von Arbeitslosen und prekär Beschäf- 
tigten? Um eine Antwort zu finden, gilt 
es, die grundsätzliche Differenz auf den 
Prüfstand der gesellschaftlichen Teilhabe 
zu stellen. Dies willich im Folgenden tun. 

Wohlgemerkt: Dabei geht es mir 
nicht um die neoliberalen Varianten des 
bedingungslosen Grundeinkommens, 
etwa den Vorschlag von Milton Friedman 
und die Einführung einer negativen Ein- 
kommenssteuer, die auf nichts anderes als 
eine Subventionierungvon Niedriglöhnen 
hinausläuft. Es geht mir, auf der anderen 
Seite, auch nicht um ein Recht auf Arbeit, 
das diesen Namen nicht verdient, vielmehr 
eine Arbeitsverpflichtung zu jedem Preis 
bedeuten würde; es geht mir auch nicht 
um das bloße Versprechen, eine Politik 
der Vollbeschäftigungbetrreiben zu wollen. 
Mir gehtes in beiden Fällen, um der Zuspit- 
zung und Klärung willen, um die jeweils 
stärksten und kritischsten Varianten: Ein 
bedingungsloses Grundeinkommen, das 
jeder Person einen kulturellangemessenem 
Lebensstandard gewährleistet, ohne diesan 
Erwerbsarbeit zu binden; undein Rechtauf 
Arbeit, das ein einklagbares Recht aufeine 
Erwerbsarbeit umfasst, die ein kulturell 
angemessenes Leben ermöglicht. 

Ausklammern werde ich im Folgenden 
ebenfalls die Fragen der Finanzierung des 
bedingungslosen Grundeinkommens im 
einzelnen, obwohl dies schr wichtige Fra- 
gen sind, denn sie betreffen nicht nur die 


620 


Höhe des Grundeinkommens sondern 
auch deren finanzielle Quellen und haben 
weitreichende Folgen für die institutionelle 
Ausgestaltung des Sozialstaats und für sozi- 
ale Ungleichheit. Mir geht es hier allein um 
die angesprochene grundsätzliche Differenz 
in der Auseinandersetzungmit gesellschaft- 
licher Teilhabe angesichts des kritischen 
Zustands der Lohnarbeitsgesellschaft. 
Meiner Diskussion des bedingungs- 
losen Grundeinkommens lege ich drei 
Texte zugrunde, die mir besonders geeig- 
net erscheinen, zum einen, weil sie auf der 
grundsätzlichen Ebene argumentieren, um 
die esmir geht, zum anderen, weilsie einer 
linken, gesellschaftskritischen Tradition 
verpflichtet sind und dabei eine Reihe mög- 
licher Einwände bereits berücksichtigen. 
Beim ersten Text handelt es sich um eine 
Expertise, die Stephan Lessenich 2009 für 
die Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) verfasst 
hat und mit er der Sozialdemokratie nahe- 
legen wollte, sich dem Thema zu öffnen, 
ohne von vornherein in Abwehrreflexe zu 
verfallen. Auf diesen Text werde ich mich 
in erster Linie beziehen. Daneben gehe 
ich auf einen Beitrag des - wie man in 
hilfloser Bestürzung zu sagen pflegt - viel 
zu früh verstorbenen US-amerikanischen 
Sozialwissenschaftler und Marxisten Erik 
Olin Wright ein, der in den Blättern für 
deutsche und Internationale Politik 2017 
unter dem Titel: „Untergraben wir den 
Kapitalismus! Wie die Linke utopisch und 
realistisch zugleich sein kann“ erschien. Zu 
diesem utopischen Realismus oder dieser 
realistischen Utopie zählt Wright die 
Forderung nach einem bedingungslosen 
Grundeinkommen. Schließlich nehme 
ich auch Argumente des für die Diskus- 
sion grundlegenden Buchs von Yannick 
Vanderborght und Philippe Van Parijs Ein 
Grundeinkommen für alle? von 2005 auf. 
Alle genannten Autoren liefern für mich 


harte Prüfsteine für das Thema Teilhabe 
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durch bedingungsloses Grundeinkommen, 
die die Auseinandersetzung herausfordern. 


3. Ein grundlegender Einwand 
in der Debatte um das bedin- 
gungslose Grundeinkommen 


In seinem Gutachten für die FES wendet 
sich Stephan Lessenich an einer zentralen 
Stelle gegen ein mögliches Missverständnis 
des bedingungslosen Grundeinkommens. 
Es firmiert bei seinen Befürwortern häufig 
unter dem Etiketteiner „Entkoppelungvon 
Arbeit und Einkommen“ (Lessenich 2009: 
18). Tatsächlich kann es um eine Entkoppe- 
lung von Erwerbsarbeit und Einkommen, 
wie Lessenich völlig zu Recht ausführt, 
jedoch allenfalls für Individuen gehen, 
nicht aber für die Gesellschaft als ganze. 
Die Entkopplung ist auf der individuellen 
Ebene bereits heute weit verbreitet, aller- 
dings unter bestimmten Voraussetzungen, 
so zum Beispiel bei der Inanspruchnahme 
von Sozialversicherungsleistungen bei 
Krankheit, Arbeitslosigkeit oder im Alter 
oder auch während der Schulzeit oder bei 
Erwerbsunfähigkeit. Aufeiner ganz ande- 
ren materiellen Grundlage ist sie aber auch 
gang und gäbe bei denen, die aufgrund ih- 
res Reichtums, aufgrund von Erbschaften, 
Aktienpaketen und Immobilienbesitz erst 
gar nicht erwerbstätig sein müssen. Alle 
diese individuellen „Entkoppelungen“ 
müssen aus den Erträgen von Erwerbsar- 
beit, die in der Gesellschaft erbracht wurde, 
finanziert werden. 

Leider geht Lessenich den Implikati- 
onen seiner Richtigstellung nicht weiter 
und in aller Konsequenz nach. Wollte man 
die individuelle „Entkoppelung“ durch 
ein bedingungsloses Grundeinkommen 
voraussetzungslos verallgemeinern, spitzte 
sich nämlich das Problem zu: Wer leistet 
die dafür gesellschaftlich notwendige Arbeit? 


Denn hinter der Frage der Finanzierungdes 
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bedingungslosen Grundeinkommens steht 
genau diese, noch grundsätzlichere Frage: 
Wer baut die Straßen, Häuser und sonstigen 
Gebäude, wer reinigt sie, wer unterrichtet, 
wer pflegt, wer operiert, kurz: Wer leistet 
all die Arbeiten, die für gesellschaftliches 
Leben heute notwendig sind? Eine ganze 
Reihe von Tätigkeiten, die derzeit unter 
kapitalistischen Vorzeichen unverzichtbar 
zu sein scheinen - das Marketing etwa, um 
nur ein offensichtliches Beispiel zu nennen 
— könnten ohne diese Vorzeichen überflüs- 
sigwerden. Aber auch dann, wenn man von 
ihnen absicht, gilt, dass viele Arbeiten für 
die Reproduktion des gesellschaftlichen 
Lebens unhintergehbar bleiben. Die Re- 
produktion des gesellschaftlichen Lebens 
selbst wiederum ist historisch variabel. 

Bei der hier aufgeworfenen Frage han- 
delt es sich keineswegs oder auch nur vor- 
rangigum ein moralisches Problem, das al- 
lein an die Adresse der Bezieherinnen und 
Bezicher eines bedingungslosen Grundein- 
kommens zu richten wäre - wo bleibt ihre 
Gegenleistung? Mindestens ebenso sehr ist 
es ein Problem der Verteilung der gesell- 
schaftlich notwendigen Arbeit und damit 
zugleich, unter den gegebenen Bedingun- 
gen kapitalistischer Gesellschaften, der 
Berechtigung zur Erwerbsarbeit und ihrer 
Qualität. Denn wenn der Erwerbsarbeit 
gesamtgesellschaftlich betrachtet nach wie 
vor eine so große Bedeutung zukommt, 
und sei es aus Sicht der Befürworter und 
Befürworterinnen des individuellen, be- 
dingungslosen Grundeinkommens auch 
nur zu dessen Finanzierung, dann wirft 
dies die wesentliche Frage auf, wer an ihr 
partizipieren kann, soll und darf, und unter 
welchen Bedingungen. 

Darüber entscheidet bislang bekannt- 
lich nicht die Gesellschaft, sondern es 
entscheiden allemal die sogenannten 
Arbeitgeber, also das Management kapi- 
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den Profit geht, das Leitungspersonal 
staatlicher Institutionen, wenn es um den 
öffentlichen Dienst geht, und von Verbän- 
den wie beispielsweise Gewerkschaften 
oder Kirchen im Zwischenreich zwischen 
Markt und Staat, wenn es um die Inter- 
essenvertretung und die Dienstleistungen 
bestimmter gesellschaftlicher Gruppen 
geht. Wie Erwerbsarbeit und Einkom- 
men dabei gesamtgesellschaftlich verteilt 
werden, hängt letztlich vom Ausgang der 
gesellschaftlichen und politischen Ausein- 
andersetzungen ab, die um die Höhe und 
Aufteilung der Profite geführt werden. An 
dieser politisch-ökonomischen Realität 
beißt die sprichwörtliche Maus in kapita- 
listischen Gesellschaften keinen Faden ab. 

Hier setzt der grundsätzliche Einwand 
an, den ich selbst gegen das ausgewogene 
Plädoyer Lessenichs für das bedingungs- 
lose Grundkommen erhebe: Er erkennt 
zwar an, dass das bedingungslose Grund- 
einkommen nur ein Baustein neben ande- 
ren für die notwendige Umgestaltung von 
Sozialstaatlichkeit sein kann, und dass die 
Verteilung der Arbeit dabei ebenfalls eine 
Rolle spielt (Lessenich 2009: 21). Die aber 
spielt nicht nur eine nebensächliche Rolle, 
sondern ist im Gegenteil von zentraler Be- 
deutung. Denn auch das gesellschaftliche 
Grundeinkommen bliebe auf die gesell- 
schaftlich notwendige Arbeit als Quelle 
des Reichtums angewiesen. Damit wird 
aber die Verteilung dieser Arbeit auch für 
gesellschaftliche Teilhabe entscheidend. 
Deshalb die Forderung nach einem Recht 
auf Arbeit. Sie zielt auf nicht mehr und 
nicht weniger als eine grundlegende Neu- 
verteilung der Arbeit ab. Sie fordert damit 
zugleich aber auch die gesellschaftliche 
Debatte darüber heraus, welche Arbeiten 
gesellschaftlich notwendig sind und sein 
werden. Davon ist aber bei Lessenich 
nicht die Rede. Er führt nicht aus, wie es 
um die Gewährleistung von Teilhabe an 
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der gesellschaftlich notwendigen Arbeit 
- und das heißt gegenwärtig noch immer 
auch und gerade in der Form von Erwerbs- 
arbeit - bestellt sein soll, welche Kämpfe 
um sie zu führen sind und wie sich diese 
Gewährleistung zum bedingungslosen 
Grundeinkommen verhält. Ich komme 
daraufzurück. 


4. Bedingungsloses 
Grundeinkommen und Recht 
auf Arbeit auf dem Prüfstand 
der Teilhabe: einzelne Aspekte 
im Vergleich 


Das FES-Gutachten von Lessenich bleibt 
vorerst weiterhin mein Leitfaden für 
die Auseinandersetzung mit dem bedin- 
gungslosen Grundeinkommen, weil es in 
überzeugender Weise fünf Gesichtspunkte 
unterscheidet, auf die es bei der Frage nach 
gesellschaftlicher Teilhabe ankommt. Es 
sind dies die Gesichtspunkte der Arbeit, 
der Bildung, der Partizipation (worunter 
er vor allem die Verfügbarkeit öffentlicher 
Güter und Dienstleistungen versteht), der 
Autonomie und der Mufße. Sie lassen sich, 
wie Lessenich zeigt, auf das Verständnis 
moderner Sozialstaatlichkeit, wie es ins- 
besondere in Großbritannien nach dem 
Ende des Zweiten Weltkriegs formuliert 
wurde, zurückführen. Und sie haben alle 
einen direkten Bezug zu gesellschaftlicher 
Teilhabe. Ich greife die fünf Gesichtspunkte 
auf, um unter ihnen das bedingungslose 
Grundeinkommen im Verhältnis zu einem 
Recht auf Arbeit zu erörtern, werde aber die 
Reihenfolge umkehren und die Arbeit zum 
Schluss behandeln, da sie die entscheidende 
Differenz zwischen den Konzepten betrifft. 


4a. Mufe 

Zunächst also zur Muße. Bereits das Wort 
klingt heute altmodisch. Schr zu Recht 
weist Lessenich darauf hin, dass die Muße 
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heute, wo die Menschen allenthalben zur 
Aktivität getrieben, ja bei Strafe des sozi- 
alen Untergangs gezwungen werden - zur 
permanenten Aktivität im Dienst des 
Unternehmens oder der Organisation für 
die sie arbeiten, zur permanenten Aktivi- 
tät im Dienst der Gesellschaft, der man 
als arbeitslose Person, als Rentnerin und 
Rentner oder Patientin und Patient nicht 
aufder Tasche liegen soll, zur permanenten 
Aktivität in der Arbeit an sich selbst, im 
Dienst der eigenen Vermarktbarkeit auf 
Partnerschafts- und Arbeitsmärkten - , 
dass also gerade heute im Zeitalter allsei- 
tiger „Aktivierung“ die Muße geradezu 
moralisch diskreditiert ist, „im Ruch der 
‘Systemfeindschaft’“ steht, wie Lessenich 
es formuliert (Lessenich 2009: 16). 

Und dennoch ist und bleibt Muße 
lebensnotwendig. Ein bedingungsloses 
Grundeinkommen kann hier im buch- 
stäblichen Sinn heilsam wirken. Experi- 
mente in Finnland und den Niederlanden 
mit einem, allerdings zeitlich befristeten, 
aber nicht an die Pflicht zur Arbeitssuche 
gebundenen Grundeinkommen haben dies 
gezeigt. Den Menschen, die es bezogen, 
ging es in dieser Zeit mental und gesund- 
heitlich besser. Dieser Befund ist unhinter- 
gehbar und an ihm muss sich daher auch 
das Gegenkonzept, die Ausgestaltungeines 
Rechts auf Arbeit messen lassen. 

Das führt aber geradewegs wieder zur 
Frage der Verteilung der gesellschaftlich 
notwendigen Arbeit. Denn Muße lässt 
sich gesamtgesellschaftlich betrachtet nur 
durch die Verkürzung der Zeiten gewin- 
nen, die für die gesellschaftlich notwen- 
dige Arbeit aufgebracht werden müssen. 
Arbeitszeitverkürzung, die allen zugute 
kommt, ist deshalb der erste, notwendige 
Schritt. Wie dann Arbeitszeiten und Mu- 
ßezeiten individuell aufgeteilt werden, ist 
eine nachrangige Frage. Dies kann durchaus 
in der Form geschehen, dass die Menschen 
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in Verbindung mit einem Recht auf Arbeit 
auch ein Recht auflängere Phasen der Aus- 
zeit von der Erwerbsarbeit haben. 


4b. Autonomie 

Mit Autonomie, dem zweiten hier zu er- 
örternden Gesichtspunkt, sind zunächst 
die individuellen Handlungs- und somit 
Entscheidungsspielräume innerhalb 
bürgerlich-kapitalistischer Gesellschaf- 
ten gemeint (im vorbürgerlichen Denken 
existierte die Vorstellung von Autonomie 
nicht). Diese Entscheidungsspielräume 
auch für Lohnabhängige zu erweitern, 
also für die „besitzlosen Klassen“, war 
immer schon eine wesentliche Aufgabe 
und Wirkung staatlich verbriefter sozialer 
Rechte, somit von Sozialstaaten. Menschen 
gewinnen Handlungsfähigkeit, wenn sie 
in der Lage sind, Risiken zu kontrollieren 
und einzuschränken. Nur dann können sie 
über den Taghinausihr Leben planen und 
gestalten. Das setzt in Gesellschaften mit 
kapitalistischer Ökonomie voraus, dass die 
Menschen für ihren Lebensunterhalt und 
ihre Lebensplanung nicht mehr allein von 
Märkten abhängen. Denn die Ergebnisse 
der Konkurrenz und Machtverteilungauf 
Märkten können Individuen auch beim 
besten Willen nicht beherrschen. Durch 
die im 19. und 20. Jahrhundert erkämpf- 
ten Sozialversicherungssysteme erhalten 
Lohnabhängige ein Recht auf Lebens- 
unterhalt auch dann, wenn sie aufgrund 
von Arbeitslosigkeit, Krankheit oder im 
Alter nicht mehr erwerbstätigsein können. 
Dies ist ein essentieller Schutz vor völliger 
Marktabhängigkeit. 

Zweifellos würde ein bedingungsloses 
Grundeinkommen die Marktabhängigkeit 
weiter lockern und damit die individuellen 
Handlungsspielräume innerhalb bürgerlich- 
kapitalistischer Gesellschaftsverhältnisse 
erweitern. Auch dies stellt ein wichtiges Kri- 
terium dar, an dem sich die Ausgestaltung 
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eines Rechts auf Arbeit ebenfalls messen 
lassen müsste. Wie steht es aber um die 
Entscheidungsmöglichkeiten über die Ver- 
hältnisse selbst, um Autonomie in einem 
umfassenderen, an die Wurzel gehenden 
Sinn? Oder anders gefragt: Wie steht es um 
die Autonomie von politischen Subjekten, 
um ihre Macht, in die Verhältnisse einzu- 
greifen und diese zu ändern? 

Lessenich schreibt in seinem Gutach- 
ten, dass das bedingungslose Grundein- 
kommen als eine „Radikalisierung der sozi- 
alstaatlichen Gewährleistung individueller 
Optionen des selbstbestimmten Ausstiegs 
aus bzw. Widerspruchs in sozialen Abhän- 
gigkeitsverhältnissen verstanden werden“ 
kann (Lessenich 2009: 15). Eine solche 
„individuelle Option des selbstbestimm- 
ten Ausstieg“ aus „sozialen Abhängigkeits- 
verhältnissen“ oder „des Widerspruchs 
in sozialen Abhängigkeitsverhältnissen“ 
überhaupt zu haben und wahrnehmen zu 
können setzt aber bereits voraus, in soziale 
Abhängigkeitsverhältnisse eingebunden 
zu sein. Um „aussteigen“ zu können, muss 
man erst einmal „drin“ sein. Nur dann 
kann die Wahrnehmung der „Option“ 
des Ausstiegs, zum Beispiel in der Form 
eines Streiks, auf die Verhältnisse selbst 
einwirken, und dies eben gerade nicht in 
der Form einer individuellen, sondern nur 
einer, zusammen mit anderen, kollektiv 
wahrgenommen Option. 

Auch soziale Rechte und somit der 
Schutz vor völliger Marktabhängigkeit 
mussten und müssen erst wieder erkämpft 
und verteidigt werden (das würde auch für 
dasbedingungslose Grundeinkommen gel- 
ten). Dazu sind aber vor allem und in erster 
Linie Menschen in der Lage, die aufgrund 
ihrer Stellungin „sozialen Abhängigkeits- 
verhältnissen“, sprich: aufgrund ihrer 
Lohnabhängigkeit, zum Profitemachen 
und zur Gewährleistung der sozialen Inf- 
rastruktur hier und heute notwendigsind, 
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die somit gesellschaftlich gebraucht werden. 
Gerade weil nicht nur sie von privaten und 
öffentlichen „Arbeitgebern“ abhängen, 
sondern weil umgekehrt auch diese Unter- 
nehmen auf ihre Arbeitskraft angewiesen 
sind, können Lohnabhängige (im weitesten 
Sinn verstanden: Angestellte inbegriffen) 
auch mit Aussicht auf Erfolg Widerstand 
leisten. Erst dies verleiht ihrer Option des 
Ausstiegs eine Macht. 

Die Vorstellung hingegen, Menschen 
könnten sich durch ein bedingungsloses 
Grundeinkommen von „sozialen Abhän- 
gigkeitsverhältnissen“ von vornherein ver- 
abschieden, erscheint mir inhaltsleer und 
deshalb sinnlos. Denn gerade vom bedin- 
gungslosen Grundeinkommen haben wir 
gehört, dass es auf die in der Gesellschaft 
geleistete Erwerbsarbeit angewiesen ist. 
Wer ein bedingungsloses Grundeinkom- 
men bezieht, dem oder der wird jedoch sig- 
nalisiert, dass es auf seine/ihre Arbeitskraft 
gesellschaftlich nicht ankommt. Wie soll 
daraus Widerstand in jenem für dasbedin- 
gungslose Grundeinkommen so zentralen 
Bereich der Erwerbsarbeit erwachsen? 
Wie soll daraus überhaupt Widerstand 
erwachsen? 

Individuelle Autonomie ist auf politi- 
sche, kollektive Handlungsfähigkeit ange- 
wiesen. Die können Individuen nur in der 
Auseinandersetzungmit den „sozialen Ab- 
hängigkeitsverhältnissen“ gewinnen, deren 
Teil sie sind, nicht in einem fiktiven „au- 
ßerhalb“. Womit wir wieder beim Recht 
auf Arbeit wären, diesmal aber als Quelle 
von Autonomie in einem gesellschaftspo- 
litischen Sinn, sprich: von Gegenmacht. 
Ich werde diesen Punkt wieder aufgreifen. 


4c. Partizipation und Bildung 

Die Auswirkungen eines bedingungslosen 
Grundeinkommens aufdie beiden weiteren 
Bereiche „Partizipation“ und „Bildung“ 
können hier sehr kurz behandelt werden. 
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Unter dem Stichwort „Partizipation“ greift 
Lessenich eine Grundidee moderner Sozi- 
alstaaten auf, die „Idee des freien und glei- 
chen Zugangs zu öffentlichen Leistungen, 
Diensten und Gütern - und damit (das) 
Prinzip universeller Partizipation“ (Les- 
senich 2009: 14). Das bedingungslose 
Grundeinkommen entspreche dieser Idee 
„in offenbar idealer Weise“, denn „gerade 
durch seine bedingungslose Gewährung“ 
sei es „in höchstem Maße inklusiv im Sinne 
eines in der Tat universellen Bürgerrechts 
der Partizipation am arbeitsteilig produ- 
zierten gesellschaftlichen Reichtum“ (ebd.: 
15). Es müsse allerdings ergänzt werden um 
„industrielle Teilhaberechte“, worunter er 
„wirtschaftsdemokratische Ansprüche auf 
Mitbestimmung in Betrieben und Unter- 
nehmen“ versteht (ebd.). Wie aber steht es 
um die Gewährleistung der Teilhabe an 
der Arbeitsteilung selbst, die den gesell- 
schaftlichen Reichtum produziert, und 
ohne die es Mitbestimmung in Betrieben 
und Unternehmen überhaupt nicht geben 
kann? Ohne die esauch ein bedingungslo- 
ses Grundeinkommen nicht geben könnte? 

Zum Zusammenhangvon Bildungund 
bedingungslosem Grundeinkommen führt 
Lessenich aus, dass „der Zugangzu |...) Po- 
sitionen gesellschaftlich nützlicher, aner- 
kannter und gesicherter Lebensführung 
allein über ein (wachsendes) Maß an ins- 
titutionell garantiertem und zertifiziertem 
Bildungserfolg möglich sein wird“ (ebd.: 
14). Diese Feststellungüberrascht insofern, 
als bereits das bedingungslose Grund- 
einkommen als Garant zumindest einer 
gesicherten Lebensführung vorgestellt 
wurde. Sollte gesellschaftliche Anerken- 
nung dann doch maßgeblich von anderen 
Faktoren abhängen? Lessenich meint, seine 
Aussage über die hohe Bedeutung der Bil- 
dungfür anerkannte Lebensführung gelte 
gleichermaßen innerhalb wie außerhalb 
des Erwerbssystems. Ist das so? Erleben 
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heute ein arbeitsloser Akademiker und 
ein bestallter Professor das gleiche Maß 
an Anerkennung aufgrund ihrer Bildung? 

Auf das bedingungslose Grundein- 
kommen als eine positive und auch für 
Arbeitsmarktchancen förderliche Voraus- 
setzung dafür, Zeit für Bildung und Qua- 
lifizierung zu gewinnen, gehen ebenfalls 
Vanderborght und Van Parijs ein (2005: 
83). Auch in dieser Hinsicht sind Auszei- 
ten von Erwerbsarbeit nicht nur sinnvoll, 
sondern geradezu unverzichtbar; ebenso 
mit Blick auf Familien- und Sorgearbeit 
und nicht weniger auf physische und psy- 
chische Regeneration. Es bleibt aber auch 
hier die Frage, wer über die Verteilung der 
gesellschaftlich notwendigen Arbeit und 
den Zugang zur Erwerbsarbeit entschei- 
det. Qualifizierung in Eigenregie bedeu- 
tet noch lange keine Arbeitsplatzgarantie. 
Deshalb versuchen auch die am Lebenslauf 
orientierten Vorschläge für eine Arbeits- 
versicherung (zum Beispiel von Schmid 
2018) solche Auszeiten in Strategien ein- 
zubinden, die zumindest in die Richtung 
eines Rechts auf Arbeit gehen. 

Ich bin bislang den im Gutachten von 
Stephan Lessenich zum bedingungslosen 
Grundeinkommen angesprochenen Ge- 
sichtspunkten Muße, Autonomie, Parti- 
zipation und Bildung nachgegangen und 
dabei immer wieder aufeine Art Blackbox 
gestoßen. In ihr steckte die Erwerbsarbeit. 
Ihre Bedeutunglagzwar aufder Hand, vor 
allem als Quelle für die Finanzierung des 
bedingungslosen Grundeinkommens. 
Und irgendwie sollte, neben dem bedin- 
gungslosen Grundeinkommen, auch die 
Erwerbsarbeit verteilt werden. Wie dies zu 
bewerkstelligen sei, blieb ungesagt. Noch 
schwerer wiegt allerdings, dass die Erwerbs- 
arbeitzwar als Finanzierungsquelle gleich- 
sam im Hintergrund immer mitgedacht 
war, als gesellschaftlich zu leistende Arbeit 
und somit eigenständige Vermittlerin 
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matisiert wurde. Gleiches gilt im Übrigen 
auch für die Auseinandersetzung mit dem 
bedingungslosen Grundeinkommen bei 
Vanderborght und Van Parijs. Ändert sich 
dies durch die Art und Weise, in der das 
Gutachten das Thema Arbeit direkt adres- 
siert? Und welche Rolle kommt der Arbeit 
überhaupt bei der Argumentation für ein 
bedingungsloses Grundeinkommen zu? 


4d. Arbeit 

Der Aspekt Arbeit kommt bei den Be- 
fürwortern und Befürworterinnen des 
bedingungslosen Grundeinkommens 
zunächst negativ in Betracht: als Befrei- 
ung vom Zwang zur Erwerbsarbeit. Es ist 
dabei zugleich als Antwort auf die Krise 
der Lohnarbeitsgesellschaft gedacht, auf 
die entwürdigenden Folgen verfestigter 
Arbeitslosigkeit, den Zwang zur Offenle- 
gung der finanziellen Verhältnisse bei der 
Bedürftigkeitsprüfung, die Androhung 
von Sanktionen, um die Annahme von 
Erwerbsarbeit um jeden Preis durchzu- 
setzen; aber auch als Antwort auf unzu- 
mutbare Arbeitsbedingungen in der Er- 
werbsarbeit, im Niedriglohnsektor zum 
Beispiel, in befristeten Arbeitsstellen, die 
keine Zukunftsplanung erlauben, in Jobs 
ohne oder mit nur minimaler Sozialver- 
sicherung, ohne Mitbestimmungsrechte 
und Aufstiegsperspektive. Hier liegen 
die stärksten Argumente für das bedin- 
gungslose Grundeinkommen: ein Recht 
auf Lebensunterhalt zu haben, ohne sich 
entwürdigenden Zumutungen unterwer- 
fen zu müssen. Auch ein Recht auf Arbeit 
darf dahinter nicht zurückfallen. 

Arbeit kommt, sobald der Zwang zur 
Erwerbsarbeit beseitigt wäre, bei denje- 
nigen, dies sich für ein bedingungsloses 
Grundeinkommen einsetzen, aber auch 
positiv in den Blick: als Freiheit zur Arbeit. 
Erik Olin Wright feiert das bedingungslose 
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Grundeinkommen geradezu als einen 
Springquell, gewissermaßen eine Open 
Source von gesellschaftlich relevanten 
Tätigkeiten aller Art und dies selbstorga- 
nisiert in den verschiedensten Formen von 
Selbstständigkeit und Kooperation. Zudem 
ermöglichten die neuen Technologien 
Produktivität auch im kleinbetrieblichen 
Maßstab. Die Menschen wollen tätig sein 
und arbeiten, aber nicht unter fremdbe- 
stimmten Zwängen, und dazu gibt ihnen 
das bedingungslose Grundeinkommen die 
materielle Möglichkeit. Gerade darin zeige 
sich seine subversive, den Kapitalismus un- 
terhöhlende Kraft. 

Ich bestreite keineswegs die Bereitschaft 
und den Wunsch der Menschen, tätig sein 
zu wollen, für sich selbst und für andere. 
Vielleicht wollen aber nicht alle Menschen 
gemeinsame Tätigkeit selbst organisieren, 
vielleicht reicht ihnen das bedingungs- 
lose Grundeinkommen auch nicht als 
Kapitalstock für eine Genossenschaft aus; 
vielleicht wollen sie an der gesellschaftlich 
notwendigen Erwerbsarbeit partizipieren, 
von der auch dann noch das bedingungs- 
lose Grundeinkommen in erheblichem 
Maße abhängen würde? 

Auch in dieser Hinsicht sehen manche 
im bedingungslosen Grundeinkommen 
eine Art strategischen Hebel, um auf die 
Quantität und Qualität der verfügbaren 
Lohnarbeit selbst einzuwirken. Würden 
nicht private und öffentliche „Arbeitgeber“ 
gezwungen sein, attraktive Arbeitsplätze 
anzubieten, wenn die Menschen gar nicht 
mehr erwerbstätig sein müssten, um ihren 
Lebensunterhalt zu sichern? 

Magsein, magaber auch nicht sein. Wir 
erleben gegenwärtig in Deutschland, wie 
die Erwerbstätigenquote in den letzten 
Jahren stetig gestiegen ist und auch die 
Erwerbseinkommen zugelegt haben. Der 
Niedriglohnsektor ist damit aber nicht 
verschwunden, prekäre Arbeitsverhältnisse 
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sind es ebenfalls nicht. Und in diesem 
Zusammenhang erscheint auch wieder 
ein Blick auf die Befürworter eines bedin- 
gungslosen Grundeinkommens auf Unter- 
nehmensseite notwendig. Der Verdacht, 
dass sie sich steuerfinanziert von denen 
loskaufen möchten, die in ihren Augen 
auch langfristig als die Überflüssigen am 
Arbeitsmarkt gelten, gerade in Zeiten der 
Digitalisierung, ist alles andere als von der 
Hand zu weisen. Damit kehrte aber die Ge- 
fahr der Spaltung zwischen denjenigen, die 
als Erwerbstätige für das bedingungslose 
Grundeinkommen in erster Linie auf- 
kommen müssten, und denjenigen, die 
von ihm in erster Linie abhängen, also die 
alte und politisch so gefährliche Spaltung 
zwischen Zahlern und Empfängern von 
Sozialleistungen, auf erweiterter Stufen- 
leiter wieder. Ein bedingungsloses Grund- 
einkommen, das mehr als nur ein knappes 
Existenzminimum gewährleisten würde 
undnichterneut miteinem ausgrenzenden 
Stigma belegt wäre, ließe sich unter diesen 
Bedingungen kaum durchsetzen. 

Damit bin ich erneut bei der entschei- 
denden Frage angelangt: Warum soll ge- 
rade der Arbeit eine so wichtige Bedeutung 
als Dimension gesellschaftlicher Teilhabe 
zukommen? Und heute dazu noch in der 
Form der Erwerbsarbeit, von der wir doch 
alle wissen, dass sie auch mit Fremdbestim- 
mungen, Zwängen, Stress und Ausbeutung 
verbunden ist, vor denen allenfalls Funk- 
tionsträger und Funktionsträgerinnen 
in privilegierten Positionen mehr oder 
weniger geschützt sind? Wer auf solche 
Fremdbestimmungen und Zwänge hin- 
weist, hat darin doch Recht. Auch in den 
Erfahrungen von Arbeitslosen mit ihrer 
Arbeitslosigkeit spiegelt sich die Zwiespäl- 
tigkeit wider. Neben dem Leiden unter der 
Arbeitslosigkeit und der Hoffnung, mög- 
lichst bald wieder Erwerbsarbeit zu finden, 
kommt immer wieder auch das Leiden 
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unter den Arbeitsverhältnissen, in denen 
sie zuvor beschäftigt waren, zur Sprache. 

Die Antwort, warum der Erwerbsarbeit 
dennoch eine entscheidende Bedeutungfür 
gesellschaftliche Teilhabe zukommt, ist, 
so meine ich, bereits in der zentralen Vor- 
aussetzung, unter der das bedingungslose 
Grundeinkommen diskutiert wird, 
enthalten: Es muss aus den Erträgen der 
Erwerbsarbeit finanziert werden. Solange 
kapitalistische Ökonomie vorherrscht, 
wird ein erheblicher Teil gesellschaftlich 
notwendiger Arbeit in der Form der Er- 
werbsarbeit erbracht. Ihre Bedeutung für 
die Allgemeinheit wird gerade in der Form 
des Entgelts ausgedrückt. Sie dokumen- 
tiert, dass die erbrachte Arbeitsleistung in 
die Arbeitsleistung der Gesellschaft insge- 
samt eingegangen ist und ‚gesellschaftlich et- 
was gilt. Sie weist damit über die unentgelt- 
lich erbrachte und allein im privaten Kreis 
anerkannte Tätigkeit hinaus. 

Marie Jahoda, die Pionierin der Ar- 
beitslosenforschung, hat es einmal so auf 
den Punkt gebracht: Die Erwerbsarbeit 
„erweitert die Bandbreite der sozialen 
Beziehungen über die oft stark emotional 
besetzten Beziehungen zur Familie und zur 
unmittelbaren Nachbarschaft hinaus; mit- 
tels Arbeitsteilung demonstriert sie, dass 
die Ziele und Leistungen eines Kollektivs 
diejenigen des Individuums transzen- 
dieren“. Gerade die durch Erwerbsarbeit 
ermöglichte Distanz zur persönlichen 
Bindung, die Anonymität, in der die ei- 
gene Arbeitsleistung in die aller anderen 
eingeht, eröffnet somit einen Zugang zur 
Teilhabe an der Allgemeinheit, verleiht, 
wie Jahoda weiter ausführt, „einen sozialen 
Status“ und „klärt die persönliche Identi- 


tät“ (Jahoda 1983: 136).* 


4 Darüber hinaus zum „kulturellen Rang 
lebendiger Arbeit“ in einer historischen 
Perspektive Negt 2001: 287-306. 
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Damit verbunden ist aber ein weiterer, 
entscheidender Punkt, den Jahoda hier 
nicht anspricht. Teil der Allgemeinheit zu 
sein, indem man in die sozialen Abhän- 
gigkeitsverhältnisse der Erwerbsarbeit 
eingebunden ist, eröffnet zugleich die 
Möglichkeit, sich nicht nur individuell, 
sondern eben als Teil dieser Allgemein- 
heit mit anderen zur Wehr zu setzen, die 
gesellschaftlichen Abhängigkeitsverhält- 
nisse selbst auf’s Korn zu nehmen und zu 
ändern. Diesen Punkt hatte ich bereits 
als eine entscheidende Differenz zur 
Forderung nach einem bedingungslosen 
Grundeinkommen hervorgehoben: Letz- 
tere blendet die Kehrseite der Abhängig- 
keitsverhältnisse in der Erwerbsarbeit aus, 
die gesellschaftliche Gegenmacht, die aus 
ihr - und nur aus ihr - erwachsen kann. 
Nur sie kann dafür sorgen, dass prekäre 
Beschäftigungsverhältnisse überwunden 
und Marktabhängigkeitund Kapitalmacht 
zurückgedrängt werden. 

Würde nun aber die Forderung nach 
einem Recht auf Arbeit nicht auch bedeu- 
ten, eine Pflicht zur Arbeit zugestehen zu 
müssen? Wären wir damit nicht wieder bei 
den unsäglichen Sanktionsandrohungen 
der Hartz-Gesetzgebung gelandet? Hier 
gilt es, zuallererst daran zu erinnern, dass 
der Verpflichtung zur Arbeitssuche und 
Arbeitsaufnahme heute gerade kein Recht 
auf Arbeit gegenübersteht und entspricht. 
Die Verpflichtung ist einseitiger Art, 
die Konstruktion der Wiedereingliede- 
rungsvereinbarung mehr Vertragsfiktion 
als Vertrag auf der Grundlage realer Ge- 
genseitigkeit. Ein Recht auf Arbeit würde 
somit die Verhältnisse auf einen Schlag 
umkehren, den Arbeitssuchenden und 
die Arbeitssuchende von vornherein und 
buchstäblich ins Recht setzen. 

Damit würde aber auch die Pflicht 
zur Gegenleistung eine wesentlich andere 


Bedeutung erlangen. Der Sozialphilosoph 
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Andre Gorz hat dies in seinem 1989 er- 
schienen Buch Kritik der ökonomischen 
Vernunft folgendermaßen dargelegt: „Der 
wesentliche Aspekt der Verpflichtung, als 
Gegenleistung für ein garantiertes volles 
Einkommen eine bestimmte Stundenzahl 
im Leben zu arbeiten, liegt darin, dass erst 
diese Verpflichtung das entsprechende 
Recht wahrhaft garantieren kann: In- 
dem sie die Individuen dazu verpflichtet, 
durch ihre Arbeit das ihnen garantierte 
Einkommen zu erarbeiten, verpflichtet 
die Gesellschaft sich selbst, ihnen die Mög- 
lichkeit zur Arbeit zu geben und erkennt 
ihnen das Recht zu, Arbeit zu verlangen. 
Die Verpflichtung, die sie ihnen auferlegt, 
begründet das Recht, das sie ihr gegenüber 
haben: das Recht darauf, Vollbürger mit 
allen Rechten zu sein, ‘gemeine’ Individuen 
wie alle anderen, die ihren (immer leichter 
werdenden) Anteil an der notwendigen 
Arbeitslast übernehmen und dadurch für 
den Rest ihrer Zeit frei dafür sind, als v»- 
verwechselbare Personen ihre vielfältigen 
Fähigkeiten zu entfalten, wenn sie dies 
wünschen“ (Gorz 1989: 301; Herv. i.O.). 
Überzeugender kann die Verbindung 
eines Rechts auf Arbeit und einer Pflicht 
zur Gegenleistung als Voraussetzung für 
die Anerkennung als Vollbürger, somit 
für Teilhabe an und in der Allgemein- 
heit, kaum begründet werden. Und zu- 
gleich unterstreicht der Text den Aspekt 
der auszuweitenden, freien Zeit, in der 
die Individuen als „unverwechselbare 
Personen“ ihre „vielfältigen Fähigkeiten 
entfalten“ können, „wenn sie dies wün- 
schen“. Beides, eine neue Verteilung der 
gesellschaftlich notwendigen Arbeit und 
die fortschreitende Verkürzung der für sie 
aufzuwendenden Zeit, istin der Forderung 
nach einem Recht auf Arbeit inbegriffen. 


Martin Kronauer 


5. Bedenkenswerte Schritte in 
Richtung aufein Recht auf Arbeit 


Wie ließe sich aber die Forderung nach 
einem Recht auf Arbeit bereits heute in 
Ansätzen konkretisieren (Lessenich stellt 
die gleiche Frage mit Bezug auf das bedin- 
gungslose Grundeinkommen)? Darauf 
kann nur eine breite gesellschaftliche De- 
batte antworten, die erst geführt werden 
müsste. Erwähnen will ich jedoch zwei 
Vorschläge, die Anthony Atkinson zur 
Diskussion gestellt hat. Atkinson war einer 
der herausragenden europäischen Forscher 
zur sozialen Ungleichheit und Sozialpoli- 
tik. Und er ist einer der Wenigen, die sich 
in jüngster Zeit über die Konkretisierung 
eines Rechts auf Arbeit Gedanken mach- 
ten. Sein 2015 in englischer und 2016 in 
deutscher Sprache veröffentlichtes Buch 
Ungleichheit. Was wir dagegen tun können 
stellt gewissermaßen sein Vermächtnis dar. 

Die beiden Vorschläge sind die „Be- 
schäftigungsgarantie“ und das „Partizipa- 
tionseinkommen“. An ihnen will ich zeigen, 
dass es nicht des Umwegs über ein bedin- 
gungsloses Grundeinkommen bedarf, um 
individuelle Handlungsspielräume auch 
innerhalb des Bereichs der gesellschaftlich 
notwendigen Arbeit zu erweitern. Ein 
Recht auf Arbeit kann dies sehr viel direkter 
und konsequenter gewährleisten. 

Zur Beschäftigungsgarantie schreibt At- 
kinson: „Der Staat sollte sich ein explizites 
Ziel zur Verhinderung und Verminderung 
von Erwerbslosigkeit setzen und seinen po- 
litischen Willen unter Beweis stellen, indem 
er den Menschen, die Arbeit suchen, einen 
garantierten öffentlichen Arbeitsplatz zu 
einem Mindestlohn anbietet“ (Atkinson 
2016: 183). Er führt weiter aus, dass die Be- 
werbungen um einen solchen öffentlichen 
Arbeitsplatz freiwilligsein und Kombinatio- 
nen (bis zu einer bestimmten Stundenzahl) 
mit Teilzeitarbeit in anderen Arbeitsstellen 


Bedingungsloses Grundeinkommen oder Recht auf Arbeit? 


möglich sein sollten. Dass damit auch eine 
Alternativezum Lohndumpingund der Pre- 
karität von Arbeitsverhältnissen im privaten 
Sektor geschaffen wird, ist gerade intendiert. 
Die Befürworterinnen und Befürworter ei- 
nes bedingungslosen Grundeinkommens 
wollen dies auf indirektem Weg erreichen, 
über ein Recht auf Nicht-Arbeit, Atkinsons 
Vorschlag geht den direkten Weg über ein 
Recht auf Arbeit. 

Die Beschäftigungsgarantie in dieser 
Form klingt noch schr nach zweitem Ar- 
beitsmarkt. Sie ließe sich aber auch über 
den ersten Arbeitsmarkt und mit den dort 
zu zahlenden Löhnen oberhalb des Min- 
destlohns verwirklichen, über eine Aus- 
weitung der öffentlichen Beschäftigung 
zur Gewährleistungvon sozialen Dienstleis- 
tungen, Gütern und Infrastruktur, die allen 
zugänglich sein müssen. Es wäre ein erster, 
dringend notwendiger politischer Schritt, 
eine längst fällige Kurskorrektur, um der 
zunehmenden gesellschaftlichen Ungleich- 
heit in den Arbeitsverhältnissen und in der 
Verfügungüber unverzichtbare gesellschaft- 
liche Güter entgegenzuwirken. Die fatalen 
Folgen des den öffentlichen Händen aufer- 
legten Spardiktats (beigleichzeitighorrend 
wachsendem privaten Reichtum) und der 
Welle von Privatisierungen öffentlicher 
Infrastruktur liegen auf der Hand. 

Auch das Partizipationseinkommen ist 
bei Atkinson nicht als Alternative, sondern 
als Ergänzung zu anderen Sozialleistungen 
konzipiert. Die Berechtigung wäre hier 
gebunden an einen sozialen Beitrag, der in 
den unterschiedlichsten Formen erbracht 
werden kann, dabei das „ganze Spektrum 
von beruflichen und sozialen Tätigkeiten 
einschlösse“ (Atkinson 2016: 282). Für 
Erik Olin Wright sollte das bedingungs- 
lose Grundeinkommen selbstbestimmtes 
Arbeiten mit sozialem Inhalt ermöglichen. 
Atkinsons Partizipationseinkommen geht 
weiter und fordert solches Engagement 
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geradezu heraus, indem es die Vergabe des 
Einkommens an die Bedingung eines so- 
zialen Beitrags im breitesten Verständnis 


knüpft. 


6. Zum Schluss 


Um auf die Ausgangsfrage zurückzukom- 
men: Wofür lohnt es, zu kämpfen? Zu 
kämpfen wäre in beiden Fällen notwendig, 
denn weder ein bedingungsloses Grund- 
einkommen, das diesen Namen verdient, 
noch ein Recht auf Arbeit, das diesen Na- 
men verdient, würden geschenkt werden. 
Die Verfechterinnen und Verfechter eines 
bedingungslosen Grundeinkommens haben 
gute Argumente aufihrer Seite, die auch bei 
der Ausgestaltung eines Rechts auf Arbeit 
zur Geltung gebracht werden müssten. In 
der Grundsatzfrage der gesellschaftlichen 
Teilhabe jedoch überzeugt mich die Forde- 
rung nach einem bedingungslosen Grund- 
einkommen nicht. Stattdessen halte ich 
es für geboten, angesichts der Krise der 
Lohnarbeitsgesellschaft wieder und auf 
neue Weise die Forderungnach einem Recht 
auf Arbeit zu vertreten, die allzu lange Zeit 
verdrängt worden war (nicht zuletzt durch 
die Forderung nach einem bedingungslosen 
Grundeinkommen unter Umgehung der 
Lohnarbeitsfrage). Ein Recht auf Arbeit 
kann die vom bedingungslosen Grundein- 
kommen erwarteten Erweiterungen indi- 
vidueller Handlungsspielräume durchaus 
und noch konsequenter realisieren. Um- 
gekehrt blendet aber die Forderung nach 
einem bedingungslosen Grundeinkommen 
die zentrale Frage nach der Verteilung der 
gesellschaftlich notwendigen Arbeit aus. 
Damit drückt sie sich aber auch um die für 
gesellschaftliche Teilhabe und politische 
Handlungsfähigkeit wesentliche Frage 
nach der Gewährleistung der Teilhabe an 
Erwerbsarbeit. Gerade die steht im Zent- 
rum der Forderung nach einem Recht auf 
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Arbeit. Deshalb bleibe ich dabei: Weniger 
arbeiten und besser, Arbeit für alle! 
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Nikolai Huke 


Neoliberale Alternativlosigkeit, progressiver Liberalismus und 
der Aufstieg des autoritären Populismus 


Warum die Ohnmacht antikapitalistischer Politik ein Grund zur 
Sorge ist, nicht aber das Gendersternchen 


„Die alte Welt liegt im Sterben, die neue 
ist noch nicht geboren“, heißt es in einem 
Artikel von Slavoj Zizek, der die (Fehl-) 
Übersetzung eines Zitats von Antonio 
Gramsci! anführt, es „ist die Zeit der 
Monster“ (Zizek 2010). Gesellschaftli- 
che Krisen enthalten - so lässt sich im 
Anschluss an Gramsci (und Zizek) her- 
vorheben - nicht nur die Möglichkeit 
einer veränderten Welt, sondern sie sind 
auch der Moment vehementer Abwehr- 
kämpfe der alten Ordnung. Autoritärer 
Populismus, der derzeit weltweit auf dem 
Vormarsch scheint, kann als entsprechen- 
des Krisensymptom interpretiert werden. 
Pippa Norris und Ronald Inglehart (2019) 
gehen in ihrem jüngst erschienenen Buch 
Cultural Backlash davon aus, dass er eine 
Reaktion konservativer gesellschaftlicher 
Milieus auf gesellschaftliche Transforma- 
tionsprozesse und den Bedeutungsgewinn 
progressiv-liberaler Wertvorstellungen 
darstellt. Nancy Fraser (2017a) sieht den 
autoritären Populismus als Zeichen einer 
kollabierenden neoliberalen Hegemonie. 
Er sei jedoch nicht nur eine Revolte gegen 
Austerität, Neoliberalismus und Establish- 


1 Im Original istvon morbiden bzw. krankhaf- 
ten Symptomen statt von Monstern die Rede 
(fenomeni morbosi) (Heft 3, $34) (Gramsci 
1977: 311). 


ment, die in den vergangenen 30 Jahren zu 
einer Verschlechterung der Lebensbedin- 
gungen geführt hätten, sondern auch gegen 
Feminismus, Antirassismus, Multikultu- 
ralismus und die Rechte von LGBTQ?, 
daderen Hauptströmungen ein implizites 
Bündnis mit dem Neoliberalismus einge- 
gangenen seien. 

In kritischer Würdigung beider An- 
sätze möchte ich im Folgenden eine Lesart 
des Aufstiegs des autoritären Populismus 
entwickeln, die die Rolle progressiver sozia- 
ler Kämpfe hervorhebt. Wie Fraser sche ich 
in autoritärem Populismus eine Reaktion 
auf Feminismus, Antirassismus, Multikul- 
turalismus und die Rechte von LGBTQ. 
Anders als sie sche ich allerdings nicht die 
neoliberale Vereinnahmung, sondern die 
Erfolge der Bewegungen und - mit Norris 
und Inglehart - den daran anschließenden 
Wertewandel in der Gesellschaft, als Aus- 
löser des Aufstiegs des autoritären Populis- 
mus. Autoritärer Populismus lässt sich als 
konservative Gegenreaktion auf veränderte 
gesellschaftliche Kräfteverhältnisse - und 
deren mediale und politische Repräsenta- 
tion interpretieren. Soziale Verwerfungen 
infolge des neoliberalen Kapitalismus - so 
versuche ich zu zeigen - tragen hingegen 


2 Abkürzungfür Lesbian, Gay, Bisexual, Trans- 
gender and Queer 
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eher indirekt über ihre subjektive Verarbei- 
tung und indem sie konservativ-autoritäre 
Einstellungen freisetzen zum Aufstieg des 
autoritären Populismus bei. 


Am Kapitalismus geschei- 
tert. Linke Sozialpolitik im 
Neoliberalismus 


Die Geschichte linker Sozialpolitik ist seit 
der Krise des Fordismus - und mit ihm der 
keynesianischen Wirtschaftspolitik - eine 
Geschichte des Scheiterns.’ Der Aufstieg 
des Neoliberalismus infolge der Krise des 
Fordismus in den 1970er Jahren verschob 
die Kräfteverhältnisse zwischen Kapital 
und Arbeit zugunsten des Kapitals. Als 
Antwort auf die - unter anderem durch 
starke Gewerkschaften mit ausgelöste 
Profitkrise - gewannen Strategien der 
Internationalisierung, aber auch der 
Fragmentierung und Spaltung der Arbei- 
terklasse an Bedeutung. Die fordistischen 
MassenarbeiterInnen verloren ihre vorhe- 
rige gesellschaftliche Machtposition, die es 
erfolgreich ermöglicht hatte, sozialpoliti- 
sche Erfolge zu erzielen (Huke 2017: 179). 
Die Handlungsfähigkeit von Beschäftigten 
und Gewerkschaften wurden systematisch 
eingeschränkt, oft mit brutalen Methoden 
(z.B. Streik der Minenarbeiter in Groß- 
britannien 1984). Gewerkschaften zogen 
sich in der Folge teilweise auf erodierende 
institutionelle Machtressourcen zurück 
und beschränkten sich darauf, Kernbeleg- 
schaften zu vertreten. Sozialdemokratische 
Parteien waren gegenüber den veränderten 
Funktionsprinzipien des Kapitalismus, vor 
allem der strukturellen Macht des mobilen 


3 An dieser Stelle habe ich - um den langfris- 
tigen Trend klarer sichtbar zu machen - be- 
wusst verkürzt, die Geschichte ist auch eine 
von kleinen großen Erfolgen, Widerständen 
und Kämpfen (Bailey u.a. 2017). 


Nikolai Huke 


Kapitals, kaum noch in der Lage, eine pro- 
gressive Sozialpolitik zu verfolgen. Sie kapi- 
tulierten gezwungenermaßen - besonders 
spektakulär lässt sich dies am Beispiel der 
Mitterand-Regierungin Frankreich in den 
1980er Jahren und von SYRIZA in Grie- 
chenland nachvollziehen - vor der Domi- 
nanz neoliberaler Politik (Schneider 2017). 
Der Alltag in der Arbeitswelt entwickelte 
sich für viele zu einer mit permanenter Un- 
sicherheit verbundenen Bewährungsprobe, 
wasin Deutschland durch den neoliberalen 
Umbau der Arbeits- und Sozialverwaltun- 
gen mit der Agenda 2010 systematisch ver- 
stärkt wurde (Sauer u.a. 2018). 

Nicht nur sozialdemokratische Par- 
teien, sondern auch antikapitalistischer 
Aktivismus scheinen seither durch eine 
gewisse (sozialpolitische) Ratlosigkeit 
geprägt zu sein. Es fehlt an praktischen 
Erfahrungen und konkreten Strategien, 
um trotz der disziplinierenden Mechanis- 
men eines globalisierten kapitalistischen 
Weltmarkts progressiv zu regieren oder 
rebellische Städte zu verwalten. Auch in 
nachbarschaftlichen und gewerkschaft- 
lichen Kämpfen bleiben größere Erfolge 
meist aus. Links zu sein erweist sich nur 
selten als hilfreich, um die eigenen Le- 
bensumstände materiell zu verbessern.* 
Linke Politik ist daher in erste Linie für 
diejenigen interessant, die etwa aus mili- 
euspezifischen, familiären oder sonstigen 
sozialisationsbedingten idealistischen 
Gründen - und weniger aus Not oder 
Existenzängsten heraus - an einer lang- 
fristigen Transformation der Gesellschaft 
interessiert sind. Dort, wo sie vor allem aus 
materiellen Gründen präferiert wurde, sei 
esin chemaligen Industriequartieren oder 


4 Ausnahmen sind neben Gewerkschaften 
auch einige Formen der alltäglichen Selbst- 


organisation (z.B. die Plattform der Hypo- 
thekenbetroffenen in Spanien) (Huke 2016). 


Neoliberale Alternativlosigkeit und der Aufstieg des autoritären Populismus 


sozioökonomisch deprivierten Stadtvier- 
teln, verliert linke Politik rapide an Be- 
deutung. Verantwortung für sich selbst zu 
übernehmen wird zum wichtigsten gesell- 
schaftlichen Orientierungspunkt, während 
solidarische Orientierungen zurückgehen 
(Billmann/Held 2013; Hilmer u.a. 2017). 

Liberale progressive Politik (z.B. ent- 
sprechende feministische Strömungen) 
oder (vermeintliche) „Identitätspolitik“ 
für die Krise einer klassenbasierten und 
egalitären Linken verantwortlich zu ma- 
chen, wie Fraser (2017) und andere es tun 
(kritisch Dowling u.a. 2017: 416)°, scheint 
mir sowohl sehr weit hergeholt als auch 
strategisch fahrlässig. Ursache der Krise 
ist ein Scheitern der klassenbasierten und 
egalitären Linken selbst, das man zumindest 
zur Kenntnis nehmen sollte, wenn man über 
mögliche progressive politische Strategien 
nachdenken möchte. Die selektive Inkor- 
poration einiger liberaler feministischer, 
antirassistischer oder multikulturalistischer 
Strömungen in den neoliberalen Macht- 
block erschwert es der Linken nicht, eine ei- 
genständige egalitäre und klassenorientierte 
Politik zu verfolgen (vgl. Fraser 2017). Die 
Strategie eines „realistischen Antikapitalis- 
mus“ wird nicht durch „Gendersternchen“ 
verunmöglicht, wie es Wolfgang Streeck 


5 Ein Beispiel hierfür ist auch Wolfgang 
Streeck, der für die Krise der Sozialdemokra- 
tie nicht etwa Hartz IV oder die disziplinari- 
schen Zumutungen des Jobcenter-Regimes 
infolge der Agenda 2010 verantwortlich 
macht, sondern - in deutlicher Affirma- 
tion der autoritär-populistischen Doktrin 
einer vermeintlich hegemonialen political 
correctness - in erster Linie eine „Umer- 
ziehungsrhetorik“ für ursächlich erklärt, 
die traditionellen Linkswählern „positive 
Bekenntnisse zu Lebensweisen abverlangte, 
die ihnen unverständlich, unheimlich oder 
gar unmoralisch erscheinen. Viele von ihnen 
wollten deshalb mit Politik nichts mehr zu 
tun haben“ (Streeck 2019). 
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(2019) nahezulegen scheint. Es mangelt 
vielmehr an Erfolgskonzepten, wie eine sol- 
che Strategie praktisch möglich sein könnte, 
die vor dem Hintergrund der bestehenden 
kapitalistischen Macht- und Herrschafts- 
verhältnisse auch Menschen jenseits der 
(radikalen) Linken plausibel erscheinen. 
Das liegt auch an einer internalisierten 
Rhetorik der Alternativlosigkeit von Aus- 
teritäts- und Sozialkürzungsprogrammen 
sowie von neoliberalen Restrukturierungen 
in der Arbeitswelt. Als handlungsfähig be- 
greifen sich viele Beschäftigte nur noch im 
sozialen Nahbereich (Billmann/Held 2013; 
Menz/Nies 2019). 

Konservative und autoritäre Einstel- 
lungsmuster, waren - wie etwa Didier Eri- 
bon (2016) sehr eindrücklich beschreibt 
- innerhalb der Arbeiterklasse auch wäh- 
rend des Fordismus bereits ausgeprägt 
vorhanden. Sie waren jedoch über eine auf 
den materiellen Effekten sozialpolitischer 
Erfolge auf staatlicher und betrieblicher 
Ebene basierenden linken Hegemonie in 
einem progressiven gesellschaftlichen Pro- 
jekt gebunden. Infolge des Scheiterns linker 
Sozialpolitik werden sie freigesetzt. Da so- 
zialpolitische Erfolge ohnehin unrealistisch 
erscheinen, verlieren sie für die Wahlent- 
scheidung an Bedeutung. Es lässt sich ein 
Trend in Richtung „Offenheit, Kurzfristig- 
keit und Volatilität im Wahlverhalten oder 
in den Zustimmungswerten für das politi- 
sche Führungspersonal* (Demirovid 2018: 
28) beobachten, den autoritär-populistische 
Parteien für sich nutzen können. Die Bin- 
dung an sozialdemokratische Parteien wie 
die SPD oder DIE LINKE erodiert, auto- 
ritär und nationalistisch eingestellte Teile 
der Arbeiterklasse wenden sich autoritär- 
populistischen Parteien zu - auch wenn 
sie mit diesen in ihren sozialpolitischen 
Zielsetzungen nicht notwendig überein- 
stimmen (Jylhä u.a. 2019). Ansatzweise 
lässt sich diese Bewegung für Deutschland 
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in den Mitte-Studien nachvollziehen, die 
im Zeitverlauf zeigen, dass WählerInnen 
mit ausgeprägten Einstellungsmustern 
gruppenbezogener Menschenfeindlich- 
keit vor dem Aufstieg der AfD nicht sel- 
ten CDU/CSU, SPD oder DIE LINKE 
wählten, entsprechende WählerInnen je- 
doch seither die AfD präferieren (Decker 
u.a. 2018: 94). Während gruppenbezogene 
Menschenfeindlichkeit in der Folge die ge- 
teilte Schnittmenge zwischen der AfD und 
ihrer Wählerschaft ausmacht, fallen „so- 
zial- und wirtschaftspolitische Positionen 
innerhalb wie zwischen der Wählerschaft 
und der Partei deutlich uneinheitlicher aus“ 
(Menz/Nies 2019: 211). Die von Sablowski 
und Thien (2018: 61£.) aufgeworfene Frage, 
warum zuvor bereits vorhandene Einstel- 
lungsmuster gruppenbezogener Menschen- 
feindlichkeit zunehmend als wahlentschei- 
dend aktiviert werden, lässt sich mit der 
Freisetzung von Einstellungsmustern im 
Zuge der Niederlagen linker Sozialpolitik 
und der damit einhergehenden Entkopp- 
lung von vorherigen sozialdemokratischen 
Referenzparteien meines Erachtens recht 
plausibel beantworten.‘ 

In Deutschland zeigen diejenigen, die 
mit der AfD sympathisieren, gleichzeitig 
charakteristische Einstellungsmuster, in 
denen eine spezifische Verarbeitung der 
permanenten Bewährungsproben und Un- 
sicherheiten im Neoliberalismus deutlich 
wird: Typisch sind ein durch Angst und 
Misstrauen anderen Menschen gegenüber 
geprägter Weltbezug; narzisstische Selbst- 
überhöhung und ein frustrierter Einzel- 
kämpfermodus; das Gefühl trotz eigener 
Leistung ungerechtfertigt zu kurz zu kom- 
men und gegenüber anderen benachteiligt 


6 Diese Analyse reicht jedoch zur Erklärung 
nicht aus, notwendig ist es auch, diskursive 
Ereignisse und Konjunkturen des Rassismus 
einzubeziehen. 
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zu werden; ein Mangel an Empathiefähig- 
keit (z.B. gegenüber Geflüchteten) sowie 
eine internalisierte neoliberale Grammatik 
der Härte (z.B. Abwertung von Arbeitslo- 
sen) (Decker/Brähler 2018; Hilmer u.a. 
2017; Menz/Nies 2019, Yendellu.a. 2018). 
Folgen dieser Einstellungsmuster sind eine 
„adressatenlose Wut“ (Sauer u.a. 2018: 13f.) 
und eine „verbitterte Sprachlosigkeit“ (Bade 
2016: 44). Ein gewisser Zusammenhang 
zwischen sozioökonomischer Lage und 
Sympathien für autoritär-populistische Par- 
teien, wie ihn Thien und Sablowski (2018) 
herausarbeiten, ist vor diesem Hintergrund 
durchaus denkbar, da Krisenerfahrungen im 
Neoliberalismus, aber auch Ressourcen und 
individuelle Strategien, um diese zu verar- 
beiten, zentral auch mit der Klassenposition 
zusammenhängen. Daraus lässt sich aller- 
dings nicht automatisch schlussfolgern, dass 
es sich bei der Wahlentscheidungfür autori- 
tär-populistische Parteien um einen Protest 
ökonomisch Benachteiligter, „Abgehäng- 
ter“ und von sozialem Abstieg bedrohter 
Menschen gegen ihre soziale Benachteili- 
gung oder ihren Abstieg handelt. Wenig 
plausibel erscheint eine derartige Interpre- 
tation auch, weil autoritär-populistische 
Parteien eben jene Prozesse und klassenba- 
sierten Spaltungslinien diskursiv cher de- 
thematisieren - zugunsten etwa von Volks- 
gemeinschaft, Rassismus, Antifeminismus 
und Hass auf vermeintliche „linksgrüne 


7 Inder Bewegung, wie Fraser es tut, ein 
Aufbegehren gegen Austerität und Neo- 
liberalismus zu sehen, scheint vor diesem 
Hintergrund wenig plausibel. Es scheint sich 
eher um eine autoritär radikalisierte Version 
neoliberaler Einstellungsmuster zu handeln. 
Ob diese für einen progressiven linken Po- 
pulismus erreichbar sind, ist zumindest 
fragwürdig. Autoritärer Populismus sollte 
daher cher als „Fortsetzung der neoliberalen 
Praktiken bürgerlicher Herrschaft“ (Demi- 
rovic 2018: 30) begriffen werden. 
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Eliten“ (während konservative Eliten und 
Unternehmer in vielen Ländern tragende 
Akteure der autoritär-populistischen Mo- 
bilisierung sind). Eine - zudem empirisch 
nur begrenzt gültige - Korrelation zwischen 
Klassenzugehörigkeit und Wahlverhalten 
ist kein Beleg für eine Kausalbeziehung oder 
für eine sozioökonomische Motivation der 
Wahlentscheidung. Einstellungsmuster und 
Strategien „der Arbeiterklasse“ ergeben sich 
nicht (nur) funktional aus ihrer ökonomi- 
schen Position innerhalb des Kapitalismus. 

Ähnlich fragwürdig ist die bei Sab- 
loswki und Thien (2018: 65) angedeutete 
These, dass die Wahl der AfD primär 
ökonomisch-rational motiviert sei (und 
eben nicht durch autoritäre Einstel- 
lungsmuster und völkisch-rassistischen 
Irrationalismus vermittelt) und in erster 
Linie das Ziel habe, sich vor einer ver- 
schärften Konkurrenz um Arbeitsplätze 
und bezahlbaren Wohnraum zu schützen. 
Erstens scheint die Konkurrenz auf dem 
Arbeitsmarkt durch Flüchtlinge infolge des 
“Sommers der Migration’ in der Regel cher 
imaginiertalsreal vorhanden zu sein (Bor- 
mann/Huke 2019), zweitens wird die AfD 
nicht unbedingt dort in besonderem Maße 
gewählt, wo besonders viele Zugezogene 
wohnen und arbeiten; drittens ergeben 
sich Ideen wie „Die Ausländer nehmen 
unsdie Arbeitsplätze weg“ oder „Ausländer 
belasten den Sozialstaat“ nicht logisch aus 
Konkurrenzverhältnissen, sondern stellen 
bereits eine schr spezifische - nationalisti- 
sche und potenziell rassistisch grundierte® 


8 „Ausländer“ sind alltagssprachlich meist 
nicht Menschen ohne deutschen Pass, son- 
dern Menschen mit bestimmten kulturellen 
oder körperlichen Merkmalen. Dass diese als 
eine besonders gefährliche Gruppe auf dem 
Arbeitsmarkt gelten, ergibt sich nicht aus 
Konkurrenzverhältnissen, sondern nur ver- 
mittelt über interpretative Prozesse, in denen 
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- Interpretation dieser dar’; viertens dürf- 
ten - nimmt man beispielsweise die Politik 
der FPÖ in Österreich als Vergleichsfolie 
- die negativen Effekte der neoliberalen 
wirtschafts- und sozialpolitischen Strategie 
der AfD etwaige positive materielle Effekte 
eines Schutzes vor Konkurrenz mehr als 
überwiegen. Das sozialpolitische Scheitern 
der Linken am Kapitalismus und die mit 
dem Neoliberalismus verbundenen sozia- 
len Verwerfungen bieten somit zwar wich- 
tige Ausgangspunkte für den Aufstieg des 
autoritären Populismus, sozioökonomische 
Gründe (z.B. Arbeitslosigkeit, Armut, 
sonstige Verwerfungen des Neoliberalis- 
mus) können jedoch nur schr begrenzt als 
ursächlich für entsprechende politische 
Präferenzen angenommen werden (vgl. zur 
Kritik entsprechender Ansätze Dowling 
u.a. 2017). 


Divers ist das neue normal. Erfolge 
progressiver sozialer Bewegungen 


Während einerseits aus der im vorherigen 
Abschnitt beschriebenen Geschichte des 
Scheiterns linker Sozialpolitik ein Reser- 
voir politischer Verunsicherung und für 
Autoritarismus empfänglicher subjektiver 
Verarbeitungsformen resultiert, aus dem 
sich autoritärer Populismus speisen kann, 
sind es andererseits Erfolge progressiver 
sozialer Bewegungen, die autoritär-popu- 
listische Mobilisierungen auslösen. Femi- 
nistisches, migrantisches, ökologischesund 


z.B. Einstellungsmuster gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit wirksam werden. 

9 Wie wenig „ökonomisch-rational“ die Mo- 
bilisierungen gegen Geflüchtete in der Regel 
waren, kann man empirisch etwa bei Glorius 
u.a. (2018) nachlesen, die Bürgerversamm- 
lungen dokumentieren, in denen es um die 
Unterbringung von Geflüchteten in Sachsen 


ging. 
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schwul-lesbisches Engagement hat in den 
vergangenen Jahrzehnten in einem allmäh- 
lichen Prozess erfolgreich die Räume des 
gesellschaftlich Sag- und Lebbaren erwei- 
tert. Gleichberechtigung, Diversität und 
Antidiskriminierung entwickelten sich 
zu Normen mit einer breiten gesellschaft- 
lichen Zustimmung (z.B. die Akzeptanz 
der „Ehe für alle“) (Hilmer u.a. 2017). Für 
einige Frauen oder MigrantInnen ermög- 
lichten diese Entwicklungen soziale Auf- 
stiege, die „diejahrhundertealte Gewissheit 
heraus[forderten], dass sich die Dividende 
weißer Männlichkeit zuverlässig auszahlt“ 
(Dowling u.a. 2017: 414). Vor allem in 
akademisch geprägten urbanen Räumen 
entstanden Lebenswelten, die durch hyb- 
ride postmigrantische Kulturen und Of- 
fenheit gegenüber sexueller Vielfalt geprägt 
sind. Wertvorstellungen und Praktiken 
alternativer Milieus diffundierten in die 
Gesamtgesellschaft, während die Milieus 
selbst einen Prozess der Verbürgerlichung 
durchliefen. Im Zuge der Niederlagen 
linker Sozialpolitik seit der Krise des For- 
dismus setzten sich innerhalb der sozialen 
Bewegungen liberale Strömungen durch, 
die vor allem innerhalb der durch den 
neoliberalen Kapitalismus abgesteckten 
Rahmenbedingungen politische Verände- 
rungen zu erreichen versuchten. „Progres- 
siver Neoliberalismus“ (Fraser 2017) kann 
daher eher als Effekt denn als Ursache der 
gegenwärtigen Krise der Linken verstan- 
den werden (Brenner 2017). 

Nach und nach veränderten sich auch 
jenseits progressiver Subkulturen alltäg- 
liche Umgangsweisen, wobei die Trans- 
formationsprozesse widersprüchlich und 
unabgeschlossen blieben (Koppetsch/ 
Speck 2015). Homogene konservative 
Kultur- und Wertvorstellungen wurden 
durch die neue Sichtbarkeit unterschiedli- 
cher Lebensentwürfe fragwürdigund büß- 
ten ihre unhinterfragte gesellschaftliche 
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Orientierungsfunktion ein. Aus ihnen 
resultierende Formen von Gewalt, Un- 
gleichheit und Ausschluss wurden zum 
Gegenstand gesellschaftlicher Kritik. Ein 
Beispiel hierfür sind die #netoo-Bewegung 
oder mediale Deutungskämpfe darüber, 
wer in öffentlichen Aushandlungspro- 
zessen gehört und ernst genommen wird 
(z.B. die Debatte um „alte weiße Männer“). 
Einige konservative Milieus passten sich in 
der Folge der gesellschaftlichen Moderni- 
sierungan und vollzogen einen schrittwei- 
sen Prozess der Erneuerung, wie er in der 


CDU unter Angela Merkel sichtbar wurde. 


Verängstigte Konservative. 
Autoritärer Populismus als Versuch 
des Rollbacks gesellschaftlicher 
Liberalisierungsprozesse 


Andere Konservative fühlen sich durch die 
zunehmende Infragestellung ihrer Wert- 
vorstellungen und unhinterfragten Pri- 
vilegien aufgrund von Geschlecht, Haut- 
farbe und nationaler Zugehörigkeit durch 
Gleichberechtigung und gesellschaftliche 
Vielfalt bedroht und radikalisieren sich. 
Die partiell an gesellschaftlicher Akzep- 
tanz gewinnende Vielfalt möglicher Le- 
bensweisen empfinden sie als „unverständ- 
lich, unheimlich oder gar unmoralisch‘“, 
wie Streeck (2019) richtigerweise auch für 
einige „traditionelle Linkswähler“ fest- 
stellt. Den von Norris und Inglehart (2019) 
beschriebenen voranschreitenden gesell- 
schaftlichen Wandel in Richtungliberaler 
Werte können sie sich nur als Effekt einer 
bewussten Strategie ihrer politischen Geg- 
nerInnen vorstellen. So imaginiert Streeck 
etwa -in einem verschwörungstheoretisch 
angehauchtem Duktus - „moralische Um- 
erziehungsversuche“ des „mit symbolischer 
Exklusionspolitik nach innen, ausgren- 
zenden Schreib- und Sprachregelungen, 


moralischer Verurteilung nahestehender 
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Minimalabweichler [besoffenen]“ „links- 
grünen Spektrums“, die „Durchsetzung 
einer ‘celebrate diversity’-Kultur von oben 
nach unten“ und eine „antitraditionalisti- 
sche[...] Einheitsmeinung der liberalen Me- 
dienelite“ als Triebkräfte (Streeck 2019). 
Norris und Inglehart (2019) schen in der 
konservativen Radikalisierung vor allem 
ein Phänomen des Kipppunkts, ab dem 
liberale Wertvorstellungen - infolge eines 
„stillen Vordringens“ (Bayat 2010) verän- 
derter alltäglicher Praktiken - verbreiteter 
werden als konservative. Der Aufstieg des 
autoritären Populismus ist Ausdruck dieser 
Entwicklung. 

Irrationale Ängste und narzisstische 
Kränkungen spielen im konservativen 
Radikalisierungsprozess eine auffällige 
Rolle. Deutlich wird dies unter anderem 
in — angesichts der nach wie vor nur schr 
inkrementell voranschreitenden progressi- 
ven Liberalisierungcher absurd erscheinen- 
den, offensichtlich aber realen - Ängsten 
vor allem älterer konservativer weißer 
Männer, gesellschaftlich nicht mehr sicht- 
bar zu sein: sei es wegen „einem neuen Mix 
von Kulturen und Rassen, eine[r] Welt aus 
Radfahrern und Vegetariern“ (Zeit online 
2016); einem „feministischen Volkssturm‘, 
derein „Zusammentreiben und Einsperren 
aller Männer ins Lager der moralisch Min- 
derwertigen“ (Jessen 2018) betreibe oder 
weil Menschen ohne Migrationshinter- 
grund - und insbesondere „Menschen wie 
ich, also alte, weiße Männer“ (SWR 2019) 
- in der Öffentlichkeit „gar keinen Platz 
mehr zugewiesen bekommen“ (Deutsch- 
landfunk 2019). Zusammenhänge zwischen 
sich radikalisierendem Konservatismus und 
sozioökonomischen Prozessen sind dabei 
durchaus denkbar. Die im Zuge des Neoli- 
beralismus erfolgende „partielle Entstruk- 
turierung’ und ‘Erschöpfung’ männlicher 
und vergeschlechtlichter Herrschaft, weil 
die traditionelle Rolle des männlichen 
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Familienernährers auch dann nicht mehr 
gegeben ist, wenn sie von den Beteiligten 
gewünscht wird“ (Woltersdorff 2011: 209), 
etwa kann potenziell ein Ausgangspunkt für 
eine misogyne maskulinistische Radikali- 
sierung sein. Indem Fraser den Erfolg von 
autoritärem Populismus auf „progressiven 
Moralismus“ (Fraser 2017: 83) zurückführt, 
verleiht sie entsprechenden Ängsten und 
Kränkungen einen wissenschaftlichen An- 
strich. Die im präventiven Kampf für die 
Verteidigung nostalgischer Vorstellungen 
einer alten Ordnung von sich radikalisie- 
renden Konservativen -— eher wahnhaft 
und realitätsfern - imaginierte Diktatur 
politischer Korrektheit wird so unter der 
Hand zu einer gefühlten Tatsache, womit 
Fraser autoritär-populistischen Diskursen 
Vorschub leistet (Huke 2018). 
Autoritärer Populismus spitzt die 
konservativen Abwehrreflexe gegen ge- 
sellschaftliche Liberalisierung in einer 
spezifischer Weise zu. Ideologisch stützt 
er sich auf partikulare subjektive Erfah- 
rungen einer krisenhaften konservativen 
Werteordnung, die durch Echokammern 
und Filterblasen verstärkt und in den Sta- 
tus allgemeingültiger Wahrheiten über die 
gesellschaftliche Realität erhoben werden. 
Die eigenen Erfahrungen und alltäglichen 
Interpretationsmuster gesellschaftlicher 
Realität werden als objektive Artikulation 
eines als homogen begriffenen Volkswil- 
lens verstanden. Alternative Deutungen 
gesellschaftlicher Realität werden über ein 
Freund-Feind-Interpretationsmuster ne- 
giert oder abgewehrt. Nicht mit der eige- 
nen Position übereinstimmende Positionen 
gelten als unwahr und gegen den Willen des 
Volkes gerichtet (z.B. „political correctness“, 
„Lügenpresse“) (Huke 2019). Ängste vor 
„Anderen“ und dem Verlust von Privile- 
gien, Verschwörungsmentalität und andere 
Formen des Irrationalismus werden durch 
autoritär-populistische Politik systematisch 
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verstärkt (Dubiel 1986). Moralpaniken, in 
denen Minderheiten als deviant und Gefahr 
für die moralische Ordnung der Gesell- 
schaft konstruiert werden, sind ein Beispiel 
für diese Entwicklung (Hall u.a. 2002). Die 
Subalternen, so Alex Demirovid (2018: 32), 
werden „durch moralische Paniken und 
mediale Fokussierungen ermutigt, jene 
vom Denken, vom Begreifen zunehmend 
abgespaltene Gefühle in Ressentiments, 
rassistische Praktiken, Kälte und Entso- 
lidarisierung zu übersetzen“. Autoritärer 
Populismus erweist sich in der Folge als 
relativ resistent gegenüber Aufklärungund 
demokratischer Deliberation. 

Der progressiven Liberalisierung setzt 
der autoritäre Populismus das Ziel einer 
— gegebenenfalls gewaltsamen - Auf- 
rechterhaltung (beziehungsweise in vie- 
len Fällen eher: Herstellung) homogener 
konservativer Lebenswelten gegenüber. 
Gegenüber dem fortlaufenden, nur noch 
gewaltsam aufhaltbaren Prozess einer 
kulturell immer vielfältiger werdenden 
Gesellschaft ist die autoritär-populistische 
Mobilisierung durch „die zum kollekti- 
ven Leitbild erstarrte fiktive Erinnerung 
an eine vermeintlich kulturell homogene 
Gesellschaft [geprägt], die es [...] histo- 
isch nie gab“ (Bade 2016). Das zeigt 
sich in Versuchen der parlamentarischen 
Machtergreifung über Parteien wie die 
AFfD ebenso wie in Aktivitäten, um den 
progressiven Liberalismus durch Terror - 
u.a. die Morde des NSU, die Ermordung 
des Kasseler Regierungspräsidenten Wal- 
ter Lübcke, das Attentat auf die Kölner 
Oberbürgermeisterin Henriette Reker - 
oder alltägliche rassistische und politisch 
motivierte Übergriffe zurückzudrängen 
(Reinfrank/Brausam 2016). Je nach Grad 
der politischen Radikalität gelten dabei 
nicht nur MigrantInnen, progressive Li- 
berale undLinke als GegnerInnen, sondern 
auch demokratische Konservative. Ziel des 
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autoritären Populismus ist es - ob gewalt- 
sam oder auf parlamentarischem Weg -, 
Politik und Alltag zu re-maskulinisieren 
(z.B. durch Kürzung der staatlichen Zu- 
schüsse für Frauenhäuser), Minderheiten 
auszugrenzen und zu entrechten, eigene 
Privilegien im Kontext globaler sozialer 
Ungleichheit zu verteidigen, konservative 
Moralvorstellungen gegenüber sexueller 
Vielfalt durchzusetzen und Artikulations- 
möglichkeiten politisch Andersdenkender 
(„Volksverräter“) einzuschränken. 

Nicht nur vor dem Hintergrund der 
rassistischen Gewalt, die von autoritär po- 
pulistischen Parteien aktiviert und legiti- 
miert, wenn auch aus taktischen Gründen 
öffentlich nur selten explizit befürwortet 
wird, ist es fragwürdig, WählerInnen der 
Parteien eine präventive Generalabsolution 
zu erteilen, wie Fraser es tut, indem sie 
ohne empirische Belege feststellt, sie seien 
massenhaft weder rassistisch noch rechts 
(Fraser 2017). Für die AfD-WählerInnen 
in Deutschland ist das Gegenteil gut be- 
legt. Für die USA verweist unter anderem 
das unterschiedliche Wahlverhalten nicht 
von Rassismus betroffener und männlicher 
Teile von anderen Teilen der Arbeiterklasse 
oder von Schwarzen Frauen aufeinen Zu- 
sammenhang zu weißen und männlichen 
Privilegien (Brenner 2017, Decker/Brähler 
2018; Dowling u.a. 2017: 414; Hilmer u.a. 
2017). 


Polarisierte Lebenswelten. 
Raumeffekte von 
gesellschaftlicher Liberalisierung 
und ihrer autoritär-populistischen 
Gegenbewegung 


Die doppelte Dynamik von progressiver 
Liberalisierung und sozialpolitischem 
Scheitern der Linken hatte eine ungleiche 
Entwicklung zur Folge. Während sich in 


akademisch geprägten urbanen Räumen 
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liberale und kosmopolitische Lebensweisen 
entwickelten, vollzogsich der gesellschaftli- 
che Liberalisierungsprozess in sozioökono- 
misch deprivierten Stadtvierteln, ruralen 
Räumen und deindustrialisierten Regionen 
langsamer, während die Folgen des sozialpo- 
litischen Scheiterns der Linken deutlicher 
zu Tage traten und zuvor in progressive 
Projekte eingebundene konservative Wert- 
vorstellungen im Zuge des Scheiterns der 
Linken aktiviert und freigesetzt wurden. 
Sozioökonomisch privilegierte linke kos- 
mopolitische Milieus weisen - anders als 
konservative Eliten - dabei teils ausgeprägt 
solidarische Orientierungen auf (Müller- 
Hilmer/Gagn& 2018). Dass „die kosmopo- 
litische Linke [...] heute hochsensibel be- 
züglich der Unterdrückungsmechanismen 
gegenüber Minderheiten und der Dritten 
Welt [ist], [...] aber von der Verteilungs- 
frage im eigenen Land nichts mehr wissen 
[will]“, wie unteranderem Wolfgang Merkel 
konstatiert, ist daher eher eine - auch in 
autoritär-populistischen Diskursen gerne 
gepflegte - mythische Erzählung als eine 
zutreffende Analyse. Die Haltung zu 
Migration ist empirisch kein geeigneter 
Gradmesser für die Haltung zur Vertei- 
lungsfrage im eigenen Land, auch wenn 
dies - in Deutschland vor allem im ideo- 
logischen Umfeld von Aufstehen - gerne 
entsprechend kolportiert wird. Weder sind 
diejenigen, die gegen Migration und Flücht- 
linge mobilmachen, deshalb im nationalen 
Rahmen in besonderem Maße für Umver- 
teilung und Sozialstaatlichkeit (auch wenn 
sie der „Arbeiterklasse“ angehören), noch 
sind diejenigen notwendig neoliberal und 
sozialstaatsfeindlich, die sich für Seenotret- 
tung und einen Abbau des Grenzregimes 
aussprechen (auch wenn sie sozioökono- 
misch privilegierten Gesellschaftsschichten 
angehören). Materiell deprivierte Milieus 
sind empirisch nicht unbedingt solidari- 
scher orientiert als relativ privilegierte, auch 
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wenn das abstrakt ökonomistisch gedacht 
naheläge (Müller-Hilmer/Gagne 2018). 
Der durch Medien und wissenschaftliche 
Artikel geisternde, scheinbar alle anderen 
gesellschaftlichen Spaltungslinien über- 
strahlende Konflikt zwischen „Kosmo- 
politen“ und „Kommunitaristen“ zerfällt 
bereits bei etwas genauerem Hinschen in 
eine Vielzahl von Konfliktlinien, die zwar in 
einigen Fällen relativ parallel verlaufen, aber 
nur mit einer ordentlichen Prise populisti- 
scher Vereinfachung auf eine Dichotomie 
reduziert werden können.! 


10 Die politische Polarisierung der Gesellschaft 
erfolgt real entlang vielfältiger, sich nur 
zum Teil überlappender Dimensionen (z.B. 
postmigrantische Räume vs. herkunftsho- 
mogene; Globalisierungsgewinner vs. Glo- 
balisierungsverlierer; arm vs. reich; Kapital 
vs. Arbeit; Ohnmachtserfahrungen vs. Er- 
fahrungen politischer Handlungsfähigkeit; 
urbaner vs. ruraler Raum; demokratieferne 
Räume vs. radikaldemokratische Räume; 
exklusive vs. inklusive Solidarität; liberale 
Lebensstile vs. konservative Lebensstile; 
antidemokratische vs. demokratische Ein- 
stellungsmuster; Prekarität vs. Beschäfti- 
gungssicherheit; Männer vs. Frauen; von 
Rassismus betroffene vs. nicht von Rassismus 
betroffene Teile der Bevölkerung, u.v.m.). 
Der vermeintliche Widerspruch zwischen 
„Kosmopoliten“ und „Kommunitaristen“ 
funktioniert nur, wenn in extrem verkürz- 
ter und assoziativer Manier Klassenlagen, 
Einstellungsmuster, Erfahrungsräume und 
Lebensstile auf eine eindimensionale 
Zwei-Lager-Theorie reduziert werden, in 
der Rassismus, demokratieferne Räume, 
gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit, 
Ohnmachtserfahrungen, neonazistische 
Strukturen, aber auch differenzierte und 
zwischen Kapital und Arbeit polarisierte 
Klassenverhältnisse nicht mehr sichtbar 
sind. Kosmopolitische Lebenswelten werden 
gleichzeitig - fälschlicherweise und durchaus 
anschlussfähig für völkisch-nationalistische 
Kosmopolitismuskritik - als notwendig 
unsolidarisch und gemeinschaftszersetzend 


gedacht. 
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Nichtsdestotrotz ist die These plausibel, 
dass ein räumliches Auseinanderdriften von 
Lebenswelten den Aufstieg des autoritären 
Populismus als konservativer Bewegung 
gegen progressiven Liberalismus prägt. 
Sichtbar wird das an den regional variieren- 
den Zustimmungswerten von Parteien wie 
der AfD, aber auch an Diskursen, die eng- 
lischsprechende „elitäre Hipster“ (Spahn 
2017) zum Problem erklären oder die Stadt 
Berlin für einen failed state halten (Tages- 
spiegel 2018). Es sind bisher vorwiegend 
urbane Räume, aus denen heraus Gegen- 
bewegungen zum autoritären Populismus 
entstehen. Ein Beispiel hierfür ist die Be- 
wegung der Flüchtlingssolidarität im Zuge 
des Sommers der Migration (sogenannte 
Willkommenskultur). Als Reaktion aufdie 
Fluchtbewegung im Jahr 2015 entstanden 
— häufig aus einer intuitiv empfundenen 
Nähe und Notwendigkeit etwas zu tun 
heraus, die auf den Prozess des progressi- 
ven Wertewandels verweist — bundesweit 
Initiativen, die Hilfe für Geflüchtete anbo- 
ten. Schwerpunkte dieser Bewegung waren 
eher liberal oder progressiv geprägte Stadt- 
viertel (z.B. das Karoviertel in Hamburg). 
Gleichzeitig machte die Bewegung jedoch 
sichtbar, dass der Prozess der progressiven 
Liberalisierung auch jenseits dieser Räume 
(z.B. in ländlichen Regionen) seine Spuren 
hinterlassen hatte, dort entwickelten sich 
ebenfalls - teils beeindruckende — Unter- 
stützungsnetzwerke. In konservativen Mi- 
lieus wurde der Sommer der Migration als 
doppelte Bedrohung empfunden: 

Einerseits verstärkte er Ängste, dass der 
Staat und alle anderen sich immer nur um 
die anderen kümmerten, man selbst aber 
nie etwasbekomme. Das Ungerechtigkeits- 
empfinden schlug dabei teilweise in eine 
missgünstige Grundhaltung um, in der es 
primär nicht mehr darum ging, die eigene 
soziale Situation zu verbessern, sondern 
nur noch darum, anderen den Zugang 


Nikolai Huke 


zu staatlicher Unterstützung zu verwei- 
gern.!! Alltäglicher Rassismus gegenüber 
Geflüchteten begünstigt entsprechende 
misanthropische Orientierungen („Die 
kriegen das Geld vom Staat in den Arsch 
geblasen, während wir Deutschen hart 
arbeiten und Steuern zahlen.“). 
Andererseits machte er deutlich, wie 
weit konservative Lebenswelten, in denen 
rassistische Ausgrenzung, Flüchtlingsfeind- 
lichkeit und der Vorrang des Nationalen 
eine unhinterfragte Geltung beanspruchen 
konnten, sich bereits von der Normalität 
anderer Teile der Gesellschaft entkoppelt 
hatten. Die radikalisierte konservative Ge- 
genreaktion reichte von PEGIDA über Ge- 
walt gegen Unterkünfte, Flüchtlingshelfer 
und Geflüchtete bis zum Aufstiegder AfD. 
Die Folge war eine politische Polari- 
sierung, in Zuge derer sowohl progressive 
als auch konservative Einstellungsmuster 
aktiviert und mobilisiert wurden. Den 
progressiven Liberalisierungsprozess und 
die von ihm immer wieder hervorgebrach- 
ten progressiven liberalen Bewegungen in 
Frage zu stellen, gelang der autoritär-popu- 
listischen Mobilisierung in erster Linie in 
Teilen des konservativen Milieus, die sich 
seither fortschreitend radikalisieren (z.B. 
sichtbar an der WerteUnion in der CDU). 
Progressive liberale Milieus waren hinge- 
gen immer wieder Ausgangspunkt von 


11 Die Ergebnisse der qualitativen Interviews 
unseres Forschungsprojekts „Willkommens- 
kultur und Demokratie in Deutschland“ 
(www.welcome-democracy.de) sprechen 
dafür, dass der Zuzug von Geflüchteten po- 
litisch eher eine Chance für die Ausweitung 
von Sozialstaatlichkeit, als eine Gefährdung 
von Sozialleistungen für etablierte Bevölke- 
rungsgruppen darstellte, da erwa Investitio- 
nen ausgeweitet wurden, die auch bereits in 
Deutschland lebenden Bevölkerungsgrup- 
pen zugutekamen (z.B. bei der Förderung 
berufsvorbereitender Maßnahmen). 
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Protesten gegen diese Entwicklung (z.B. 
Seebrücke, #unteilbar, #wirsindmehr). Die 
Zeit bleibt damit - angelehnt an Gramsci 
- bisher eine, in der sich das Alte gegen das 
Sterben aufbäumt, aber auch nicht verhin- 
dern kann, dass das Neue sich langsam und 
immer wieder scheiternd einen Weg sucht, 
um geboren zu werden. 


Fazit 


Dass der Aufstieg des autoritären Populis- 
mus, wie Fraser (2017) recht euphorisch 
feststellt, eine offene und instabile Situa- 
tion herbeigeführt habe, in der Herzen und 
Verstand über einen progressiven Populis- 
mus für linke Politik gewonnen werden 
können, halte ich vor dem Hintergrund 
der von mir skizzierten Entwicklungen 
für Wunschdenken. Ursache scheint die 
„Sehnsucht nach einem verloren geglaub- 
ten revolutionären (Arbeiter-)Subjckt [...] 
- einem Subjekt, das zwar in die falsche 
Richtung läuft, aber dies immerhin aus 
den richtigen Gründen, und das deshalb 
von links auch ‘nur’ noch zurückgewonnen 
werden muss“ (Dowling u.a. 2017: 419). 
Die Verarbeitungsformen alltäglicher Kri- 
sen im Neoliberalismus und radikalisierte 
konservative Abwehrreflexe auf progres- 
siven Liberalismus, die autoritären Popu- 
lismus vorantreiben, bieten nur begrenzt 
Anknüpfungspunkte für progressive Po- 
litik. Sie können nicht einfach von links 
aufgegriffen, sondern müssen in emanzi- 
patorischer Weise durchbrochen werden. 
Selbst wenn man gruppenbezogene Men- 
schenfeindlichkeit außer Acht lässt, ist es 
eine herausfordernde Aufgabe, frustriertes 
Einzelkämpfertum, verbitterte Sprachlo- 
sigkeit oder eine neoliberale Grammatik 
der Härte in politisches Engagement gegen 
die Zumutungen des Neoliberalismus oder 
auch nur Wahlentscheidungen für linke 
Parteien zu transformieren. 


Norris und Inglehart (2019: 16£.) gehen 
perspektivisch davon aus, dass sich die auto- 
ritär-populistische Mobilisierung im Zuge 
von Generationswechsel und fortschreiten- 
der Urbanisierung - die mit einem ’Irend 
zur progressiven Liberalisierung einherge- 
hen - langfristig in der Tendenz von selbst 
erledigen wird. Autoritärer Populismus 
könnte jedoch - etwa indem er rassistische 
Gewalt legitimiert, ethnisierte soziale Kon- 
flikte verstärkt oder vorhandene autoritäre 
Einstellungsmuster konsolidiert - durchaus 
in der Lage sein, eine Irendumkehr einzu- 
leiten. Dass jüngere Generationen quasi- 
automatisch progressiver eingestellt sind, 
ist keineswegs selbstverständlich, wie sich 
etwa in der Zustimmung zu Rassismus in 
Abhängigkeit vom Alter in Ostdeutschland 
zeigt und wie es sich auch in Wahlergebnis- 
sen widerspiegelt (Decker/Brähler 2018). 
Erfahrungen aus Ländern wie Ungarn, Ita- 
lien oder der Türkei deuten daraufhin, dass 
autoritärer Populismus, wenn erersteinmal 
alltägliche Handlungsroutinen durchdrun- 
gen hat, schwer wieder zurückzudrängen ist. 

An einer linken Strategie zu arbeiten, wie 
Fraser (2017) es vorschlägt, der es gelingt, 
über sozialpolitische Erfolge auch von Aus- 
terität und neoliberalen Verwerfungen be- 
troffene konservative Teile der Bevölkerung 
in ein fortschrittliches Projekt einzubinden, 
ist daher durchaus wünschenswert. Wie 
diese Erfolge im Alltag, im Betrieb und von 
der Regierungsbank aus gegen strukturelle 
kapitalistische Disziplinierungsmechanis- 
men durchgesetzt werden sollen, ist aber 
nach wie vor eine ungeklärte Frage. Dieser 
Frage auszuweichen, wie Fraser und andere 
estun, indem sie progressiven Liberalen die 
Verantwortung für die gegenwärtige Krise 
der Linken in die Schuhe schieben, magauf 
kurze Sicht hilfreich sein, um sich einen mes- 
sianischen Blick auf Bernie Sanders oder Je- 
remy Corbyn zu bewahren. Auf lange Sicht 
rächt es sich jedoch doppelt: Einerseits, weil 
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progressiver Liberalismus de-legitimiert 
wird, der gegenwärtigin Abwesenheit einer 
relevanten egalitären und klassenbasierten 
Linken die einzige gesellschaftliche Kraft ist, 
die in der Lage ist, autoritären Populismus 
in bestimmten Räumen herauszufordern 
und zurückzudrängen; andererseits, weil 
man sich die Augen reiben wird, wenn die 
Lichtgestalten von heute ebenso schnell 
scheitern wie die Lichtgestalten von ges- 
tern (z.B. Tsipras, Mitterand). Etwas mehr 
Mut zur Selbstkritik, Lernfähigkeitund eine 
solidarische Haltung gegenüber denjenigen, 
die -— wenn auch teilweise unter Vernach- 
lässigung der sozialen Frage - gegen auto- 
ritären Populismus, Diskriminierung und 
Ungleichheit kämpfen, würde ich mir auch 
von einer selbsterklärten arbeiterklassena- 
hen Linken wünschen. 

Würden all diejenigen Linken, die ge- 
genwärtig ihre politische Hauptaufgabe 
darin zu schen scheinen, medienwirksam 
in Facebook-Kommentaren, Meinungs- 
artikeln, Interviews und Talkshows über 
„Kosmopoliten‘, „Umerziehungsversuche“, 
„Gendersternchen“ und „Moralismus“ zu 
schimpfen sowie Ressentiments gegen das 
„links-grüne Spektrum“ zu schüren, ihre 
Energie und Zeit stattdessen in ernsthafte 
Versuche eines lokalen organisatorischen 
Aufbaus von Projekten eines „realistischen 
Antikapitalismus“ stecken, wäre meines Er- 
achtens bereits viel gewonnen. Dass diese 
Entwicklung gerade cher unwahrscheinlich 
ist, verweist auf einen selbstzerstörerischen 
Verfallsprozess von Teilen der Linken: Die 
frustrierende Erfahrung der eigenen sozial- 
politischen Hilflosigkeit gegenüber neoli- 
beraler Alternativlosigkeit und „verriegelten 
Verhältnissen“ (Menz u.a. 2013) wird in 
„linke Melancholie“ (Brown 1999) undeine 
nostalgische Sehnsucht nach dem Fordis- 
mus auf der einen und Aggressionen gegen 
progressive Liberale und liberale Linke auf 
der anderen Seite übersetzt. Notwendig 
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wären demgegenüber eine linke Trauerar- 
beit (Adamczak 2011) und pragmatische 
Suchprozesse nach progressiven sozialpoli- 
tischen Strategien, die auch unter gegebenen 
Verhältnissen trag- und hegemoniefähig 
sind. Der inklusive Populismus von Cor- 
byn oder Sanders, aber auch radikaldemo- 
kratische Organisationsformen politischer 
Solidarität im Alltag (Huke 2016) könnten 
hierfür mögliche Inspirationsquellen sein. 

Statt die widersprüchlichen Erfolge 
sozialer Bewegungen (z.B. in Bezug auf 
Anerkennung von kultureller Diversität, 
sexueller Vielfalt und Antidiskriminierung) 
in den vergangenen Dekaden zu bedauern 
und infrage zu stellen, weil sie am Ende ja 
doch nur den neoliberalen Kapitalismus sta- 
bilisiert haben, sollte man sie als das in den 
Blick nehmen, was sie sind: Schritte nach 
vorn, die aber weit davon entfernt sind, die 
Gesellschaft grundlegend in eine emanzi- 
patorische Richtung zu verändern. Positiv 
ist dabei in jedem Fall hervorzuheben, dass 
durch die Erfolge der Bewegungen und die 
folgende progressive Liberalisierung Räume 
entstanden sind, die sich bisher als relativ 
immun gegenüber autoritärem Populismus 
erweisen und immer wieder zum Ausgangs- 
punkt demokratischer Protestbewegungen 
für eine gleichberechtigte, offene und 
solidarische Gesellschaft werden. Durch 
diese Entwicklungen besteht zumindest 
die Hoffnung darauf, dass der autoritäre 
Populismus als radikalisierte konservative 
Gegenreaktion eventuell nur ein morbides 
Symptom der „Zeit der Monster“ des Inter- 
regnums sein könnte. 

Simplifizierende Erklärungsmuster für 
autoritären Populismus, die sich auf im- 
pressionistische empirische Bezüge, dürre 
quantitative Korrelationen und/oder ge- 
fühlte Wahrheiten stützen (und gleichzeitig 
relevante Teile der Forschung ignorieren, 
z.B. Einstellungsuntersuchungen zu grup- 


penbezogener Menschenfeindlichkeit), 
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verhindern meines Erachtens eher, dass 
erfolgreiche Strategien entwickelt werden 
können. Es braucht eine sozialwissenschaft- 
liche Forschung, die in der Lage ist, die 
dichotome und verschwörungstheoretisch 
gerahmte Weltsicht des autoritären Populis- 
mus durch eine präzise historisierende empi- 
rische Analyse alltäglicher Erfahrungen und 
widersprüchlicher Konfliktdynamiken in 
Frage zu stellen und realistische alternative 
Perspektiven gesellschaftlicher Veränderung 
aufzuzeigen. Eine Voraussetzung dafür ist, 
daraufzu verzichten, unliebsame empirische 
Befunde, die die eigene gefühlte Wahrheit 
in Frage stellen, einfach auszublenden - ob 
zum Phänomen des autoritären Populismus 
selbst, zu Rassismus und neonazistischen 
Strukturen, zu Geschlechterverhältnissen 
oder auch Klassenverhältnissen. 
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und Markus Wissen 


Herrschaftskritik und radikale Demokratie 
Zum Tod von Wolf-Dieter Narr (1937-2019) 


Mit Wolf-Dieter Narr, der am 12. Okto- 
ber 2019 in Berlin gestorben ist, haben wir 
einen wichtigen Freund, akademischen 
Lehrer und politischen Mitstreiter verlo- 
ren. Als wir vor zwei Jahren, zu seinem 80. 
Geburtstag, eine Gesamtbibliographie sei- 
ner Schriften online zugänglich machten! 
und einen Band mit einer Auswahl seiner 
Texte aus vier Jahrzehnten herausgaben,? 
leiteten wir letzteren mit den Worten ein, 
dass Wolf-Dieter wie nur wenige seiner 
Generation „die Nachkriegsgeschichte der 
Bundesrepublik und später des vereinten 
Deutschlands durch seine kritischen Inter- 
ventionen geprägt hat. Er gehört zu den ver- 
lässlichen politischen Intellektuellen und 
den lebenslang praktisch Engagierten, die 
der zunächst noch jungen Bundesrepublik 
bis in die jüngste Gegenwart den Spiegel 
vorgehalten haben. Wolf-Dieter Narr kann 
auf ein pralles Leben zurückblicken, das 
sich in seiner intellektuellen Vielseitigkeit 
einem schnellen Zugriff entzieht. Schon 
der Versuch, die vielen Fäden zusammen- 
zuhalten, müsste zwangsläufig scheitern. 
Dennoch existiert so etwas wie ein ge- 
meinsames Bleigewicht. Ein radikales Ver- 


Siehe www.wolfdieternarr.de 

2 Wolf-Dieter Narr (2017): Radikale Kritik 
und emanzipatorische Praxis. Ausgewählte 
Schriften kommentiert von Wegbegleiter*in- 
nen, hrsg. vom Komitee für Grundrechte 
und Demokratie. Münster. 


ständnis von Demokratie und Menschen- 
rechten wie die Kritik gesellschaftlicher 
Herrschafts-und Ausbeutungsverhältnisse 
bilden den normativen Kern seines leiden- 
schaftlichen Engagements als Denker und 
im politischen Alltag.“ 

Demokratie und Menschenrechte wer- 
den in Politik und Wissenschaft allzu oftals 
abstrakt-hehre Ideale benutzt, in Sonntags- 
reden beschworen und teilweise gar zur Le- 
gitimation von Kriegen missbraucht. Das 
ist sicherlich einer der Gründe dafür, dass 
Teile der Linken lange Zeit und zum Teil 
bis heute ein eher distanziertes Verhältnis 
zu den beiden Konzepten pflegen. Wolf- 
Dieter gab sich damit nicht zufrieden. Mit 
Adorno gesprochen lehnte er esab, zynisch 
das „Kind mit dem Bade“ auszuschütten 
und angesichts des bisherigen Scheiterns 
aller Versuche, die uneingelösten Utopien 
von Demokratie und Menschenrechten 
real zu machen, dazu überzugehen, dieses 
„Mißlingen zu befördern, indem man wie 
Katherlieschen noch den Vorrat an schö- 
nem Weizenmehl über das ausgelaufene 
Bier streut.“? Stattdessen suchte er die 
Konzepte herrschaftskritisch zu wenden, 
indem er ihren „überschießende[n] und 
unabgegoltene[n] Elemente[n]* nachspür- 


3 Theodor W. Adorno (1997): Minima Mora- 
lia. Reflexionen aus dem beschädigten Leben. 
Gesammelte Schriften 4. Frankfurt/M, S. 49. 
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te.*Er kritisierte es, wenn Menschenrechte 
aufindividuelle Abwehrrechte verengtund 
Demokratie auf das auch noch national- 
staatsbürgerlich beschränkte Wahlrecht 
in der Sphäre des Politischen reduziert 
wurde. Denn dadurch werde die „in den 
Produktionsverhältnissen klassenförmig 
festgeschriebene Ungleichheit zur funda- 
mentalen Freiheit“° deklariert und ihre 
Ursache der demokratischen Verfügbarkeit 
entzogen; die Besonderheiten konkreter 
Menschen würden im bürgerlichen, wei- 
ßen und männlichen Individuum verallge- 
meinert, und die Folgen dieser Abstraktion 
seien notwendigerweise Herrschaft und 
Ungleichheit. 

Wolf-Dieter begriff die Demokratie in 
einem emphatischen Sinne. Er betonte, 
dass die „Ekstase des aufrechten Gangs“, 
in der sich für ihn ein gelingendes Leben 
verdichtete, die demokratische Organi- 
sation aller Bereiche des menschlichen 
Zusammenlebens erfordere. Demokratie 
war für ihn assoziiert mit Herrschafts- 
freiheit, der Selbstbestimmung von Men- 
schen über ihre gemeinsamen Geschicke 
und ihre Geschichte. Ein derart radikales 
Demokratie-Konzept korrespondiert 
mit einem materialistischen Verständnis 
der Menschenrechte, das die Frage stellt, 
welche politischen und ökonomischen Be- 
dingungen realisiert werden müssten, um 
eine volle, universelle Geltung politischer, 
sozialer und ökonomischer Menschen- 
rechte überhaupt erst möglich zu machen. 
Erst ein solches Verständnis setzt das im 


Begriff der Menschenrechte angelegte 


4  Wolf-Dieter Narr (2010): Ekstase des auf- 
rechten Gangs. In: Der Freitag, 25.7.2010. 


5 Wolf-Dieter Narr zusammen mit Dirk 
Vogelskamp (2012): Trotzdem: Menschen- 
rechte! Versuch, uns und anderen nach natio- 
nalsozialistischer Herrschaft Menschenrechte 
zu erklären. Köln, S. 37. 
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herrschaftskritische Potenzial frei. „Men- 
schenrechtliche Normen lügen, wenn 
nicht die sozialen Bedingungen (Formen) 
genannt und geschaffen werden, die sie al- 
lein für alle wirklich werden lassen.“ Des- 
halb gelte es, die in den Menschenrechten 
eingefangenen menschlichen Bedürfnisse 
im Geflecht der natürlichen und sozialen 
Bedingungen zu aktualisieren. „Das macht 
Spaß. Das kostet Anstrengung.” 

Ein so verstandenes Konzept von De- 
mokratie und Menschenrechten war für 
Wolf-Dieter der politische und analytische 
Kompass, der jene Zustände zu begreifen, 
zu kritisieren und umzuwerfen hilft, in de- 
nen der Mensch, um mit Marx zu sprechen, 
„ein erniedrigtes, ein geknechtetes, ein ver- 
lassenes, ein verächtliches Wesen ist“ Und 
solchen Zuständen spürte er nach, um die 
Sachzwänge, als die sie häufigverbrämt wer- 
den, in ihrer Interessenhaftigkeit sichtbar zu 
machen. Er analysierte und kritisierte den 
kapitalistischen Staat ebenso wie eine staats- 
hörige und wirtschaftsnahe Wissenschaft, 
die Psychiatrie ebenso wie das Gefängnis 
und das Lagersystem für Geflüchtete, die 
imperialistische Gewalt genauso wie die 
mit ihr gekoppelte, verharmlosend als 
Globalisierung bezeichnete kapitalistische 
Landnahme seit den 1980er Jahren. 

Seine Kritik galt dabei wesentlich den 
Herrschaft begründenden und versteti- 
genden Wirkungen der Form politischer 
und sozialer Prozesse. Als herrschaftsförmig 
attackierte er etwa Parteiformen, universi- 
täre Verfahren und vieles mehr. So forderte 
erin einem 1980 erschienenen, historisch 
ebenso wie theoretisch gesättigten und in 
der jüngeren staatstheoretischen Debatte 
zu Unrecht kaum rezipierten Text, „die 
materielle Dynamik organisatorischer 


6 Narr, Ekstase des aufrechten Gangs, a.a.O. 
7 Narr, Trotzdem: Menschenrechte, a.a.O. 
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Formen als dauerndes Problem“ emanzipa- 
torischer Politik zu begreifen und entspre- 
chend „formbewusst“ zu handeln. Jüngere 
soziale Bewegungen wie die Ökologie- und 
die Frauenbewegungseien gerade dadurch 
wirksam gewesen, „daß sie neue Formen ge- 
wählt haben. [...] Sie versuchten sich nicht 
im Machtkartell hochzurangeln, sondern 
das Machtkartell durch ihre selbstbe- 
stimmte Vorgangsweise zu beeinflussen.“® 
Den Herrschaftsformen müssen man 
ständig „andere, eigene, selbstverständlich 
dauernd von innen und außen gefährdete 
Formen entgegensetzen.“? 

Im Namen der Zeitschrift, in der dieser 
Text erschien und zu dessen Gründungshe- 
rausgebern Wolf-Dieter 1973 gehörte, fand 
das Projekt einer Kritik der Form bzw. der 
Gegenstand dieser Kritik seinen program- 
matischen Ausdruck: Leviathan. Wolf-Die- 
ter verfolgte dieses Kritik-Projekt weit über 
seine Mitarbeit in der Zeitschrift hinaus, so 
etwa als er in einem Argument-Aufsatz von 
2005 dem „Oxymoron einer gewaltfreien 
Gewalt“ auf den Grund ging: Statt durch 
Monopolisierung zivilisiert zu werden, 
werde Gewalt im Staat „im schwäbisch- 
hegelschen Sinne“ aufgehoben, „sprich be- 
seitigt und bewahrt in einem“. Wolf-Dieters 
radikale, anarchistisch inspirierte Staats- 
kritik speiste sich auch aus dieser Einsicht: 
Hinter allen modernen Staatstätigkeiten, 
auch ihren scheinbar harmlosen, techni- 
schen, progressiven Erscheinungen, steht 
eine sie absichernde Gewaltsamkeit, die 


8 Wolf-Dieter Narr (1980): Zum Politikum 
der Form - oder warum fast alle Emanzipa- 
tionsbewegungen Herrschaft nur fortlaufend 
erneuern, allenfalls besänftigen. In: Zevia- 
than 8(2),S. 143-163, wieder abgedruckt in: 
Narr, Radikale Kritik, a.a.O., S. 15-34. Die 
zitierten Stellen finden sich in der zuletzt 
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andere Umgangsformen mit gesellschaft- 
lich entstandenen Problemlagen - solida- 
rische, egalitäre, herrschaftsfreie Koopera- 
tion - historisch verdrängt hat und aktuell 
verunmöglicht. Die Rede vom staatlichen 
Gewaltmonopol beinhalte deshalb immer 
die Gefahr einer Verharmlosung: Auch die 
Monopolisierung der Gewalt ziehe dieser 
nicht ihre „verletzenden, raubenden, Angst 
erregenden, andere unterwerfenden oder 
tötenden Zähne“.'" Eben dies zeigte Wolf- 
Dieter in unzähligen wissenschaftlichen 
Texten und politischen Interventionen zum 
Demonstrationsrecht, zum Haftsystem, zur 
Lagerunterbringung und zum psychiatri- 
schen Zwang." 

Dabei hatte er stets im Blick, dass 
staatliche Gewalt, die er immer auch als 
staatlich durchgesetzten und abgesicher- 
ten ökonomischen Zwang begriff, dann 
am wirksamsten ist, wenn sie nicht nur 
als solche daherkommt, sondern auch von 
den Individuen verinnerlicht wird. Dies 
war für ihn ein zentrales Kennzeichen der 
neoliberal-kapitalistischen Globalisierung, 
die, nachdem Reagan, Thatcher und Co. sie 
in den 1980er Jahren ins Rollen gebracht 
hatten, in den 1990er und frühen 2000er 
Jahren von einer marktkonformen Sozi- 
aldemokratie in vielen Teilen der Welt 
hegemonial gemacht wurde. Das „Leis- 
tungstrimmdich von der Wiege bis zur 
Bahre“ und „die geradezu gesellschaftlich 
universelle Veralltäglichung neolibera- 
len Denkens“ bezeichnete er 2003 in der 


10 Wolf-Dieter Narr (2005): Staatsgewalt. 
Politisch-soziologische Entbergungen. In: 
Das Argument, Nr. 263, 63-82, wieder ab- 
gedruckt in: Narr, Radikale Kritik, a.a.O., 
S. 35-52. Die zitierten Stellen finden sich in 
der zuletzt genannten Quelle auf S. 41. 

11 Siehe Narr, Radikale Kritik, a.a.O., Teil II. 
Siehe auch die umfassende Dokumentation 
seiner Schriften auf wolfdieternarr.de. 
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Imperialismus“.'? 

Seine Kritik an den herrschenden po- 
litischen Formen und die Betonung der 
„Gewalt“ im Begriff des Gewaltmonopols 
hat ihn davor bewahrt, die politischen 
Möglichkeiten progressiver Parteien zu 
überschätzen. Wogegen er dabei jedoch 
gefeit war, das war die rechthaberische 
Geste des Immer-schon-besser-gewusst- 
haben-Wollens und einer falsch verstan- 
denen Ideologiekritik. Viel zu sehr litt er 
an den herrschenden Verhältnissen, und 
viel zu sehr litt er »zit allen, denen diese Ver- 
hältnisse physische oder seelische Gewalt 
zufügten, um nicht mit ganzer Kraft und 
Konsequenz sowie mit den - von ihm stets 
als Verpflichtungbegriffenen - Freiräumen 
eines privilegierten Professors auf Verände- 
rungen zu drängen. Ebenso wenig wie seine 
Kritik an einem liberalen Menschenrechts- 
verständnis ihn dazu verleitete, das Kon- 
zept der Menschenrechte als bloße Illusion 
zu entlarven und zu verwerfen, hielten ihn 
deshalb sein theoretisches Verständnis der 
politischen Form und sein Wissen um die 
manchmal verheerenden Wirkungen, die 
die Missachtung der Form seitens progres- 
siver Kräfte gezeitigthatten, davon ab, nach 
gesellschaftlichen Alternativen zu suchen, 
die in ihrer Konkretheit einen utopischen 
Überschuss aufwiesen. 

Davon ließ Wolf-Dieter selbst dann 
nicht ab, als die von vielen während der 
langen Kohl-Kanzlerschaft herbeige- 
sehnte rot-grüne Bundesregierung 1999, 
kurz nach ihrem Antritt, eine beispiellose 
Bruchlandung hinlegte, die allen Illusi- 
onen über die Möglichkeiten staatlicher 


12 Wolf-Dieter Narr (2003): Introvertierte 
Imperialismen und ein angstgeplagter He- 
gemon. Für eine utopische Transzendenz 
der Globalisierungskritik. In: PROKLA 133 
33(4), S.575-598, hier S. 589 und S. 592. 
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Reformpolitik ein Ende zu bereiten schien. 
Der menschenrechtlich wohl folgenreichste 
Ausdruck des „rot-grünen Absturzes“ - so 
der Titel eines PROKLA-Schwerpunkts 
im selben Jahr - war die deutsche Beteili- 
gungam NATO-Krieg gegen Serbien. Die 
frühe und einschneidende Entscheidung 
der roten-grünen Bundesregierung, sich 
im Namen der Menschenrechte an diesem 
Kriegzu beteiligen, wurde von Wolf-Dieter 
scharf kritisiert. Ein Aufruf an deutsche 
Soldaten, zu desertieren, brachte ihn und 
Mistreiter*innen aus dem Komitee für 
Grundrechte und Demokratie vor Gericht. 
Viele frühere Weggefährt*innen konnten 
die radikale Kritik am von Deutschland 
mitgeführten Krieg nicht akzeptieren. 
Es kam zu harten und manchmal schrof- 
fen Auseinandersetzungen, in deren 
Folge es politisch einsamer wurde um 
Wolf-Dieter.'? 

Es wäre ein Leichtes gewesen, in dieser 
Situation den Anspruch von Reformpolitik 
mit ihrer Wirklichkeit zu konfrontieren 
und die in sie gesetzten Hoffnungen als 
„falsch“ zu entlarven. Ebenso leicht hätte 
man sich aufden Standpunkt zurückziehen 
können, „dass jede größere Reformanstren- 
gung vergebens ist, weil die herrschenden 
Verhältnisse nun einmal herrschende 
Verhältnisse sind“'*. Dies lag Wolf-Dieter 
jedoch fern. Stattdessen machte er sich in 
einem PROKLA-Aufsatz auf die Suche 
nach den Gründen für die „falschen“ 
Hoffnungen, die „einem geradezu vorpo- 
litischen Wunschdenken entsprangen‘“, 
sowie nach dem, was sich mit Ernst Bloch 


13 Wolf-Dieter Narr, Roland Roth, Klaus Vack 
(1999): Lernen aus dem Krieg. In: Der Frei- 
tag 11.6.1999. 

14 Wolf-Dieter Narr (1999): Gegenwart und 
Zukunft einer Illusion. Rotgrün und die 
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als „erfahrene Hoffnung“ bezeichnen und 
den „hofferische[n] Eintagsfliegen“ entge- 
genhalten ließe." Als zentralen Fehler von 
Rot-Grün diagnostizierte er den machtver- 
sessenen, tatsächlich aber machtvergesse- 
nen Verzicht auf die gesellschaftliche Vor- 
bereitungeines Reformprojekts, das seinen 
Namen wirklich verdiente: „Kein Lernen. 
Kein reformerisches Präparieren. Keine 
mobilisierende Aufklärungsarbeit.“'° Po- 
sitiv gewendet formulierte er damit die 
Anforderungen, denen Reformpolitik, will 
sie denn zumindest punktuelle Verbesse- 
rungen erreichen oder gar dazu beitragen, 
die liberale Demokratie über ihre Grenzen 
hinauszutreiben, genügen muss. 

Die inhaltliche Fülle und Breite von 
Wolf-Dieters Arbeit (in 50 Jahren des 
Schreibens publizierte er weit über 500 
Texte) und seinen politischen Interven- 
tionen spiegelte sich auch in dem großen 
thematischen Spektrum der von ihm be- 
treuten Abschlussarbeiten, Promotionen 
und Habilitationen. Seine Kolloquien 
vermittelten eine Ahnung von den Mög- 
lichkeiten, die in der - real verhinderten 
- Einheit von kritischer Theorie und Sozi- 
alwissenschaften lagen, in der Befunde und 
Erkenntnisse aus ganz unterschiedlichen 
Feldern miteinander vermittelt werden. 

Obwohl Wolf-Dieter nie einen „Nar- 
rismus“, eine theoretische Schule, begrün- 
dere, teilte sich seiner großen Zahl von 
Promovend*innen seine Begeisterung 
wie seine Empörung über die Universität 
emphatisch mit. Im Jahr 2004 schrieb er 
kurz nach seiner Emeritierung: „Ein un- 
säglicher Langzeitstudent habe ich einen 
Großteil meiner Zeit in den Hallen von 
Universitäten zugebracht und mir mein 
Leben in ihnen vertrieben. Und nie hat 


15 Ebd. 
16 Ebd., S. 365. 
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mich die Leidenschaft in Sachen Univer- 
sität verlassen, wenngleich die Leiden an 
ihr, von der und für die ich nicht zuletzt 
lebte, zugenommen haben.“ 

Mit wütender Leidenschaft griff Wolf- 
Dieter schließlich die neoliberale Zurich- 
tung der Hochschulen an, die es syste- 
matisch verhindere, dass Studierende zu 
sozial und politisch urteilskräftigen, eigen- 
artigen wie eigensinnigen und mündigen 
Menschen werden. Es wären Menschen, 
die eine dem Diktum Adornos entspre- 
chende Bildung erfahren hätten, wonach 
Erziehung zuvorderst daraufzielen müsse, 
dass Auschwitz nicht noch einmal sei. Vor 
diesem Hintergrund war es konsequent, 
wenn auch heftig umstritten, dass Wolf- 
Dieter seine Kritik an der Neoliberalisie- 
rung der Hochschulen 2006 gemeinsam 
mit Peter Grottian nicht nur dahingehend 
zuspitzte, die modularisierte Struktur der 
neuen Bachelor-Studiengänge verkörpere 
die „Ekstase der schmalspurigen Fachidi- 
otisierung“. Er polemisierte zudem, diese 
sei gar eine „Vorstufe zur Banalität des 
Bösen“, also der universitären Ausbildung 
von Technokrati*innen, die unfähig seien 
zur politischen Urteilskraft, zur Refle- 
xion ihrer eigenen Praxis und dazu, dar- 
aus Konsequenzen zu ziehen.'* Liest man 
im Jahr 2019, nachdem ein Großteil der 
Professor*innen sowie der gesamte Mittel- 
bau und die Studierenden deutscher Hoch- 
schulen durch das effizienz- und verwer- 
tungsgetrimmte neoliberale Uni-System 
hindurchgegangen sind, Wolf-Dieters 


Ausführungen zu einer emanzipatorischen 


17 Wolf-Dieter Narr (2004): Nachwort 2004 
vorweg - Vorbemerkungzur vierten Auflage. 
In: Ders.: Wider die restlose Zerstörung der 
Universität, hrsg. vom AStA der FU Berlin, 
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Universität, lässt sich fast schockiert erah- 
nen, welche Hoffnungen und Potenziale 
auf kritisches Lernen, Lehren und For- 
schen in den letzten Jahrzehnten verloren 
gegangen sind. 

Wolf-Dieters vor genau 20 Jahren ge- 
troffene Diagnose ist heute aktueller denn 
je: „[DJie Verfassung liberaler Demokratie 
ist unbeschadet ihrer nicht aufzugebenden 
Qualitäten, wie immer sie in der Vergan- 
genheit funktioniert haben mag, jedenfalls 
heute, spätestens im Zeichen von Europa 


Die Neue Rechte 


Der Aufstieg der AfD samt 
ihrem rechtsradikalen Anhang 
vollzieht sich anscheinend un- 
aufhaltsam. Es stellt sich die 
Frage, mit welchen Inhalten 
und Strategien die Neue Rechte 
derartige Erfolge verbucht. 


In unserer Zeitschrift schrei- 
ben Helmut Kellershohn über 
einen ‚rechten Antikapitalis- 
mus’, Freerk Huisken über den 
Rechtspopulismus und Richard 
Siegert über rechte Politk. 
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und der Globalisierung den mit ihr ver- 
bundenen Anforderungen schlechterdings 
nicht (mehr) gewachsen.“ Es bedarfeiner 
Radikalisierungder Demokratie und einer 
Politikwissenschaft, die als kritisch-mate- 
rialistische Demokratiewissenschaft über 
das Bestehende hinausdenkt und Wege in 
eine radikaldemokratisch-menschenrecht- 
liche Zukunft weist. 


19 Narr, Rotgrün, a.a.O., S. 161. 
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